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Liebe Kollegin, lieber Kollege,

Sie halten die aktualisierte Neuauflage Ihres Kollektivvertrages in den Händen. Darin sind wichtige
Ansprüche aus Ihrem Arbeitsverhältnis geregelt. Darunter auch solche, auf die es keinen gesetzlichen
Anspruch gibt, wie zum Beispiel Urlaubs- und Weihnachtsgeld.

Ein Kollektivvertrag

• schafft gleiche Mindeststandards bei der Entlohnung und den Arbeitsbedingungen für alle Arbeit-
nehmer:innen einer Branche,

• verhindert, dass die Arbeitnehmer:innen zu deren Nachteil gegeneinander ausgespielt werden
können,

• schafft ein größeres Machtgleichgewicht zwischen Arbeitnehmer:innen und Arbeitgebern und
• sorgt für gleiche Wettbewerbsbedingungen zwischen den Unternehmen einer Branche.

Die Gewerkschaft GPA verhandelt jedes Jahr über 170 Kollektivverträge mit den zuständigen Arbeit-
geberverbänden. Damit ein neuer Kollektivvertrag abgeschlossen oder ein bestehender verbessert
werden kann, muss es inhaltlich zu einer Einigung kommen. Oft gelingt das erst nach mehreren Ver-
handlungsrunden, manchmal müssen wir als Gewerkschaft Druck bis hin zum Streik erzeugen. Als
Gewerkschaftsmitglied tragen Sie entscheidend zu jener Stärke bei, mit der wir Forderungen im Inte-
resse der Arbeitnehmer:innen durchsetzen können. Deshalb möchten wir uns bei dieser Gelegenheit
herzlich für Ihre Mitgliedschaft bedanken.

Sollten Sie zu Ihrem Kollektivvertrag oder Ihrem Arbeitsverhältnis Fragen haben, stehen wir Ihnen ger-
ne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Barbara Teiber, MA Karl Dürtscher
Vorsitzende Bundesgeschäftsführer

KV-Highlights 1.1.2024:

• Die Gehaltstafel wird zwischen 9,2% und 8,3% erhöht.

• Die Gruppen und Stufen werden wie folgt erhöht:

Beschäftigungsgruppen A und B ................................. 8,50%
Beschäftigungsgruppe C Stufe 1 ................................. 9,20%
Beschäftigungsgruppe C Stufe 2 ................................. 8,50%
Beschäftigungsgruppe C Stufe 3 ................................. 8,50%
Beschäftigungsgruppe C Stufe 4 ................................. 8,40%
Beschäftigungsgruppe D Stufe 1 ................................. 9,20%
Beschäftigungsgruppe D Stufe 2 ................................. 8,50%
Beschäftigungsgruppe D Stufe 3 ................................. 8,50%
Beschäftigungsgruppe D Stufe 4 ................................. 8,40%
Alle übrigen Beschäftigungsgruppen und Stufen werden mit 8,3 % erhöht.

• Die Lehrlingseinkommen werden um 10% erhöht:

Lehrjahr ........................................................... Euro 880,00
Lehrjahr ........................................................... Euro 1.130,00
Lehrjahr ........................................................... Euro 1.430,00
Lehrjahr ........................................................... Euro 1.490,00

• Die sich aus der Berechnung ergebenden kollektivvertraglichen Mindestgehälter werden auf ganze Euro
aufgerundet.

• Die am 31. 12. 2023 bestehenden Überzahlungen werden in euromäßiger Höhe (centgenau) aufrechterhal-
ten.

GPA Servicecenter:

Hotline: 05030121,
service@gpa.at, www.gpa.at, facebook/gpa

mailto:service@gpa.at
http://www.gpa.at


Abschnitt 1)
Allgemeine Bestimmungen ................................ 6
A. Geltungsbereich ........................................ 6
B. Geltungsbeginn und Geltungsdauer ............ 6
C. Anstellung ................................................. 7
D. Gleichbehandlung ..................................... 7
E. Allgemeine Pflichten der Angestellten .......... 7
F. Urlaub ...................................................... 8
G. Fortzahlung des Entgeltes bei Arbeitsverhin-

derung...................................................... 8
H. Jubiläumsgelder ........................................ 8
I. Anrechnung des Karenzurlaubes und Hospiz-

karenz bei dienstzeitabhängigen Ansprüchen 9
J. Kündigung ................................................ 9
K. Abfertigung ............................................... 10

Abschnitt 2)
Arbeitszeit ...................................................... 10
A. Allgemeine Bestimmungen für den Groß- und

Einzelhandel .............................................. 10
1. Kollektivvertragliche Normalarbeitszeit .. 10
2. Verteilung der Normalarbeitszeit ........... 10
3. Gleitende Arbeitszeit ............................ 11
4. Andere Verteilung der Normalarbeitszeit

(max. 4-Tage-Woche) .......................... 11
5. Einarbeiten in Verbindung mit Feierta-

gen .................................................... 11
6. Reisezeiten .......................................... 11
7. Durchrechenbare Arbeitszeit ................ 12
8. Ruhezeiten .......................................... 12
9. Zeitguthaben ...................................... 12
10. Altersteilzeit ........................................ 12
11. Betriebsvereinbarung zur Erhöhung der

wöchentlichen Normalarbeitszeit bei
Teilzeitbeschäftigung ........................... 13

B. Arbeitszeit im Großhandel ........................... 13
1. Allgemeine Bestimmungen ................... 13
2. Verkaufsstellen des Großhandels .......... 14

C. Arbeitszeit im Einzelhandel .......................... 14
1. Allgemeine Bestimmungen für den Ein-

zelhandel ............................................ 14
2. Verkaufsstellen, die an mehr als einem

Samstag im Monat nach 13.00 Uhr offen
gehalten werden ................................. 15

3. Verkaufsstellen, die mit Ausnahme der
4 Samstage vor dem 24. Dezember an
nicht mehr als einem Samstag im Monat
nach 13.00 Uhr offen gehalten werden .. 17

4. Zustelltätigkeiten am Samstagnachmit-
tag ..................................................... 17

5. Nachtzuschlag .................................... 18
D. Wochenfreizeit für Jugendliche ................... 18
E. Mehrarbeit ................................................ 18

F. Normalarbeitszeit und Mehrarbeit während
der erweiterten Öffnungszeiten ................... 19
1. Allgemeines ........................................ 19
2. Besondere Verkaufsveranstaltungen...... 20

G. Überstunden .............................................. 20
1. Allgemeines ........................................ 20
2. Überstundenvergütung ........................ 21
3. Pauschalabfindung ............................. 21
4. Abgeltung in Freizeit ............................ 21

H. Inventurarbeiten ........................................ 22
I. Ruhetage .................................................. 22

1. Allgemeine Bestimmungen ................... 22
2. Sonderbestimmungen für Arbeitsleistun-

gen am 8. Dezember ........................... 22

Abschnitt 3)
Entgelt ........................................................... 23
A. Gehaltssystem NEU..................................... 23

1. Allgemeine Bestimmungen ................... 23
2. Vordienstzeitenanrechnung .................. 23
3. Das Beschäftigungsgruppenschema ..... 24
4. Die Gehaltstabelle ............................... 29
5. Entwicklungseinstufung für Trainees ...... 30
6. Weihnachtsremuneration und Urlaubs-

beihilfe ............................................... 30
7. Formvorschriften bei All-In Verträgen .... 31
8. Zusatzprotokolle der Kollektivvertrags-

parteien ............................................. 32
8.1. Zusatzprotokoll zum Kollektivvertrag für

Angestellte und Lehrlinge im Handel
über die Abgrenzung zwischen den Be-
schäftigungsgruppen C und D zur Kun-
dinnenberatung und den Warenkennt-
nissen in der Arbeitswelt Verkauf & Ver-
trieb im stationären Handel .................. 32

8.2. Zusatzprotokoll zum Kollektivvertrag für
Angestellte und Lehrlinge im Handel mit
Berechnungsbeispielen zur pauschalen
Abgeltung von Entgeltbestandteilen (All-
In Verträge) ........................................ 33

8.3. Abgrenzung der Beschäftigungsgrup-
pen E/F für die Einreihung von Filiallei-
terInnen in der Arbeitswelt Verkauf und
Vertrieb .............................................. 34

B. Gehaltsordnung ALT ................................... 36
C. Übergangsbestimmungen........................... 36

1. Allgemeine Bestimmungen ................... 36
2. Dienstzettel NEU .................................. 37
3. Einstufung in das neue Beschäftigungs-

gruppenschema .................................. 37
4. Vorrückungsstichtag ............................ 37
5. Verfalls- und Verjährungsbestimmungen 38
6. Benachteiligungsverbot ....................... 38

– 3 –

Inhaltsverzeichnis

Seite Seite



D. Sonderbestimmung für Arbeitnehmerinnen
mit Provision .............................................. 38

E. Aufrechterhaltung der Überzahlungen ......... 39

Abschnitt 4)
Rahmenbedingungen und Entgeltbestimmungen
zur Aus- und Weiterbildung .............................. 40
A. Duale und integrative Berufsausbildung ...... 40
B. Vergütung für Pflichtpraktikantinnen ........... 41
C. Bestimmungen zur Förderung berufsbeglei-

tender Bildung ........................................... 41
D. Bildungskarenz .......................................... 42

Abschnitt 5)
Reisekosten- und Reiseaufwandsentschädigung .. 42
A. Begriff der Dienstreise ................................ 42
B. Reisekosten- und Reiseaufwandsentschädi-

gung ........................................................ 42
1. Reisekosten ......................................... 42
2. Reiseaufwandsentschädigung .............. 43
3. Teilnahme an Seminaren, Kursen, Infor-

mationsveranstaltungen und ähnlichem 44
4. Dienstreisen außerhalb von Österreich .. 44

5. Messegeld .......................................... 44
6. Betriebliche Zusatzregelungen ............. 44

Abschnitt 6)
Branchenspezifische Sonderbestimmungen ......... 44

A. Pharmazeutischer Großhandel ............. 44
B. Versand- und Onlinehandel ................. 45
C. Videotheken ........................................ 46
D. Tabaktrafiken ...................................... 46

Abschnitt 7)
Abschliessende Bestimmungen .......................... 47
A. Verfalls- und Verjährungsbestimmungen ...... 47

1. Allgemeine Bestimmung ....................... 47
2. Arbeitszeitaufzeichnungen ................... 47
3. Zeitguthaben, Zeitausgleich ................. 47
4. Gehaltsansprüche ............................... 48
5. Reisekosten- und Reiseaufwandsent-

schädigungen ..................................... 48
B. Begleitgruppe und Schlichtungsstelle .......... 48
C. Schlussbestimmungen ................................ 48

Impressum: letzte Umschlagseite

– 4 –

Inhaltsverzeichnis

Seite Seite



VERWENDETE ABKÜRZUNGEN

AG Arbeitgeber / Arbeitgeberin
AN Arbeitnehmer / Arbeitnehmerin
ABGB Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch
AlVG Arbeitslosenversicherungsgesetz
AMFG Arbeitsmarktförderungsgesetz
AngG Angestelltengesetz
APSG Arbeitsplatzsicherungsgesetz
ArbIG Arbeitsinspektionsgesetz
ArbVG Arbeitsverfassungsgesetz
ARG Arbeitsruhegesetz
ASchG ArbeitnehmerInnenschutzgesetz
ASVG Allgemeines Sozialversicherungsgesetz
AVRAG Arbeitsvertragsrechtsanpassungsgesetz
AZG Arbeitszeitgesetz
BEinstG Behinderteneinstellungsgesetz
BAG Berufsausbildungsgesetz

BMSVG Betriebliches Mitarbeiter- und Selbständigenvorsor-
gegesetz

BUAG Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz
EFZG Entgeltfortzahlungsgesetz
EStG Einkommensteuergesetz
GewO Gewerbeordnung
GlBG Gleichbehandlungsgesetz
IESG Insolvenzentgeltsicherungsgesetz
KBGG Kinderbetreuungsgeldgesetz
KJBG Kinder- und Jugendlichenbeschäftigungsgesetz
KV Kollektivvertrag für Angestellte und Lehrlinge in Han-

delsbetrieben bzw. Kollektivvertrag allgemein
MSchG Mutterschutzgesetz
ÖZG Öffnungszeitengesetz
UrlG Urlaubsgesetz
VKG Väterkarenzgesetz
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KOLLEKTIVVERTRAG
für Angestellte und Lehrlinge in Handelsbetrieben

abgeschlossen am 27. Dezember 2023 zwischen der
Wirtschaftskammer Österreich, Bundessparte Handel,
1045 Wien, Wiedner Hauptstraße 63 und der Gewerk-
schaft GPA, Wirtschaftsbereich Handel, 1030 Wien,
Alfred Dallinger-Platz 1.

Die Begriffe „Arbeitgeberin”, „Angestellte”, „Arbeit-
nehmerin”, „Lehrling” sowie „Pflichtpraktikantin“ sind
geschlechtsneutral zu verstehen.

ABSCHNITT 1)
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

A. GELTUNGSBEREICH

1. Räumlich
Für das gesamte Bundesgebiet Österreich

2. Fachlich
Für sämtliche der Sparte Handel der Wirtschaftskam-
mer Österreich, dem Fachverband der Versicherungs-
makler und Berater in Versicherungsangelegenheiten
oder dem Fachverband Buch- und Medienwirtschaft
angehörenden Betriebe mit folgenden Ausnahmen:

2.1. die dem Kollektivvertrag für die Angestellten des
Pharmazeutischen Großhandels unterliegenden Be-
triebe, soweit der Umstieg in den Kollektivvertrag für
Angestellte und Lehrlinge in Handelsbetrieben noch
nicht erfolgt ist.

2.2. OMV-Aktiengesellschaft

2.3. VOEST-ALPINE Rohstoffhandel GmbH, Wien (VAR)
und Verkaufsstelle österreichischer Kaltwalzwerke
GmbH Wien (VÖK).

2.4. Österreichische Salinen AG

2.5. Betriebe, deren Zugehörigkeit zum Gremium des
Handels mit Mode- und Freizeitartikeln ausschließlich
durch die Vermietung von Fahrrädern und Sportarti-
keln oder Sportgeräten (Fitnessgeräte) begründet
wird.

2.6. Lottokollekturen

(2. idF ab 1.1.2021)

3. Persönlich
Für alle Angestellte, Lehrlinge, Pflichtpraktikantinnen
und Trainees. Angestellte im Sinne dieses Kollektivver-
trages sind alle Arbeitnehmerinnen (auch Aushilfs-
kräfte), auf welche das AngG Anwendung findet.

B. GELTUNGSBEGINN UND GELTUNGSDAUER

Dieser Kollektivvertrag tritt am 1.1.2024 in Kraft.
(idF ab 1.1.2024)

2. Dieser Vertrag kann mit Ausnahme des Abschnit-
tes 3) Entgelt unter Einhaltung einer dreimonatigen
Kündigungsfrist zum Ende eines Kalendervierteljahres
gelöst werden.

Die Bestimmungen des Abschnittes 3) Entgelt können
ab Geltungsbeginn unter Einhaltung einer zweimona-
tigen Kündigungsfrist gelöst werden.
Die Kündigung ist mittels eingeschriebenen Briefes
auszusprechen.
Während der Kündigungsfrist sollen Verhandlungen
über die Erneuerung bzw Abänderung des Kollektiv-
vertrages geführt werden.
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C. ANSTELLUNG

1.1. Die Arbeitgeberin hat dem Betriebsrat jede Neu-
aufnahme einer Angestellten vor deren Einstellung in
den Betrieb, in begründeten Ausnahmefällen spätes-
tens gleichzeitig mit der Anmeldung zur Sozialversi-
cherung, mitzuteilen.

1.2. Soweit keine andere Vereinbarung getroffen wur-
de, gilt für alle Angestellten der erste Monat als Probe-
monat im Sinne des § 19 Abs (2) AngG. Nach Ablauf
des Probemonates unterliegt das Arbeitsverhältnis
den gesetzlichen Kündigungsbestimmungen und den
Bestimmungen des Punktes J. dieses Abschnittes.

1.3. Der Angestellten ist bei Abschluss des Arbeitsver-
trages bzw unverzüglich bei Arbeitsantritt eine schrift-
liche Aufzeichnung über die wesentlichen Rechte und
Pflichten aus dem Arbeitsvertrag (Dienstzettel) auszu-
händigen (ein Muster eines solchen Dienstzettels be-

findet sich im Anhang). Diese Verpflichtung entfällt,
wenn ein schriftlicher Arbeitsvertrag alle notwendigen
Angaben enthält. § 2 AVRAG ist anzuwenden.

1.4.Die Angestellte ist spätestens bei Abschluss des Ar-
beitsvertrages nach Vordienstzeiten, die im Sinne die-
ses Kollektivvertrages von Bedeutung sein können, zu
befragen. Die Angestellte hat diese spätestens bei Be-
ginn des Arbeitsverhältnisses glaubhaft zu machen
bzw nachzuweisen. Nicht oder verspätet glaubhaft
gemachte bzw nachgewiesene Vordienstzeiten sind
für die Einstufung erst ab dem Zeitpunkt der Geltend-
machung zu berücksichtigen.

1.5. Die Sozialpartner empfehlen Filialbetrieben, beim
Einsatz eines Angestellten in Filialen soweit als mög-
lich, auf die Nähe zum Wohnsitz des Angestellten
Rücksicht zu nehmen.

D. GLEICHBEHANDLUNG

Im Zusammenhang mit einem Arbeitsverhältnis darf
niemand auf Grund seines Geschlechtes unmittelbar
oder mittelbar diskriminiert werden, insbesondere
nicht

1. bei der Begründung des Arbeitsverhältnisses,
2. bei der Festsetzung des Entgelts,
3. bei der Gewährung freiwilliger Sozialleistungen,

die kein Entgelt darstellen,

4. bei Maßnahmen der Aus- und Weiterbildung auf
betrieblicher Ebene,

5. beim beruflichen Aufstieg, insbesondere bei Beför-
derungen,

6. bei den sonstigen Arbeitsbedingungen und
7. bei der Beendigung des Arbeitsverhältnisses.

Diskriminierung ist jede benachteiligende Differenzie-
rung, die ohne sachliche Rechtfertigung vorgenom-
men wird (§ 2 GlBG).

E. ALLGEMEINE PFLICHTEN DER ANGESTELLTEN

1. Die Angestellte ist verpflichtet, alle mit ihrer Stellung
verbundenen Arbeitsleistungen nach Maßgabe der
gesetzlichen Bestimmungen und der Aufträge des
Vorgesetzten ordnungsgemäß durchzuführen.

2. Die Angestellte ist nicht berechtigt, eine Provision
oder sonstige Entlohnung von Kundinnen oder sonsti-
gen Geschäftspartnerinnen ohne Bewilligung der Ar-
beitgeberin anzunehmen.

3. Sie ist ferner weder berechtigt ein selbstständiges
kaufmännisches Unternehmen zu betreiben, noch oh-

ne Bewilligung der Arbeitgeberin für eigene oder
fremde Rechnung Handelsgeschäfte im Geschäfts-
zweig der Arbeitgeberin zu machen oder zu vermit-
teln.

4. Sie ist, soweit keine gesetzliche Auskunftspflicht be-
steht, zur Geheimhaltung sämtlicher geschäftlicher
Angelegenheiten gegenüber jedermann verpflichtet.

5. Die Nichteinhaltung dieser Bestimmungen ist ein
wichtiger Grund für die Auflösung des Arbeitsverhält-
nisses (Entlassung) gemäß § 27 AngG.
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F. URLAUB

1. Für den Urlaub gilt gemäß § 17 AngG das BGBl
Nr 390/76, betreffend die Vereinheitlichung des Ur-
laubsrechtes und die Einführung einer Pflegefreistel-
lung.

2. Vordienstzeiten, die im selben Betrieb zugebracht
wurden, werden bei Wiedereintritt in den Betrieb bei
der Urlaubsberechnung, wenn die Unterbrechung
nicht länger als 180 Tage gedauert hat und die Lö-

sung des Arbeitsverhältnisses durch die Arbeitgeberin
erfolgt ist, sofort angerechnet.

3. Kriegsbeschädigten und Personen, deren Erwerbs-
minderung auf einem Arbeitsunfall oder einer Berufs-
krankheit beruht, mit einer mindestens 50%igen Min-
derung der Erwerbsfähigkeit, gebührt außer dem ge-
setzlichen Urlaub ein Zusatzurlaub von 3 Tagen.

G. FORTZAHLUNG DES ENTGELTES BEI ARBEITSVERHINDERUNG

1. Bei angezeigtem und nachträglich nachgewiese-
nem Eintritt nachstehender Familienangelegenheiten
besteht gemäß § 8 Abs (3) AngG Anspruch auf Fort-
zahlung des Entgeltes zB in folgenden Fällen:

1.1. bei eigener Eheschließung bzw Eintragung der
Partnerschaft (3 Arbeitstage),

1.2. bei Teilnahme an der Eheschließung bzw Eintra-
gung der Partnerschaft der Kinder und Geschwister
(1 Arbeitstag),

1.3. bei Tod der Ehegattin bzw Lebensgefährtin bzw
eingetragenen Partnerin, wenn sie mit der Angestell-
ten im gemeinsamen Haushalt lebte (2 Arbeitstage),

1.4. bei Teilnahme an der Beerdigung der Ehegattin
bzw Lebensgefährtin bzw eingetragenen Partnerin
(1 Arbeitstag),

1.5. bei Tod der Eltern, Schwiegereltern oder der Kin-
der (1 Arbeitstag),

1.6. bei Teilnahme an der Beerdigung der Eltern,
Schwiegereltern, Kinder, Geschwister oder Großeltern
(1 Arbeitstag),

1.7. bei Niederkunft der Ehegattin bzw Lebensgefähr-
tin bzw eingetragenen Partnerin (1 Arbeitstag),

1.8. bei Wohnungswechsel die notwendige Zeit, je-
doch höchstens 2 Arbeitstage innerhalb eines halben
Jahres,

1.9. für die Zeit notwendiger ärztlicher und zahnärztli-
cher Behandlung, sofern eine ärztliche Bescheinigung
vorgewiesen wird.

(1. idF ab 1.1.2022)

2. Für Lehrlinge gelten für die Fortzahlung des Lehr-
lingseinkommens die Bestimmungen der §§ 17 und
17 a BAG mit der Maßgabe, dass diese auch für den
Tag der Ablegung der Lehrabschlussprüfung gebührt.
Die beispielsweise Aufzählung unter Punkt 1 gilt auch
für Lehrlinge.

H. JUBILÄUMSGELDER

1. Für langjährige Dienste werden der Angestellten
nach einer Beschäftigung im gleichen Betrieb von

20 Jahren mindestens .... 1 Brutto-Monatsgehalt,
25 Jahren mindestens .... 1,5 Brutto-Monatsgehälter,
35 Jahren mindestens .... 2,5 Brutto-Monatsgehälter,
40 Jahren mindestens .... 3,5 Brutto-Monatsgehälter

als einmalige Anerkennungszahlung gewährt.

2. Das Dienstjubiläum gebührt grundsätzlich in Geld.
Auf Wunsch der Arbeitnehmerin und sofern dies be-
trieblich möglich ist, kann in beiderseitigem Einver-
nehmen alternativ zum Geldanspruch, die Umwand-
lung des Jubiläumsgeldes in Zeitguthaben vereinbart
werden.

2.1. Dabei gilt, dass für vollzeitbeschäftigte Arbeitneh-
merinnen ein Monatsgehalt 22 Arbeitstagen ent-
spricht. Arbeiten vollzeitbeschäftigte Arbeitnehmerin-
nen auf Grund einer Vereinbarung regelmäßig weni-
ger als fünf Tage in einer Kalenderwoche, ist das Zeit-
guthaben entsprechend (regelmäßige Arbeitstage *
4,33 Kalenderwochen) anzupassen. Der Anspruch für
teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmerinnen wird aliquot
berechnet (durchschnittliche Arbeitstage in den letz-
ten 12 Monaten vor dem Dienstjubiläum. Das Ergebnis
wird kaufmännisch gerundet.).

2.2. Die Umwandlung dieser Geldansprüche in Zeit-
guthaben ist im Vorhinein schriftlich zwischen Arbeit-
nehmerin und Arbeitgeberin zu vereinbaren. Die Um-
wandlung von Geldansprüchen kann auch nur teil-
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weise in Zeitguthaben erfolgen (zB nach 25 Jahren ein
Monatsgehalt in Zeit und ein halbes Monatsgehalt in
Geld).

2.3. Der Verbrauch der Zeitguthaben kann ab dem
Fälligkeitszeitpunkt in einem oder mehreren Teilen
vereinbart werden. Ebenso ist die Vereinbarung eines
vorgezogenen Verbrauchs zulässig.

2.4. Nicht verbrauchte Zeitguthaben sind am Ende des
Dienstverhältnisses auf Grundlage des zum Zeitpunkt
der Beendigung des Dienstverhältnisses aktuellen Mo-
natsgehaltes auszuzahlen.

2.5. Während des Verbrauchs des Zeitguthabens rich-
tet sich die Entgeltfortzahlung nach dem vertraglich
vereinbarten Bruttomonatsgehalt. Variable Entgeltbe-
standteile bleiben dabei ohne Berücksichtigung. Ein
Krankenstand unterbricht die Konsumation des Zeit-
guthabens.

3. Die Arbeitnehmerin wird im Zusammenhang mit ih-
rem Jubiläum unter Fortzahlung ihres Entgeltes wie
folgt vom Dienst freigestellt.

10 Jahre ...................................... ein Arbeitstag
15 Jahre ...................................... ein Arbeitstag
20 Jahre ...................................... zwei Arbeitstage
25 Jahre ...................................... zwei Arbeitstage
35 Jahre ...................................... zwei Arbeitstage
40 Jahre ...................................... zwei Arbeitstage

3.1. Der Anspruch für das 10-jährige und das 15-jäh-
rige Jubiläum gilt für Dienstjubiläen, die ab dem
1.1.2020 entstehen.

3.2. Bestehen betriebliche Regelungen über die Ge-
währung eines 10-jährigen oder 15-jährigen Dienstju-
biläums, so gelten diese anstatt der obigen Regelung,
soweit sie insgesamt zumindest gleich günstig sind.

(H. idF ab 1.1.2020)

I. ANRECHNUNG DES KARENZURLAUBES UND HOSPIZKARENZ BEI
DIENSTZEITABHÄNGIGEN ANSPRÜCHEN

1. Karenzurlaube nach dem MSchG und VKG, die ab
dem 1.1.2019 oder danach beginnen, werden für die
Bemessung der Kündigungsfrist, die Dauer der Ent-
geltfortzahlung im Krankheitsfall (Unglücksfall) und
das Urlaubsausmaß sowie das Jubiläumsgeld bis
zum 2. Geburtstag jedes Kindes angerechnet.
(1. idF ab 1.1.2020)

2. Sterbebegleitung für nahe Angehörige oder Beglei-
tung von schwersterkrankten Kindern nach den §§ 14
a und b AVRAG, die ab dem 1.1.2019 oder danach be-
ginnen, werden für die Bemessung der Kündigungs-
frist, die Dauer der Entgeltfortzahlung im Krankheits-
fall (Unglücksfall) und das Urlaubsausmaß sowie das

Jubiläumsgeld im Höchstausmaß von jeweils im ge-
setzlich zulässigen Ausmaß angerechnet.

3. Der erste Karenzurlaub nach dem MSchG und VKG
sowie Sterbebegleitung für nahe Angehörige und Be-
gleitung von schwersterkrankten Kindern nach den
§§ 14 a und b AVRAG, die vor dem 1.1.2019 angetreten
wurden, werden für die Bemessung der Kündigungs-
frist, die Dauer der Entgeltfortzahlung im Krankheits-
fall (Unglücksfall) und das Urlaubsausmaß sowie das
Jubiläumsgeld imHöchstausmaß von jeweils 10Mona-
ten angerechnet.

(I. idF ab 1.1.2019)

J. KÜNDIGUNG

1. Die Lösung eines Arbeitsverhältnisses durch die Ar-
beitgeberin kann, soweit dieser Kollektivvertrag nicht
günstigere Regelungen enthält, nur nach den Bestim-
mungen des AngG erfolgen. Hat das Arbeitsverhältnis
der tatsächlichen kaufmännischen Tätigkeit im glei-
chen Betrieb länger als 5 Jahre gedauert, so ist die
Kündigung durch die Arbeitgeberin nur nach den Be-

stimmungen des § 20 Abs (2) AngG zum Ende eines Ka-
lenderviertels möglich, soweit § 20 Abs (1) AngG anzu-
wenden ist.

2. Bei Lösung des Arbeitsverhältnisses durch die Ange-
stellte gelten die Kündigungsbestimmungen des § 20
Abs (4) AngG.
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K. ABFERTIGUNG

1. Hinsichtlich der Abfertigung gilt, so weit in diesem
Vertrag nicht günstigere Regelungen erfolgen, die
Bestimmungen des AngG.

2. Eine Angestellte mit einer Mindestdienstzeit von
5 Jahren im selben Betrieb, die innerhalb der Schutz-
frist nach dem MSchG bzw bei Inanspruchnahme ei-
nes Karenzurlaubes nach dem MSchG spätestens
3 Monate vor Ende des Karenzurlaubes erklärt, das Ar-
beitsverhältnis auf eigenen Wunsch nicht mehr fortzu-
setzen, hat Anspruch auf die Hälfte der ihr nach § 23
AngG zustehenden Abfertigung, höchstens jedoch
auf 3 Monatsentgelte. Zeiten geringfügiger Beschäfti-
gungen nach § 15 Abs (1a) MSchG, bleiben für den
Abfertigungsanspruch außer Betracht. Die gleiche
Regelung gilt auch für einenmännlichen Angestellten,
sofern er einen Karenzurlaub nach dem VKG in An-
spruch nimmt und seinen vorzeitigen Austritt aus
dem Arbeitsverhältnis spätestens 3 Monate vor Ende
des Karenzurlaubes erklärt. Erfolgt die Lösung des Ar-
beitsverhältnisses durch die Arbeitgeberin, so gilt für
die Bemessung der Abfertigung das AngG.

3. Im Falle des Todes einer Angestellten, die länger als
1 Jahr im Betrieb tätig war, ist das Gehalt für den Ster-
bemonat und den folgenden Monat weiterzuzahlen.
Nach fünfjähriger Betriebszugehörigkeit der Ange-
stellten ist das Gehalt für den Sterbemonat und die
beiden folgenden Monate weiterzuzahlen.

4. Anspruchsberechtigt sind nur die gesetzlichen Er-
ben, zu deren Erhaltung der Erblasser gesetzlich ver-
pflichtet war. Sind solche Personen nicht vorhanden,
dann die physischen Personen, welche die Begräbnis-
kosten bezahlen.

5. Besteht neben dem Anspruch auf Weiterzahlung
des Gehaltes nach dieser Bestimmung ein gesetzlicher
Abfertigungsanspruch nach dem AngG, so gilt nur der
günstigere Anspruch.

6. Die Punkte 1 bis 3 dieser Regelung sind auf Arbeits-
verhältnisse, die nach dem 31.12.2002 beginnen, nicht
anzuwenden. Das gilt auch für Arbeitsverhältnisse, die
vor dem 1.1.2003 bestanden haben und für die ein
Übertritt (Teil- oder Vollübertritt) vereinbart wurde, so-
fern in der Übertrittsvereinbarung nichts anderes fest-
gelegt ist.

7. Die Vereinbarung, die für das am 31.12.2002 beste-
hende Dienstverhältnis den Übertritt nach § 47 BMSVG
bewirkt, kann von der Angestellten widerrufen werden,
sofern die Arbeitgeberin binnen 3 Wochen ab dem
Abschluss der Übertrittsvereinbarung schriftlich
Kenntnis vom Widerruf der Angestellten erhält. Der
Übertrittsvertrag muss die dreiwöchige Rücktrittsfrist
enthalten. Bei Übertrittsverträgen, die die dreiwöchige
Rücktrittsfrist nicht enthalten, verlängert sich diese auf
6 Monate ab Vertragsunterfertigung.

ABSCHNITT 2)
ARBEITSZEIT

A. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN FÜR DEN GROSS- UND EINZELHANDEL

1. KOLLEKTIVVERTRAGLICHE NORMALARBEITSZEIT

Die wöchentliche Normalarbeitszeit beträgt ohne Ruhepausen 38,5 Stunden.

2. VERTEILUNG DER NORMALARBEITSZEIT

2.1. Die Verteilung der wöchentlichen Normalarbeits-
zeit auf die einzelnen Wochentage, der Beginn und
das Ende der täglichen Arbeitszeit sowie die Dauer
und Lage der Pausen sind nach Maßgabe der gesetz-
lichen und der folgenden kollektivvertraglichen Be-
stimmungen zu vereinbaren. Diese Regelung kann
durch Betriebsvereinbarung oder durch Einzelverein-
barung erfolgen.

2.2. Wird an einem Werktag weniger als 8 Stunden
oder überhaupt nicht gearbeitet, kann die entfallende
Arbeitszeit auf die anderen Tage in der Woche verteilt
werden, doch darf die tägliche Normalarbeitszeit in
diesem Falle 9 Stunden nicht überschreiten.

2.3. Bei wechselnder Lage der Normalarbeitszeit ist
deren Lage unbeschadet § 19c Abs (3) AZG für die je-
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weilige Woche mindestens zwei Wochen im Vorhinein
zu vereinbaren.

2.4. Die Sozialpartner empfehlen, Angestellte mit län-
gerer An- und Heimreise in größeren zusammenhän-
genden Zeiträumenmit möglichst kurzer Arbeitsunter-
brechung zu beschäftigen.

3. GLEITENDE ARBEITSZEIT

In einer Gleitzeitvereinbarung gemäß § 4 b AZG (Be-
triebsvereinbarung bzw schriftliche Einzelvereinba-
rung in Betrieben, in denen kein Betriebsrat errichtet

ist) kann die tägliche Normalarbeitszeit von Erwachse-
nen bis auf 10 Stunden verlängert werden.

4. ANDERE VERTEILUNG DER NORMALARBEITSZEIT (MAX. 4-TAGE-WOCHE)

4.1. Auf Antrag der Arbeitnehmerin ist die vereinbarte
wöchentliche Normalarbeitszeit regelmäßig auf vier
oder weniger Tage zu verteilen.

4.2. Die Arbeitgeberin kann diesen Antrag binnen zwei
Wochen ablehnen, wenn

4.2.1. die Einhaltung von Betriebsabläufen gefährdet
ist oder

4.2.2. die Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebes
nicht mehr gewährleistet werden kann.

4.3. Wird der Antrag gemäß 4.2. abgelehnt ist in Be-
trieben mit Betriebsrat dieser zu informieren und ein
Vermittlungsgespräch zu führen.

4.4.Wird die wöchentliche Normalarbeitszeit von Voll-
zeitbeschäftigten regelmäßig auf vier Tage verteilt,

kann die tägliche Normalarbeitszeit auf zehn Stunden
ausgedehnt werden.
Wird die wöchentliche Normalarbeitszeit von Teilzeit-
beschäftigten regelmäßig auf vier oder weniger Tage
verteilt, kann die tägliche Normalarbeitszeit auf zehn
Stunden ausgedehnt werden, wenn die Angestellte
an jedem Tag, an dem sie zum Einsatz kommt, mindes-
tens 4 Stunden zusammenhängend beschäftigt wird.

4.5. Im laufenden Dienstverhältnis ist die andere Ver-
teilung der Normalarbeitszeit nach Antragsstellung
mit dem nächst möglichen Zeitpunkt bei der Arbeits-
zeitplanung zu berücksichtigen. Die Bestimmung ge-
mäß diesem Abschnitt 2.1. ist zu berücksichtigen.

(4. idF ab 1.1.2019)

5. EINARBEITEN IN VERBINDUNG MIT FEIERTAGEN

Fällt in Verbindung mit Feiertagen die Arbeitszeit an
Werktagen aus, um der Arbeitnehmerin eine längere
zusammenhängende Freizeit zu ermöglichen, kann
die ausfallende Normalarbeitszeit auf die Werktage
von höchstens 13 zusammenhängenden, die Ausfall-

tage einschließenden Wochen verteilt werden. Bei Ju-
gendlichen kann dieser Einarbeitungszeitraum ge-
mäß KJBG höchstens 7 Wochen – durch Betriebsver-
einbarung 13 Wochen – betragen.

6. REISEZEITEN

Passive Reisezeiten, das sind Zeiten, in denen die An-
gestellte ein Verkehrsmittel benützt, ohne es selbst zu
lenken, werden mit dem Normalstundensatz vergütet,

es sei denn, die Angestellte verrichtet in dieser Zeit Ar-
beitsleistungen im Rahmen des ihr erteilten Auftrages.
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7. DURCHRECHENBARE ARBEITSZEIT

7.1. Die wöchentliche Normalarbeitszeit kann in ein-
zelnen Wochen eines Zeitraumes von 26 Wochen bis
zu 44 Stunden ausgedehnt werden, wenn innerhalb
dieses Durchrechnungszeitraumes die wöchentliche
Normalarbeitszeit 38,5 Stunden nicht überschreitet.

7.2. Der Durchrechnungszeitraum kann in Betrieben
mit Betriebsrat durch Betriebsvereinbarung, sonst
durch Einzelvertrag auf maximal ein Jahr ausgedehnt
werden.

7.3. Die Dauer der wöchentlichen Normalarbeitszeit
im Durchrechnungszeitraum ist im Vorhinein zu ver-
einbaren. Bei einem Durchrechnungszeitraum von
mehr als 13 Wochen muss die Dauer der wöchentli-
chen Normalarbeitszeit zumindest für 13 Wochen im
Vorhinein vereinbart werden.

7.4. Änderungen, die sich aus den jeweiligen Betriebs-
erfordernissen oder aus der Bedachtnahme auf die
Interessen der Arbeitnehmerin ergeben, sind rechtzei-
tig vorher zu vereinbaren.

7.5. Der zur Erreichung dieser durchschnittlichen Ar-
beitszeit im Durchrechnungszeitraum erforderliche
Zeitausgleich ist unter Berücksichtigung der jeweili-
gen Betriebserfordernisse und unter Bedachtnahme
auf die Interessen der Arbeitnehmerin mindestens in
halben Tagen zu gewähren.

7.6. Ist es nicht möglich, die erforderliche durch-
schnittliche Arbeitszeit zu erreichen, kann ein Zeitgut-
haben oder eine Zeitschuld im Höchstausmaß der
halben vertraglich vereinbarten wöchentlichen Nor-
malarbeitszeit in den nächsten Durchrechnungszeit-
raum übertragen werden.
(7.6. gilt ab 1.1.2019)

8. RUHEZEITEN

8.1. Die Ruhezeit nach § 12 AZG darf in Einzelfällen auf
bis zu 10 Stunden verkürzt werden. Das im Vergleich
zum gesetzlichen Anspruch entfallende Ruhezeitaus-
maß ist im Zusammenhang mit einer täglichen oder
wöchentlichen Ruhezeit innerhalb der nächsten 10 Ka-
lendertage auszugleichen.

8.2. Die Ruhezeit nach § 12 AZG darf in Einzelfällen auf
bis zu 8 Stunden verkürzt werden. Das im Vergleich
zum gesetzlichen Anspruch entfallende Ruhezeitaus-
maß ist im Zusammenhang mit einer täglichen oder
wöchentlichen Ruhezeit innerhalb der nächsten 10 Ka-
lendertage auszugleichen. Zusätzlich gebührt der Ar-

beitnehmerin eine Ausgleichsruhezeit in gleichem
Ausmaß, welche innerhalb von einem Monat durch ei-
ne entsprechende Verlängerung einer täglichen oder
wöchentlichen Ruhezeit zu verbrauchen ist.

8.3. Wird die Ausgleichsruhezeit nicht verbraucht, ge-
bührt der Arbeitnehmerin Zeitausgleich im selben
Ausmaß.

8.4. Für Jugendliche gelten die Bestimmungen des
KJBG
(ab 1.12.2020)

9. ZEITGUTHABEN

Für Zeitguthaben am Ende des Dienstverhältnisses ge-
bührt der Normalstundenlohn, wenn das Dienstver-
hältnis wegen Entlassung aus Verschulden der Arbeit-

nehmerin, Kündigung durch die Arbeitnehmerin oder
Austritt der Arbeitnehmerin ohne wichtigen Grund en-
det.

10. ALTERSTEILZEIT

10.1. Will die Arbeitnehmerin die kontinuierliche Va-
riante der Altersteilzeit zur Erreichung ihres Pensions-
antrittsstichtages in Anspruch nehmen, und auch das
Dienstverhältnis bei Erreichung ihres Pensionsstichta-
ges beenden, hat sie die Arbeitgeberin schriftlich da-

rüber zu informieren. Diese Information hat die ge-
wünschte Reduktion der wöchentlichen Normalar-
beitszeit und die Dauer der geförderten Altersteilzeit
zu enthalten.
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10.2.Weiters müssen auf die Arbeitnehmerin folgende
Voraussetzungen zutreffen:

10.2.1. Betriebszugehörigkeit von mindestens einem
Jahr zum Zeitpunkt der Information an die Arbeitge-
berin.

10.2.2. Das monatliche Bruttoentgelt darf die Höchst-
beitragsgrundlage zur Sozialversicherung nicht über-
schreiten.

10.2.3. Die rechtlichen Anforderungen zur Inan-
spruchnahme der gesetzlich geregelten und geför-
derten Altersteilzeit müssen erfüllt sein.

10.2.4. Nachweis über den persönlichen Pensionsant-
rittsstichtag und rechtzeitige Vorlage aller erforderli-
chen Unterlagen für die Antragstellung bei der För-
derstelle durch die Arbeitgeberin.

10.3. Die Arbeitgeberin hat bei Erfüllung der Voraus-
setzungen innerhalb von 4Wochen eine Vereinbarung
über die geförderte Altersteilzeit mit der Arbeitnehme-
rin zu treffen. Darauf basierend wird der Antrag auf
geförderte Altersteilzeit bei der abwickelnden Förder-
stelle eingebracht.

10.4. Die Arbeitgeberin kann die Vereinbarung über
die geförderte Altersteilzeit

10.4.1. auf einen späteren Zeitpunkt verschieben oder

10.4.2. Gespräche über ein geändertes Ausmaß der
Reduzierung der Normalarbeitszeit führen
oder

10.4.3. auf die geblockte Variante ändern oder

10.4.4. ablehnen,

wenn die Einhaltung von Betriebsabläufen gefährdet
ist oder die Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebes
nicht mehr gewährleistet werden kann.

10.5. Soll der Antrag gemäß 10.4. geändert, verscho-
ben oder abgelehnt werden ist in Betrieben mit Be-
triebsrat dieser zu informieren und ein Vermittlungs-
gespräch zu führen.

10.6. Bei Änderung der gesetzlichen Bestimmungen
zur kontinuierlichen Altersteilzeit tritt diese Regelung
außer Kraft. Ausgenommen davon sind die bereits be-
schlossenen Änderungen bei Inkrafttreten dieser Re-
gelung zum 1.1.2019. Die Sozialpartner nehmen in
diesem Fall Verhandlungen über die Erneuerung
bzw. Abänderung des Kollektivvertrages auf.
(10. gilt ab 1.1.2019)

11. BETRIEBSVEREINBARUNG ZUR ERHÖHUNG DER WÖCHENTLICHEN
NORMALARBEITSZEIT BEI TEILZEITBESCHÄFTIGUNG

In einer Betriebsvereinbarung können Rahmenbedin-
gungen über die Erhöhung der vereinbarten wö-
chentlichen Normalarbeitszeit bei regelmäßig geleis-
teter Mehrarbeit festgelegt werden. Darin können der
Beobachtungszeitraum, die Voraussetzungen für den
Anspruch auf die Erhöhung der vereinbarten wö-
chentlichen Normalarbeitszeit, der Zeitraum in dem

die Erhöhung umzusetzen ist, ein mögliches Rückkehr-
recht zur ursprünglich vereinbarten Arbeitszeit sowie
Maßnahmen zur Einhaltung der vereinbarten wö-
chentlichen Normalarbeitszeit, … usw festgelegt
werden.

(11. gilt ab 1.1.2022)

B. ARBEITSZEIT IM GROSSHANDEL

1. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

1.1. Mit Ausnahme der Beschäftigung nach 2.1. endet
für die Arbeitnehmerin, die imGroßhandel beschäftigt
ist, die Normalarbeitszeit an Samstagen um 13 Uhr.

1.2. Soweit keine Regelung durch Betriebsvereinba-
rung gemäß A. 2.1. dieses Abschnittes besteht, ist der
Arbeitnehmerin in den Monaten Jänner bis November
neben dem arbeitsfreien Samstagnachmittag wö-
chentlich ein freier Halbtag zu gewähren. Diese Frei-

zeit ist unter Berücksichtigung der jeweiligen Betriebs-
erfordernisse und unter Bedachtnahme auf die Inte-
ressen der Arbeitnehmerin einmal innerhalb eines
Zeitraumes von 6 Wochen am Samstag (freier Sams-
tag) zu gewähren. Abweichend kann auch vereinbart
werden, dass in einem Durchrechnungszeitraum von
8 Wochen zumindest 8 ganze Werktage arbeitsfrei
bleiben.
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1.3. Die Gewährung freier Halbtage gilt nicht für jene
Betriebe und in jenen Wochen, in denen mehrere hal-
be Werktage oder ein ganzer Werktag geschlossen
gehalten werden. Durch Betriebsvereinbarung kön-
nen abweichende Regelungen getroffen werden.

1.4. Am 24. und 31. Dezember endet die Normalar-
beitszeit um 13.00 Uhr. Wenn diese Tage auf einen
Samstag fallen, um 12.00 Uhr. Danach sind nur unbe-
dingt notwendige Abschlussarbeiten zulässig. Diese
gelten als Überstunden.

2. VERKAUFSSTELLEN DES GROSSHANDELS

2.1. In Verkaufsstellen des Großhandels (Merkmale:
unmittelbarer Kundenkontakt, Verrichtung der Dienst-
leistung vor Ort) ist zur Beratung und Betreuung der
Kunden, im Warenverkauf und für Tätigkeiten, die
mit diesen in unmittelbarem Zusammenhang stehen
oder ohne die diese nicht durchführbar wären, eine
Beschäftigung am Samstag bis 18.00 Uhr zulässig
(§ 12a ARG). Mit unbedingt notwendigen Abschluss-,
Reinigungs-, Instandhaltungs- oder Instandsetzungs-
arbeiten dürfen Arbeitnehmerinnen höchstens eine
weitere Stunde beschäftigt werden.

2.2. Wird die Arbeitnehmerin gemäß 2.1. am Samstag
nach 13.00 Uhr beschäftigt, so hat der folgende Sams-
tag zur Gänze arbeitsfrei zu bleiben. Es gelten die Aus-
nahmen nach C. 2.1., 2.2. und 3. sowie die Durchrech-
nungsbestimmungen nach 2.3. und 2.4. dieses Ab-
schnittes sinngemäß.

2.3. Bezüglich der Vergütung der Arbeitsleistung ge-
mäß 2.1. an Samstagen ab 13.00 Uhr gilt für dabei ge-
leistete Normalarbeits- und Mehrarbeitsstunden
Punkt F.1. dieses Abschnittes sinngemäß, für dabei ge-
leistete Überstunden gilt ein Zuschlag von 70%.

2.4. Für Arbeitsleistungen nach 2.1., die zwischen 20.00
und 5.00 Uhr von Montag 0.00 Uhr bis Samstag
5.00 Uhr stattfinden, gebührt bei Normal- oder Mehr-
arbeit eine Zeitgutschrift von 50%. Mit Betriebsverein-
barung oder schriftlicher Einzelvereinbarung kann die
Vergütung in Geld vereinbart werden.

2.5. Kommt die Arbeitnehmerin zwischen 20.00 und
5.00 Uhr gemäß 2.1. mehr als 6 Stunden zum Einsatz,
beträgt die Ruhezeit nach § 12 AZG unmittelbar nach
dem Einsatz 13 Stunden. Wahlweise kann vereinbart
werden, dass die Arbeitnehmerin zusätzlich zur Wo-
chenendruhe nach § 3 AZG Anspruch auf eine unun-
terbrochene Ruhezeit von 24 Stunden in der Woche
hat.

2.6. Arbeitnehmerinnen, die mindestens 24 Nächte im
Kalenderjahr im Sinne von 2.5. zum Einsatz kommen,
haben Anspruch auf eine Untersuchung nach § 12b
AZG.

2.7. Durch Betriebsvereinbarung können weiterge-
hende Regelungen bezüglich Beschäftigung und Ver-
gütung gemäß Unterabschnitt 2 getroffen werden.

C. ARBEITSZEIT IM EINZELHANDEL

1. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN FÜR DEN EINZELHANDEL

1.1. In den Monaten Jänner bis November sind der Ar-
beitnehmerin wöchentlich zwei freie Halbtage zu ge-
währen.

1.2. Diese Freizeit ist unter Berücksichtigung der jewei-
ligen Betriebserfordernisse und unter Bedachtnahme
auf die Interessen der Arbeitnehmerin einmal inner-
halb eines Zeitraumes von 6 Wochen am Samstag
(freier Samstag) zu gewähren. Abweichend kann auch
vereinbart werden, dass in einem Durchrechnungs-
zeitraum von 8 Wochen zumindest 8 ganze Werktage
arbeitsfrei bleiben.

1.3. Die Gewährung freier Tage bzw Halbtage gilt
nicht für:

1.3.1. jene Betriebe und in jenen Wochen, wo mehrere
halbe Werktage oder ein ganzer Werktag geschlossen
sind.

1.3.2. Betriebe des Lebensmitteleinzelhandels mit bis
zu 4 Arbeitnehmerinnen.

1.3.3. Betriebe des Drogenkleinhandels mit bis zu 4 Ar-
beitnehmerinnen.

1.3.4. Gemischtwarenbetriebe mit bis zu 4 Arbeitneh-
merinnen, deren wertmäßiger Umsatz aus dem Ver-
kauf von Lebensmitteln 75% des Gesamtumsatzes be-
trägt.

Bei Filialbetrieben ist die Gesamtzahl der Angestellten
und Lehrlinge des Unternehmens zu Grunde zu legen.
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1.4. Am 24. und am 31. Dezember endet die Arbeitszeit
mit dem durch das Öffnungszeitengesetz oder einer
Verordnung der Landeshauptfrau oder einer Markt-
ordnung festgesetzten Ende der Öffnungszeit.
(ab 1.12.2020)

1.4.1. Die Beschäftigung und damit die Normalar-
beitszeit endet allerdings am 24. Dezember um
13:00 Uhr. Ausnahmen gemäß § 6 Abs 1 zweiter Satz
Öffnungszeitengesetz (betreffend Verkaufsstellen für
Süßwaren und Naturblumen sowie Christbäume), ge-
mäß Verordnungen der Landeshauptleute zum Öff-
nungszeitengesetz oder gemäß der Arbeitsruhege-
setzverordnung bleiben davon unberührt.

1.4.2. Die Normalarbeitszeit endet am 31. Dezember
um 17:00 Uhr wenn durch die Landeshauptfrau keine
oder spätere Ladenschlusszeiten festgesetzt sind.

Danach sind nur unbedingt notwendige Abschlussar-
beiten zulässig, diese gelten als Überstunden.

1.4.3. Für Normalarbeitszeit am 31. Dezember zwi-
schen 13:00 und 15:00 Uhr gebührt ein Zuschlag von
50%, nach 15:00 Uhr gebührt ein Zuschlag von 100%.
Danach sind nur unbedingt notwendige Abschluss-
arbeiten zulässig, diese gelten als Überstunden.
(ab 1.12.2020)

1.5. An den vier verkaufsoffenen Samstagen vor dem
24. Dezember endet die Normalarbeitszeit von Ange-
stellten und Lehrlingen, die an den übrigen Samsta-
gen öfter als einmal im Monat nach 13.00 Uhr be-
schäftigt wurden, um spätestens 13.00 Uhr.

2. VERKAUFSSTELLEN, DIE ANMEHR ALS EINEM SAMSTAG IMMONAT NACH 13.00 UHR
OFFEN GEHALTEN WERDEN

2.1. Beschäftigung am Samstag – arbeitsfreier Sams-
tag
Angestellte und Lehrlinge in Verkaufsstellen dürfen an
Samstagen nach 13.00 Uhr beschäftigt werden, soweit
die jeweils geltenden Öffnungszeitenvorschriften das
Offenhalten zulassen. In diesem Fall hat der folgende
Samstag zur Gänze arbeitsfrei zu bleiben, außer in fol-
genden Fällen:
Wenn die Arbeitnehmerin nach 13.00 Uhr beschäftigt
wurde mit

2.1.1. Verkaufstätigkeiten, die nach den §§ 17 und 18
ARG oder einer Verordnung gemäß § 12 ARG zulässig
sind,

2.1.2. Verkaufstätigkeiten an den vier Weihnachts-
samstagen,
(2.1.2. idF ab 1.1.2021)

2.1.3. dem Fertigbedienen von Kunden gemäß § 8 des
ÖZG 1991 (in der Fassung 2003),

2.1.4. Abschlussarbeiten gemäß § 3 Abs 2 ARG.

2.2. Ausnahmen zum arbeitsfreien Samstag
In folgenden weiteren Fällen dürfen Angestellte und
Lehrlinge, die an einem Samstag nach 13.00 Uhr be-
schäftigt wurden, am folgenden Samstag beschäftigt
werden:

2.2.1. Teilzeitbeschäftigte, mit denen eine Arbeitsleis-
tung gemäß F, 1, 1.11 vereinbart ist.
(2.2.1. idF ab 1.1.2022)

2.2.2. Angestellte und Lehrlinge in Verkaufsstellen, mit
Ausnahme der vier Weihnachtssamstage – lediglich

an einem Samstag im Monat nach 13.00 Uhr offen ge-
halten werden, gemäß C.3. dieses Abschnittes.
(2.2.2. idF ab 1.1.2019)

2.2.3. Verkaufstätigkeiten, die auf Grund einer Ver-
ordnung gemäß § 12 und/oder § 13 ARG während
der Wochenendruhe zum Stichtag 31. Dezember
1996 zugelassen sind.

2.2.4. Teilzeitbeschäftigte, mit denen eine Arbeitsleis-
tung von bis zu 18 Stunden pro Woche im Rahmen ei-
ner Beschäftigung nach § 15h oder § 15i MSchG bzw
§ 8 oder § 8a VKG vereinbart ist.

2.2.5. Teilzeitbeschäftigte, mit denen eine Arbeitsleis-
tung von bis zu 18 Stunden pro Woche vereinbart ist,
wenn auf Verlangen der Arbeitnehmerin eine schriftli-
che Vereinbarung, welche die Arbeitstage festlegt,
getroffen wird. Die wöchentliche Normalarbeitszeit
darf dabei auf maximal max. 3 Tage verteilt werden.
(2.2.5. ab 1.12.2020)

2.3. Allgemeine Durchrechnungsbestimmung
In Betrieben mit Betriebsrat kann durch Betriebsver-
einbarung, sonst durch schriftliche Einzelvereinba-
rung die Beschäftigung an zwei Samstagen innerhalb
eines Zeitraumes von 4 Wochen ermöglicht werden. In
diesem Fall haben die übrigen Samstage dieses Zeit-
raumes arbeitsfrei zu bleiben.
Jene Wochen in denen eine Samstagnachmittagsbe-
schäftigung auf Grund dieser Bestimmung zulässig
ist, bleiben bei der Bemessung des Durchrechnungs-
zeitraumes außer Betracht (Fortlaufhemmung).
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2.4. Durchrechnungsbestimmung für Einzelhandels-
unternehmen mit geringer Beschäftigtenzahl

2.4.1. In Einzelhandelsunternehmen mit nicht mehr als
25 dauernd Beschäftigten kann durch Betriebsverein-
barung oder – in Betrieben, in denen kein Betriebsrat
errichtet ist – durch schriftliche Einzelvereinbarung
zusätzlich wahlweise vereinbart werden:

a) dass die Arbeitnehmerin innerhalb eines Zeitrau-
mes von 8 Wochen an bis zu 4 Samstagen nach
13.00 Uhr beschäftigt werden kann, wenn sie an
ebenso vielen Samstagen arbeitsfrei bleibt oder,

b) dass die Arbeitnehmerin innerhalb eines Durch-
rechnungszeitraumes von 4 Wochen an 3 Samsta-
gen nach 13.00 Uhr beschäftigt werden kann, wenn
innerhalb des Durchrechnungszeitraumes jeweils
ein Samstag und ein Montag arbeitsfrei bleibt oder

c) dass die Arbeitnehmerin innerhalb eines Zeitraums
von 10 Wochen an 5 Samstagen beschäftigt wer-
den kann. Abweichend davon kann die Arbeitneh-
merin an 6 Samstagen beschäftigt werden, wenn
ein Montag arbeitsfrei bleibt bzw an 7 Samstagen
beschäftigt werden, wenn zwei Montage arbeitsfrei
bleiben.

2.4.2. In jener Woche, in der der Samstag arbeitsfrei
ist, ist gemäß C. dieses Abschnittes die wöchentliche
Normalarbeitszeit auf die Werktage Montag bis Frei-
tag zu verteilen. In jener Woche, in der gemäß einer
Vereinbarung auf Grund der Bestimmung in 2.4.1 lit b)
der Montag arbeitsfrei ist, ist die wöchentliche Nor-
malarbeitszeit auf die Werktage Dienstag bis Samstag
zu verteilen.

2.4.3. Jene Wochen, in denen eine Samstagnachmit-
tagsbeschäftigung auf Grund dieses Abschnittes zu-
lässig ist, bleiben bei der Bemessung des Durchrech-
nungszeitraumes außer Betracht (Fortlaufhemmung).

2.5. Andere Verteilung des arbeitsfreien Samstages

2.5.1. Grundsätzlich sind die Bestimmungen des Punk-
tes C., 2., 2.1. (Beschäftigung am Samstag – arbeits-
freier Samstag) dieses Abschnittes in den Verkaufsstel-
len anzuwenden. In Betrieben mit Betriebsrat durch
Betriebsvereinbarung, sonst durch schriftliche Einzel-
vereinbarung, kann stattdessen eine andere Vertei-
lung des arbeitsfreien Samstages nachfolgenden Be-
stimmungen eingeführt werden.

2.5.2. Ausnahmen von der Anwendung
Für folgende Fälle kann die andere Verteilung nicht
vereinbart werden:

a) Teilzeitbeschäftigte, mit denen eine Arbeitsleistung
ausschließlich für Samstag vereinbart ist,

b) Lehrlinge,
c) Teilzeitbeschäftigte, mit denen eine Arbeitsleistung

von bis zu 18 Stunden pro Woche im Rahmen einer

Beschäftigung nach § 15h oder § 15i MSchG bzw
§ 8 oder § 8a VKG vereinbart ist,

d) Angestellte während des Probemonats (Abschnitt 1)
C.).

e) Teilzeitbeschäftigte, mit denen eine Vereinbarung
nach 2.2.5. getroffen wurde.

(2.5.2. idF ab 1.12.2020)

2.5.3. Dauer des Durchrechnungszeitraumes
Der Durchrechnungszeitraum beträgt 52 Wochen.
Durch Betriebsvereinbarung können Gruppen von Ar-
beitnehmerinnen von der Lage des festgelegten
Durchrechnungszeitraums ausgenommen werden.

2.5.4. Anzahl der Blockfreizeiten
Arbeitnehmerinnen können an Samstagen nach
13.00 Uhr beschäftigt werden, wenn sie innerhalb
des Durchrechnungszeitraumes von 52Wochen insge-
samt zehn Mal eine zusammenhängende Wochenfrei-
zeit (Blockfreizeit) von drei Kalendertagen erhalten,
welche den Samstag und den Sonntag einschließt
(Freitag, Samstag, Sonntag oder Samstag, Sonntag,
Montag). Fällt einer der Werktage der Blockfreizeit
auf einen Feiertag, dann ist der vorangegangene
oder der folgende Werktag in die Blockfreizeit einzu-
beziehen.
Jeweils während der ersten als auch während der
zweiten Hälfte des Durchrechnungszeitraumes ist in
fünf von sechs Kalendermonaten je eine Blockfreizeit
zu konsumieren. Sowohl in der ersten Hälfte des 52-
wöchigen Durchrechnungszeitraums als auch in der
zweiten Hälfte des 52-wöchigen Durchrechnungszeit-
raums kann ein Monat ohne Blockfreizeit vereinbart
werden (beispielsweise die vier Samstage vor dem
24. Dezember).
Ist die Arbeitnehmerin aufgrund des Beginns, des En-
des oder der Dauer ihres Dienstverhältnisses nur für
einen Teil des festgelegten Durchrechnungszeitrau-
mes in Beschäftigung, ist die Anzahl der Blockfreizei-
ten im Verhältnis zur geleisteten Dienstzeit zu aliquo-
tieren. Ist die Arbeitnehmerin durch Krankheit oder
unbezahltem Urlaub jeweils zusammenhängend län-
ger als ein Monat abwesend, ist die Anzahl der Block-
freizeiten im Verhältnis zur geleisteten Dienstzeit zu
aliquotieren. Sich ergebende Bruchteile von Blockfrei-
zeiten sind kaufmännisch auf ganze Zahlen zu run-
den. Wenn das Dienstverhältnis durch Dienstnehme-
rinnenkündigung, verschuldete Entlassung oder un-
berechtigten vorzeitigen Austritt endet, bleiben Bruch-
teile von Blockfreizeiten unberücksichtigt.
(Abs idF ab 1.1.2022)
Ergibt sich im Zusammenhang mit der Gewährung
von Blockfreizeit (Freitag, Samstag und Sonntag) bei
Vollzeit- oder Teilzeitbeschäftigten eine 4-Tage-Wo-
che, kann die tägliche Normalarbeitszeit auf 10 Stun-
den ausgedehnt werden.
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2.5.5. Einteilung und Verbrauch der Blockfreizeit
Planung und notwendige Änderungen sind einver-
nehmlich unter Bedachtnahme der betrieblichen Er-
fordernisse und persönlicher wichtiger Gründe der Ar-
beitnehmerin vorzunehmen.
Ist die Lage der Blockfreizeit vereinbart, gebührt für
die in diesen Zeitraum fallenden Zeiten gemäß § 8
AngG und § 16 UrlG kein Ersatz.
Steht zum Zeitpunkt der Vereinbarung von Blockfrei-
zeit für diesen Zeitraum Urlaub bereits aufgrund einer
früheren Vereinbarung zwischen Arbeitnehmerin und
Arbeitgeberin fest, kann für diese Tage keine Block-
freizeit vereinbart werden.
Im Falle der erstmaligen Anwendung der anderen
Verteilung des arbeitsfreien Samstages, insbesondere
der Einführung dieses Arbeitszeitmodelles oder bei
Eintritten während der ersten sechs Monate des
Durchrechnungszeitraums, muss die erste Blockfrei-
zeit spätestens zwei Wochen vor deren Antritt verein-
bart werden.

2.5.6. Besondere Bestimmungen zu Blockfreizeiten
Wenn aus betrieblichen Erfordernissen oder aus per-
sönlichen wichtigen Gründen der Arbeitnehmerin
der Verbrauch einer Blockfreizeit im Monat nicht
möglich ist, kann in den drei darauffolgenden Kalen-
dermonaten eine zweite Blockfreizeit zum Ausgleich
vereinbart werden, sofern dabei nicht der Durchrech-
nungszeitraum überschritten wird.

Wenn die Arbeitnehmerin jegliche Vereinbarung zur
Konsumierung von Blockfreizeit verweigert, kann die
Arbeitgeberin von sich aus mangels Vereinbarung
Blockfreizeiten für die Arbeitnehmerin einteilen.
Wurden Blockfreizeiten gemäß 2.5.4. dieser Bestim-
mung nicht innerhalb eines Durchrechnungszeitrau-
mes von 52 Wochen konsumiert, erhält die Arbeitneh-
merin als Ersatz für je eine Blockfreizeit einen Urlaubs-
tag (= Werktag).
Die Blockfreizeit darf bei aufrechtem Dienstverhältnis
nicht in Geld abgelöst werden.
Ein Verzicht auf Konsumierung oder den Urlaubstag
als Ersatz für nicht konsumierte Blockfreizeit im Durch-
rechnungszeitraum durch die Arbeitnehmerin ist nicht
möglich.
Blockfreizeit stellt keinen Zeitausgleich im Sinne des
Punktes F., 1.4. dieses Abschnittes dar und führt nicht
zur Anwendung der 30% Zeitgutschrift.
(2.5.6. idF ab 1.1.2019)

2.5.7. Beendigung des Dienstverhältnisses
Bei Beendigung des Dienstverhältnisses ist noch nicht
vereinbarte Blockfreizeit tunlichst während der Kündi-
gungsfrist auszugleichen. Ist ein Ausgleich nicht mög-
lich, hat die Arbeitnehmerin pro vereinbarte Blockfrei-
zeit Anspruch auf je einen zusätzlichen Urlaubstag
bzw nach Ablauf des Dienstverhältnisses auf entspre-
chende Urlaubsersatzleistung, ausgenommen bei ei-
nem ungerechtfertigten vorzeitigen Austritt.

3. VERKAUFSSTELLEN, DIE MIT AUSNAHME DER 4 SAMSTAGE VOR DEM 24. DEZEMBER
AN NICHT MEHR ALS EINEM SAMSTAG IM MONAT NACH 13.00 UHR OFFEN GEHALTEN

WERDEN

3.1. Die Beschäftigung einer Angestellten an Samsta-
gen nach 13.00 Uhr ist zulässig, auch wenn der folgen-
de Samstag nicht arbeitsfrei bleibt.

3.2. Die Gewährung der freien ganzen bzw halben Ta-
ge gemäß C., 1. dieses Abschnittes gilt weiters nicht für
Vollzeitbeschäftigte in Verkaufsstellen, deren Gesamt-
offenhaltezeit innerhalb einer Kalenderwoche 44 Stun-
den nicht überschreitet.

4. ZUSTELLTÄTIGKEITEN AM SAMSTAGNACHMITTAG

Entsprechend § 12a ARG wird die Beschäftigung für
die Zustellung von Produkten, die im stationären oder
im Online Handel vom Letztverbraucher bestellt oder
gekauft wurden, am Samstagnachmittag, sofern dies

ein Werktag ist, bis 18.00 Uhr zugelassen. Für die Zeit
von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr gebührt ein Zuschlag für
die Normalarbeitszeit von 50%.
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5. NACHTZUSCHLAG

Für Arbeitsleistungen, welche zur Vorbereitung von
Verkaufstätigkeiten in einer Verkaufsstelle in der Zeit
zwischen 21.00 und 5.00 Uhr von Montag 0.00 bis
Samstag 5.00 Uhr stattfinden, gebührt bei Normal-
oder Mehrarbeit ein Zuschlag von 50%. Bestehende

günstigere Vereinbarungen werden durch diese Re-
gelung nicht berührt. Bei Zusammentreffen mehrerer
Zuschläge gebührt jeweils der Höhere.

(5. gilt ab 1.1.2022)

D. WOCHENFREIZEIT FÜR JUGENDLICHE

1. Für Jugendliche bis zur Vollendung des 18. Lebens-
jahres ist der Sonntag ausnahmslos arbeitsfrei zu hal-
ten.

1.1. Zusätzlich hat in dieser Woche ein ganzer Kalen-
dertag, der mit dem Sonntag nicht zusammenhängen
muss, arbeitsfrei zu bleiben. Wenn es organisatorisch
möglich und im Interesse der Jugendlichen ist, hat
dieser freie Tag auf einen Samstag oder Montag zu
fallen. Jedenfalls muss der Zeitraum von Samstag
18.00 Uhr bis Montag 7.00 Uhr arbeitsfrei bleiben.

1.2. Abweichend kann im Falle eines Jugendlichen,
der in einer Verkaufsstelle im Sinne des ÖZG mit einer
55 Stunden nicht überschreitenden wöchentlichen
Gesamtoffenhaltezeit beschäftigt wird, die Wochen-
freizeit auf 43 zusammenhängende Stunden, in die
der Sonntag zu fallen hat, verkürzt werden. In diesem
Fall muss jedoch innerhalb eines Zeitraumes von

höchstens 8 Wochen die durchschnittliche Wochen-
freizeit mindestens 48 Stunden betragen. Der erfor-
derliche Ausgleich ist in Form von ganzen oder halben
Tagen zu vereinbaren. Mit Betriebsvereinbarung kann
diese Abweichung auch für Jugendliche in anderen
Verkaufsstellen vereinbart werden.

2. Für Jugendliche in Verkaufsstellen gemäß ÖZG die
in einer Kalenderwoche einen ganzen oder halben
Werktag geschlossen werden, kann die Arbeitgeberin
den Ruhetag, der nicht auf den Sonntag fällt, auf den
Sperrtag festsetzen.
Die freien Halbtage gemäß B. und C. dieses Abschnit-
tes sind auf diese ganzen oder halben freien Tage an-
zurechnen, wobei sicherzustellen ist, dass zumindest
jeder sechste Samstag arbeitsfrei bleibt.

E. MEHRARBEIT

1. Arbeitsleistung im Ausmaß der Verkürzung der wö-
chentlichen Arbeitszeit (bei bisher 40 Stunden Normal-
arbeitszeit) von 1,5 Stunden pro Woche ist Mehrarbeit.
Diese Mehrarbeit (von 38,5 bis einschließlich 40 Stun-
den) ist zuschlagsfrei zu behandeln und wird auf das
erlaubte Überstundenausmaß nicht angerechnet.
Dieser Grundsatz gilt auch bei anderer Verteilung
der Normalarbeitszeit nach den Punkten A. 2., 4. und
7., B. sowie C. 1. dieses Abschnittes mit der Maßgabe,
dass jeweils 1,5 Stunden pro Woche über die sich aus
der anderen Verteilung der Normalarbeitszeit erge-
benden jeweiligen wöchentlichen Arbeitszeit als
Mehrarbeit gelten. Durch Mehrarbeit darf – ausge-
nommen bei Einarbeiten in Verbindung von Feierta-
gen gemäß § 4 Abs (3) AZG – eine Wochenarbeitszeit
von 44 Stunden nicht überschritten werden. Hinsicht-
lich der Anordnung dieser Mehrarbeit gelten die Be-
stimmungen über die Anordnung von Überstunden
sinngemäß.

2. Arbeitszeiten, für die gemäß Punkt G. dieses Ab-
schnittes ein Zuschlag vonmehr als 50% gebührt, gel-

ten nicht als Mehrarbeit im Sinne des Punktes 1., son-
dern als Überstunden.

3. Die tägliche Arbeitszeit von 9 Stunden und die Ar-
beitszeit gemäß der Punkte B. 1.4. und C. 1.4. dieses
Abschnittes dürfen durch Mehrarbeit im Sinne des
Punktes 1 nicht überschritten werden.

4. Zur Berechnung der Vergütung für Mehrarbeit ist
das Bruttomonatsgehalt durch die in diesem Kollektiv-
vertrag festgelegte Normalarbeitszeit sowie durch
4,33 zu teilen.
(4. idF ab 1.1.2022)

5. An Stelle der Bezahlung von Mehrarbeit kann eine
Abgeltung durch Zeitausgleich im Ausmaß von 1 : 1
vereinbart werden.

6. Die Bestimmungen dieses Abschnittes gelten bis
zum In-Kraft-Treten einer weiteren Verkürzung der
wöchentlichen Arbeitszeit.
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F. NORMALARBEITSZEIT UND MEHRARBEIT WÄHREND DER ERWEITERTEN
ÖFFNUNGSZEITEN

1. ALLGEMEINES

1.1. Der Anspruch auf Zeitgutschrift bzw Bezahlung im
Sinne dieses Punktes steht für Arbeitsleistungen im
Rahmen der Regelung der Öffnungszeiten gemäß
ÖZG zur Beratung und Betreuung der Kunden, im Wa-
renverkauf und für Tätigkeiten, die mit diesen in un-
mittelbarem Zusammenhang stehen oder ohne die
diese nicht durchführbar wären, sowie für sonstige Ar-
beitsleistungen, die von der Arbeitgeberin im Zusam-
menhang mit der Inanspruchnahme der erweiterten
Öffnungszeiten verlangt werden, dann und insoweit
zu, als diese im Rahmen von Öffnungszeiten erbracht
werden, die die vor dem 1. September 1988 geltenden
Offenhaltemöglichkeiten überschreiten.

1.2. Für Normalarbeitsstunden (innerhalb der gelten-
den wöchentlichen Normalarbeitszeit) und für Mehr-
arbeitsstunden (im Ausmaß von 1,5 Stunden pro Wo-
che gemäß Punkt E. dieses Abschnittes), die an Werk-
tagen von Montag bis Freitag zwischen 18.30 Uhr und
21.00 Uhr zuzüglich der mit der erweiterten Öffnungs-
zeit bis 21.00 Uhr zusammenhängenden Arbeiten, ins-
besondere Abschlussarbeiten, und am Samstag zwi-
schen 13.00 Uhr und 18.00 Uhr geleistet werden, wird
eine Zeitgutschrift gewährt, die grundsätzlich in Frei-
zeit zu verbrauchen ist.

1.3. Die Möglichkeit der Abgeltung nach den folgen-
den Absätzen 4 und 5 setzt eine Betriebsvereinbarung
oder – in Betrieben, in denen kein Betriebsrat errichtet
ist – eine schriftliche Einzelvereinbarung voraus. Die
Betriebsvereinbarung kann auch die Einzelvereinba-
rung zur Festlegung der Form der Abgeltung ermäch-
tigen.

1.4. Erfolgt der Ausgleich der Zeitgutschrift in Form ei-
nes ganzen arbeitsfreien Tages derart, dass eine un-
unterbrochene Freizeit gewährleistet ist, die die wö-
chentliche Ruhezeit oder eine Feiertagsruhe ein-
schließt, so beträgt diese Zeitgutschrift für Arbeitsleis-
tungen von Montag bis Freitag von 18.30 Uhr bis
20.00 Uhr und am Samstag zwischen 13.00 Uhr und
18.00 Uhr 30% = 18 Minuten je tatsächlich geleisteter
Normalarbeitsstunde bzw Mehrarbeitsstunde.

1.5. Erfolgt der Ausgleich der Zeitgutschrift in Form ei-
nes ganzen arbeitsfreien Tages, so beträgt diese Zeit-
gutschrift für Arbeitsleistungen vonMontag bis Freitag
zwischen 18.30 Uhr und 20.00 Uhr und am Samstag
zwischen 13.00 Uhr und 18.00 Uhr 50% = 30 Minuten
je tatsächlich geleisteter Normalarbeitsstunde bzw
Mehrarbeitsstunde. Diese Zeitgutschrift kann auch in

Zusammenhang mit vereinbartem Zeitausgleich für
geleistete Mehr- und Überstunden konsumiert wer-
den.

1.6. Können vereinbarte Zeitgutschriften gemäß 1.4.
und 1.5. wegen Beendigung des Arbeitsverhältnisses
nicht mehr verbraucht werden, sind diese in der Höhe
der jeweiligen Zeitgutschriften zu bezahlen. Zur Be-
rechnung ist das Bruttomonatsgehalt durch die in die-
sem Kollektivvertrag festgelegte Normalarbeitszeit so-
wie durch 4,33 zu teilen.

1.7. Bei jeder anderen Form des Ausgleiches durch
Zeitgutschrift beträgt dieselbe

1.7.1. von Montag – Freitag zw 18.30 Uhr und
20.00 Uhr 70% = 42 Minuten

1.7.2. von Montag bis Freitag ab 20.00 Uhr 100% =
60 Minuten

1.7.3. am Samstag zwischen 13.00 Uhr und 18.00 Uhr
50% = 30 Minuten

der in diesen Zeiträumen tatsächlich geleisteten Nor-
malarbeitsstunden bzw Mehrarbeitsstunden.

1.8. Wird die Abgeltung der Zeitgutschriften gemäß
1.7. durch Bezahlung vereinbart, erfolgt diese in der
Höhe der jeweiligen Zuschläge bzw Zeitgutschriften.
Zur Berechnung der Vergütung ist das Bruttomonats-
gehalt durch die in diesem Kollektivvertrag festgeleg-
te Normalarbeitszeit sowie durch 4,33 zu teilen.
(1.8. idF ab 1.1.2022)

1.9. Verursacht die Arbeitgeberin, dass entgegen ei-
ner Vereinbarung der Ausgleich der Zeitgutschriften
gemäß 1.4. und 1.5. nicht erfolgt, gebührt bei Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses die Bezahlung gemäß
1.7. und 1.8.

1.10. Die Beschäftigung von Arbeitnehmerinnen ge-
mäß 1. ist nur dann und insoweit zulässig, als berück-
sichtigungswürdige Interessen der Arbeitnehmerin –
wie beispielsweise die Versorgung von Kindern und El-
tern, unzumutbare Heimfahrtsmöglichkeiten, die Teil-
nahme an Schul- und Weiterbildungsveranstaltungen
– dieser Arbeitsleistung nicht entgegenstehen.

1.11. Diese Bestimmungen gelten nicht für Angestellte,
mit denen eine Arbeitsleistung ausschließlich an
Samstagen vereinbart ist. Wird mit diesen Angestellten
eine befristete Vereinbarung über die Erhöhung oder
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Änderung der Lage der Arbeitszeit, die neben dem
Samstag auch Arbeitsleistung an anderen Tagen zu-
lässt, abgeschlossen, gelten die Zuschlagsregelungen
gemäß F. für den festgelegten Zeitraum, jedenfalls

immer für den gesamten Kalendermonat. Die Dauer
der befristeten Vereinbarung darf zwei Kalendermo-
nate im Jahr nicht überschreiten.
(1.11. idF ab 1.1.2022)

2. BESONDERE VERKAUFSVERANSTALTUNGEN

2.1. Folgende Bestimmungen gelten für Arbeitsleistun-
gen im Sinne 1., die außerhalb der allgemeinen ÖZG
gemäß Öffnungszeitengesetz 2003 idF 2007 stattfin-
den und aufgrund einer Verordnung gemäß § 4a
Abs (1) Z 3 und 4 ÖZG zugelassen sind.

2.2. Arbeitgeberinnen, die ihre Verkaufsstelle im Rah-
men einer solchen Verkaufsveranstaltung nach
21.00 Uhr offen halten und Arbeitsleistungen im Sinne
von 1. in Anspruch nehmen wollen, haben dies der Ar-
beitnehmerin bis spätestens zwei Wochen vor der Ver-
anstaltung mitzuteilen. Die Arbeitnehmerin, der eine
solche Mitteilung zeitgerecht zugegangen ist, hat
das Recht, binnen einer Woche nach Zugang dieser
Mitteilung die Arbeitsleistung abzulehnen. Keine Ar-
beitnehmerin darf wegen der Ablehnung der Arbeits-
leistung benachteiligt werden.

2.3. Für solche Arbeitsleistungen nach 21.00 Uhr ge-
bührt die Zeitgutschrift von 100% bis zum Ende der
Verkaufsveranstaltung zuzüglich der damit zusam-
menhängenden Arbeiten, insbesondere Abschlussar-
beiten. Die Vergütung in Geld kann vereinbart wer-
den.

2.4. Ansprüche gemäß 1. bzw 2.3. gelten nicht für Ar-
beitnehmerinnen, die ausschließlich für Arbeitsleis-
tungen im Rahmen der besonderen Verkaufsveran-
staltung aufgenommen werden.

2.5. Nach einem Einsatz nach 21.00 Uhr ist der Arbeit-
nehmerin eine Ruhezeit von mindestens 11 Stunden zu
gewähren. Wenn betrieblich nicht anders organisier-
bar, ist insbesondere in Kleinstbetrieben eine Verkür-
zung auf bis zu 8 Stunden nach A. 8. dieses Abschnittes
zulässig.

2.6. Arbeitnehmerinnen mit längerer Heimreise und
ohne individuelle Heimfahrtmöglichkeit (KFZ, öffentli-
che Verkehrsmittel) sind tunlichst nicht gemäß 2.1. zu
beschäftigen, oder es sind von der Arbeitgeberin
Fahrgemeinschaften für diese zu organisieren. Der Er-
satz der Mehrkosten durch die Arbeitgeberin kann
vereinbart werden.

2.7. Mit Betriebsvereinbarung kann vereinbart wer-
den, dass die Arbeitgeberin die Kosten für Kinderbe-
treuung, die durch die Arbeitsleistung der Arbeitneh-
merin gemäß 2.1. entstehen, dieser ersetzt.

G. ÜBERSTUNDEN

1. ALLGEMEINES

1.1. Als Überstunde gilt jede Arbeitsstunde, durch die
das Ausmaß der auf Grund der Bestimmungen gemäß
A. dieses Abschnittes jeweils festgelegten täglichen
Arbeitszeit einschließlich allfälliger Mehrarbeit gemäß
E. dieses Abschnittes überschritten wird.

1.2. Als Überstunden gelten Arbeiten an Feiertagen,
soweit die für den betreffenden Wochentag festgeleg-
te Normalarbeitszeit überschritten wird. Als Überstun-
den gelten weiters Arbeiten an Sonntagen.

1.3. Bei anderer Verteilung der Normalarbeitszeit ge-
mäß A. dieses Abschnittes liegen Überstunden erst
dann vor, wenn die auf Grund der anderen Verteilung
der Normalarbeitszeit auf die einzelnen Wochen je-
weils vereinbarte tägliche Arbeitszeit einschließlich

der Mehrarbeit gemäß E. dieses Abschnittes über-
schritten wird.

1.4. Bei Teilzeitbeschäftigten liegen Überstunden erst
vor, wenn das Ausmaß der für die Vollzeitbeschäftig-
ten festgesetzten täglichen oder wöchentlichen Ar-
beitszeit überschritten wird.

1.5. Die rechtzeitige Anordnung von Überstunden
durch die Arbeitgeberin erfolgt tunlichst nach Anhö-
rung des Betriebsrates im Rahmen der gesetzlich zu-
lässigen Arbeitszeitüberschreitungen.

1.6. Sofern vertraglich nicht ausgeschlossen, sind Ar-
beitnehmerinnen im Falle rechtzeitiger Anordnung
im Rahmen der gesetzlich zulässigen Arbeitszeitüber-
schreitungen zur Leistung von Überstunden verpflich-
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tet, wenn berücksichtigungswürdige Interessen der
Arbeitnehmerin nicht entgegenstehen.

1.7. Jugendliche, die das 18. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben, sind zur Leistung von Überstunden
grundsätzlich nicht heranzuziehen. Sollte in Ausnah-
mefällen eine Überstundenleistung notwendig sein,
so sind die Überstunden nach den für Arbeitnehmerin-

nen in der Beschäftigungsgruppe C Stufe 1, geltenden
Sätzen zu entlohnen. Bei Lehrlingen, die das 18. Le-
bensjahr vollendet haben, ist für die Berechnung der
Grundstundenvergütung und des Zuschlages das
niedrigste im Betrieb vereinbarte Angestelltengehalt
(mind. Beschäftigungsgruppe C Stufe 1) heranzu-
ziehen.
(1.7. idF ab 1.1.2022)

2. ÜBERSTUNDENVERGÜTUNG

2.1. Die Überstundenvergütung besteht aus der
Grundstundenvergütung und einem Zuschlag.

2.2. Die Grundstundenvergütung beträgt 1/158 des
Bruttomonatsgehaltes.

2.3. Der Überstundenzuschlag beträgt 50%.

2.4. Überstunden in der Zeit von 20.00 Uhr bis 6.00 Uhr
und an Sonn- und Feiertagen sind mit einem Zuschlag
von 100% zu vergüten.

2.5. Überstunden im Rahmen der erweiterten Öff-
nungszeiten (Bestimmung F.), die in der Zeit von Mon-
tag bis Freitag zwischen 18.30 Uhr und 20.00 Uhr und
am Samstag zwischen 13.00 Uhr und 18.00 Uhr zuzüg-
lich der mit der erweiterten Öffnungszeit zusammen-
hängenden Arbeiten, insbesondere Abschlussarbei-
ten, geleistet werden, sind mit einem Zuschlag von
70% zu vergüten.

2.6. Überstunden im Rahmen der erweiterten Öff-
nungszeiten (Bestimmung F.), die in der Zeit von Mon-

tag bis Freitag ab 20.00 Uhr geleistet werden, sind mit
einem Zuschlag von 100% zu vergüten.

2.7.Überstunden, die an den verkaufsoffenen Samsta-
gen vor Weihnachten nach 13.00 Uhr geleistet werden,
sind mit einem Zuschlag von 100% zu vergüten.

2.8. Überstunden, die an Samstagen nach 13.00 Uhr
im Rahmen von Inventurarbeiten bis 18.00 Uhr geleis-
tet werden, sind mit einem Zuschlag von 70% zu ver-
güten. Von 18.00 Uhr bis 20.00 Uhr gebührt ein Zu-
schlag von 100%.

2.9. Überstunden, die am 31. Dezember zwischen
13:00 und 15:00 Uhr geleistet werden, sind mit einem
Zuschlag von 50% zu vergüten, Überstunden ab
15:00 Uhr mit einem Zuschlag von 100%.
(2.9. ab 1.12.2020)

2.10. Überstunden sind spätestens am Ende der ihrer
Leistung folgenden Gehaltsperiode zu bezahlen.

3. PAUSCHALABFINDUNG

Durch Vereinbarung zwischen einzelnen Arbeitgebe-
rinnen und Arbeitnehmerinnen kann ein Überstunden-
pauschale festgesetzt werden, doch darf es im Durch-

schnitt der Geltungsdauer die Arbeitnehmerin nicht
ungünstiger stellen als die Überstundenvergütung.

4. ABGELTUNG IN FREIZEIT

An Stelle der Bezahlung von Überstunden kann eine
Abgeltung in Freizeit vereinbart werden. Überstunden
mit einem Zuschlag von 50% sind im Verhältnis 1 : 1,5,
Überstunden mit einem Zuschlag von 70% sind im

Verhältnis 1 : 1,7 und solche mit einem Zuschlag von
100% im Verhältnis 1 : 2 abzugelten. Wird eine Abgel-
tung im Verhältnis 1 : 1 vereinbart, bleibt der Anspruch
auf den Überstundenzuschlag bestehen.
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H. INVENTURARBEITEN

1. Bezüglich der Vergütung von Inventurarbeiten (Z 2)
an Samstagen nach 13.00 Uhr gelten die Bestimmun-
gen gemäß F. 1. (Normalarbeitszeit und Mehrarbeit
während der erweiterten Öffnungszeiten), für Über-
stunden gebührt ein Zuschlag von 70%. Ab
18.00 Uhr gebührt ein Zuschlag von 100%. Die Zu-
schläge bzw Zeitgutschriften gelten nicht für aus-
schließlich zu Inventurarbeiten aufgenommene Ar-
beitnehmerinnen.

2. Inventurarbeiten sind Arbeiten zur Erstellung und
Überprüfung von

2.1. Inventuren zum Ende eines Kalender- bzw Wirt-
schaftsjahres,

2.2. Übergabe bzw Übernahmeinventuren einmal im
Kalender- bzw Wirtschaftsjahr,

2.3. Inventuren auf Grund behördlicher Anordnung,

2.4. Inventuren in unmittelbarem zeitlichem Zusam-
menhang mit außergewöhnlichen Ereignissen (wie
Einbruch, Elementarereignisse) an Samstagen bis
20.00 Uhr.

3. Die Beschäftigung von Arbeitnehmerinnen während
der Arbeitszeiten gemäß 1. und 2. ist nur dann und in-
soweit zulässig, als berücksichtigungswürdige Interes-
sen der Arbeitnehmerin – wie beispielsweise die Ver-
sorgung von Kindern und Eltern, unzumutbare Heim-
fahrtsmöglichkeiten, die Teilnahme an Schul- und
Weiterbildungsveranstaltungen – dieser Arbeitsleis-
tung nicht entgegenstehen.

I. RUHETAGE

1. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

1.1. Als Ruhetage gelten sämtliche Sonntage sowie die
gesetzlichen Feiertage, das sind: 1. Jänner, 6. Jänner,
Ostermontag, 1. Mai, Christi Himmelfahrt, Pfingstmon-
tag, Fronleichnam, 15. August, 26. Oktober, 1. Novem-
ber, 8. Dezember (mit Ausnahme § 13a ARG und § 18a
KJBG), 25. und 26. Dezember. Für Angehörige der
evangelischen Kirchen AB und HB, der altkatholischen
Kirche und der Methodistenkirche gilt der Karfreitag
als gesetzlicher Feiertag.

1.2. Für Angehörige der israelitischen Glaubensge-
meinschaft gilt der Versöhnungstag als arbeitsfreier
Tag. Eine Freistellung unter Entgeltfortzahlung hat al-
lerdings nur dann zu erfolgen, wenn es die betreffen-
de Arbeitnehmerin spätestens eine Woche vorher be-
gehrt und der Freistellung nicht betriebliche Gründe
entgegenstehen.

1.3. Für Feiertagsarbeit und deren Vergütung gelten
die Bestimmungen des ARG.

2. SONDERBESTIMMUNGEN FÜR ARBEITSLEISTUNGEN AM 8. DEZEMBER

2.1. Gemäß § 13a ARG und § 18a KJBG können Ange-
stellte und Lehrlinge am 8. Dezember, sofern dieser
nicht auf einen Sonntag fällt, in der Zeit von
10.00 Uhr bis 18.00 Uhr mit folgenden Tätigkeiten be-
schäftigt werden:

2.1.1. Tätigkeiten zur Beratung und Betreuung der
Kunden,

2.2.2. Tätigkeiten im Warenverkauf,

2.2.3. Tätigkeiten, die mit diesen im unmittelbaren Zu-
sammenhang stehen oder ohne die diese nicht durch-
führbar wären, sowie

2.2.4. sonstige Tätigkeiten, die von der Arbeitgeberin
im Zusammenhang mit den vorstehenden Tätigkeiten
verlangt werden.

2.2. Vor- und Abschlussarbeiten sind über den in 2.1.
genannten Zeitraum hinaus im unbedingt erforderli-
chen Ausmaß zulässig.

2.3. Arbeitgeberinnen, die ihre Verkaufsstelle am
8. Dezember offen halten und Arbeitsleistungen ge-
mäß 2.1. in Anspruch nehmen wollen, haben dies bis
spätestens 10. November der Arbeitnehmerin mitzutei-
len. Die Arbeitnehmerin, der eine solche Mitteilung
zeitgerecht zugegangen ist, hat das Recht, binnen ei-
ner Woche nach Zugang dieser Mitteilung, die Be-
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schäftigung am 8. Dezember abzulehnen. Keine Ar-
beitnehmerin darf wegen der Weigerung, am 8. De-
zember der Beschäftigung nachzugehen, benachtei-
ligt werden.

2.4. Hinsichtlich der Vergütung der Arbeitsleistung am
8. Dezember gelten die einschlägigen Bestimmungen
des ARG und dieses Kollektivvertrages.

2.5. Für die Arbeitsleistung des Lehrlings am 8. Dezem-
ber gilt als Berechnungsgrundlage des Entgeltes ge-
mäß § 9 Abs (5) ARG der Satz der Beschäftigungsgrup-
pe C Stufe 1.
(2.5. idF ab 1.1.2022)

2.6. Die Arbeitnehmerin erhält für die Arbeitsleistung
am 8. Dezember zusätzliche Freizeit. Der Verbrauch
der Freizeit ist unter Berücksichtigung der betriebli-
chen Erfordernisse und unter Bedachtnahme auf die
Interessen der Arbeitnehmerin zu vereinbaren und un-
ter Entgeltfortzahlung bis 31. März des Folgejahres zu
verbrauchen. Eine Arbeitnehmerin, die bis zu 4 Stun-

den arbeitet, erhält 4 Stunden Freizeit, eine Arbeitneh-
merin, die mehr als 4 Stunden arbeitet, erhält 8 Stun-
den Freizeit.
Eine Abgeltung in Geld ist bei aufrechtem Arbeitsver-
hältnis nicht zulässig.

2.7. Die Punkte 2.3. und 2.6. gelten nicht für Beschäfti-
gungen, die auf Grund von arbeitsrechtlichen Vor-
schriften, die bereits vor dem 6.11.1995 bestanden ha-
ben, zulässig sind.

2.8. Im Zusammenhang mit der Arbeitsleistung am
8. Dezember können im Rahmen der Punkte 2.1. bis
2.6. Betriebsvereinbarungen abgeschlossen werden.

2.9. Der 8. Dezember ist, auch wenn er auf einen Sams-
tag fällt, kein verkaufsoffener Samstag gemäß C. 1.5.
dieses Abschnittes (In-Kraft-Treten 1.1.2008). Diesfalls
gelten für den 8. Dezember diese Bestimmungen und
nicht C. 1.5. (In-Kraft-Treten 1.12.2007).

ABSCHNITT 3)
ENTGELT

A. GEHALTSSYSTEM NEU

1. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

1.1. Arbeitnehmerinnen ist ein monatliches Mindest-
gehalt unter Berücksichtigung der folgenden Bestim-
mungen zu bezahlen.

1.2. Allfällige Reformbeträge sind für die Berechnung
aller gehaltsabhängigen Ansprüche in die Bemes-
sungsgrundlage mit ein zu beziehen (zB Sonderzah-
lungen, Zuschläge, Jubiläumsgeld, Abfertigung,
etc…).
(1.2. gilt ab 1.1.2019)

1.3. Sie sind unter Anwendung der folgenden Vor-
dienstzeitenregelung in die ihrer Tätigkeit entspre-
chende Beschäftigungsgruppe (A-H) einzustufen.
Dabei sind die Beschreibungen der Beschäftigungs-
gruppe auschlaggebend. Die Referenzfunktionen die-
nen als zusätzliche Orientierung.
(1.3. ab 1.1.2019)

2. VORDIENSTZEITENANRECHNUNG

2.1. Vordienstzeiten aus den Punkten 2.1.1. bis 2.1.7.
sind im Ausmaß von höchstens 7 Jahren bei der Einstu-
fung in die Gehaltstabelle zu berücksichtigen.

2.1.1. Vordienstzeiten, die im Rahmen eines Angestell-
tenverhältnisses, als selbstständige Tätigkeit, als freie
Dienstnehmerin, oder im öffentlichen Dienst erbracht

wurden, sind nach entsprechendem Nachweis anzu-
rechnen.

2.1.2. Vordienstzeiten, die im Rahmen eines Arbeiter-
verhältnisses erbracht wurden, sind nach entspre-
chendem Nachweis zur Hälfte anzurechnen.
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2.1.3. Weiters werden Zeiten des Präsenz- und Zivil-
dienstes als Vordienstzeiten gewertet.

2.1.4. Eine erfolgreich abgelegte Lehrabschlussprü-
fung in den Lehrberufen Einzelhandelskauffrau, Dro-
gistin, Foto- und Multimediakauffrau, Buch- und Me-
dienwirtschaftshändlerin, Buch- und Musikalienhänd-
lerin, Waffen- und Munitionshändlerin sowie Büro-
kauffrau (kaufm. administrative Lehrberufe: alle Lehr-
berufe, die die LAP des Lehrberufs Bürokauffrau erset-
zen, sowie Ersätze gemäß Erlass nach § 34a BAG) wird
als ein Vordienstzeitenjahr gerechnet. Dies gilt auch
bei Doppellehren. Wird eine derartige Lehrabschluss-
prüfung noch während der Lehrzeit des betreffenden
Lehrberufes abgelegt, erfolgt die Anrechnung dieses
einen Jahres mit Beginn der Weiterbeschäftigungszeit
entsprechend dieses Kollektivvertrages. Wird eine der-
artige Lehrabschlussprüfung während der Weiterbe-
schäftigungszeit oder später abgelegt, erfolgt die An-
rechnung dieses einen Jahres mit dem der Lehrab-
schlussprüfung folgenden Monatsersten.

2.1.5. Die erfolgreich abgeschlossene Handelsakade-
mie wird mit zwei Jahren gerechnet.

2.1.6. Elternkarenzurlaube bzw Kinderbetreuungszei-
ten werden im Ausmaß von höchstens 24 Monaten
als Vordienstzeiten gerechnet.

2.1.7. Im Ausland zurückgelegte Vordienstzeiten, sind
sinngemäß dieser Bestimmung bei der Berechnung
der Vordienstzeiten zu berücksichtigen, wenn diese
nachgewiesen oder glaubhaft gemacht werden.

2.2. Weiters wird Arbeitnehmerinnen, die in der Ar-
beitswelt Verkauf & Vertrieb den Warenpreis und die
Rechnungssumme rechnergestützt erfassen und/oder
bare und unbare Zahlungsvorgänge abwickeln und/
oder die Rechnung ausfolgen, ein weiteres Jahr als
Vordienstzeit angerechnet. Führt die Arbeitnehmerin
die angeführten Tätigkeiten nicht von Beginn des
Dienstverhältnisses an aus, sondern erst ab einem
späteren Zeitpunkt innerhalb der ersten sechs Monate
des Dienstverhältnisses, so hat die Anrechnung mit
diesem Zeitpunkt zu erfolgen.
Der Vorrückungsstichtagsmonat der Arbeitnehmerin
bleibt unverändert. Ergibt sich ein höheres Gehalt, ge-
bührt dieses mit dem Zeitpunkt der Änderung der
Tätigkeit.
(2.2. idF ab 1.1.2019)

3. DAS BESCHÄFTIGUNGSGRUPPENSCHEMA

3.1. Beschäftigungsgruppe A
Diese Beschäftigungsgruppe umfasst

3.1.1. Arbeitnehmerinnen, die im Rahmen eines Ange-
stelltenverhältnisses Hilfstätigkeiten aufgrund klar de-
finierter Vorgaben und genauer Arbeitsanweisungen
unter sachgemäßer Anwendung ihrer Arbeitsmittel
verrichten. Sie haben nur geringen Entscheidungs-
spielraum im Rahmen der auszuführenden Tätigkeit.
Für die Tätigkeit sind keine besonderen Fach- oder
Sachkenntnisse, keine Ausbildung bzw Berufserfah-
rung erforderlich. Eine sehr kurze Einarbeitung im
Ausmaß von höchstens einem Tag (max. 8 Stunden)
ist notwendig.

3.1.2. Beispielsweise sind das folgende Funktionen:

Arbeitswelt Funktion

Logistik Lagerhilfsarbeitnehmerinnen,
Helferinnen im Angestellten-
verhältnis

Technischer Dienst Reinigungskräfte, Parkplat-
zwächterinnen

Anmerkung: Diese Tätigkeiten sind aufgrund der Defini-
tion der Angestelltentätigkeit laut AngG dem Arbeiterin-
nenbegriff zuzuordnen. Diese Beschäftigungsgruppe
dient jenen Betrieben als Hilfestellung bei der Einstufung,
die Arbeiterinnen freiwillig im Kollektivvertrag für Han-
delsangestellte einstufen.

3.2. Beschäftigungsgruppe B
Diese Beschäftigungsgruppe umfasst

3.2.1. Arbeitnehmerinnen, die im Rahmen eines Ange-
stelltenverhältnisses Tätigkeiten auf Grund klar defi-
nierter Vorgaben und genauer Arbeitsanweisungen
unter sachgemäßer Anwendung ihrer Arbeitsmittel
verrichten. Sie haben nur eingeschränkten Entschei-
dungsspielraum. Im fallweisen Kontakt mit Kundinnen,
Kolleginnen oder Lieferantinnen erteilen sie einfache
Auskünfte im Rahmen der auszuführenden Tätigkeit.
Nach mindestens vierjähriger facheinschlägiger Be-
rufserfahrung in der Arbeitswelt Verkauf & Vertrieb
dieser Gruppe werden Arbeitnehmerinnen in die Be-
schäftigungsgruppe C umgereiht.
Für die Tätigkeit sind keine besonderen Fach- oder
Sachkenntnisse, keine bzw keine abgeschlossene Aus-
bildung bzw geringe Berufserfahrung erforderlich. Ei-
ne kurze Einarbeitung im Ausmaß von höchstens drei
Tagen (max. 24 Stunden) ist notwendig.
(3.2.1 idF ab 1.1.2019)

3.2.2. Beispielsweise sind das folgende Funktionen
bzw Referenzfunktionen:

Arbeitswelt Funktion bzw Referenzfunk-
tion

Verkauf & Vertrieb Funktion Regalbetreuerinnen
im Angestelltenverhältnis, An-
gestellte im Verkauf, ohne ab-
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Arbeitswelt Funktion bzw Referenzfunk-
tion

geschlossene Berufsausbil-
dung in einem kaufmänni-
schen Beruf, sofern sie nicht
höher einzustufen sind

Logistik Warenübernahme (im Anlie-
ferbereich)

Anmerkung: Diese Tätigkeiten sind aufgrund der Defini-
tion der Angestelltentätigkeit laut AngG dem Arbeiterin-
nenbegriff zuzuordnen. Diese Beschäftigungsgruppe
dient jenen Betrieben als Hilfestellung bei der Einstufung,
die Arbeiterinnen freiwillig im Kollektivvertrag für Han-
delsangestellte einstufen.

3.3. Beschäftigungsgruppe C
Diese Beschäftigungsgruppe umfasst

3.3.1. Arbeitnehmerinnen, die standardisierte Aufga-
benstellungen nach allgemein umschriebenen Vor-
gaben und Arbeitsanweisungen eigenständig bear-
beiten. Sie sind für ein ordnungsgemäßes Arbeitser-
gebnis verantwortlich und haben einen dem Verant-
wortungsbereich entsprechenden Entscheidungs-
spielraum. Die Tätigkeit erfordert grundlegende Kom-
munikationskompetenzen, Kundenorientierung und
Teamfähigkeit, weil im regelmäßigen Kontakt mit
Kundinnen und/oder Lieferantinnen oder in der Zu-
sammenarbeit mit Kolleginnen Informationen ausge-
tauscht und einfache Beratungen durchgeführt wer-
den.
Die Tätigkeiten erfordern Fach- und Sachkenntnisse,
die für die Bearbeitung standardmäßiger kaufmänni-
scher und/oder administrativer Aufgaben erforder-
lich sind.
Ferner Arbeitnehmerinnen, die eine Lehre als Einzel-
handelskauffrau oder eine kaufmännisch administra-
tive Lehre (alle Lehrberufe, die die LAP des Lehrberufs
Bürokauffrau ersetzen) oder eine fachlich gleichwerti-
ge Schulausbildung (gemäß Erlass nach § 34 BAG)
absolviert haben. Sowie Arbeitnehmerinnen mit einem
gleichwertigen Qualifikationserwerb oder nach einer
mindestens vierjährigen facheinschlägigen Berufser-
fahrung.
Arbeitnehmerinnen der Arbeitswelt Verkauf/Vertrieb,
die eine oder mehrere der nachstehenden Standard-
tätigkeiten in den folgenden vier Tätigkeitsfeldern
ausüben:

Bedienung

• Ermitteln des Kundenwunsches, damit verbundene
einfache Auskünfte, die mit einer abgeschlossenen
facheinschlägigen Ausbildung wie zB Lehrab-
schlussprüfung im Einzelhandel, leistbar sind

• Ausfolgung der gewünschten Ware
• Reklamations- und/oder Umtauschvorgänge, die
einen standardisierten Prozess auslösen und nach

genauen Vorgaben der Arbeitgeberin bearbeitet
werden

• Das Herstellen von Produkten durch das Zusammen-
stellen von Waren nach einer vorgegebenen Anlei-
tung

Überwachung
Einfache Prüfungen, Kontrollen im Zuge des Verkaufs-
prozesses (zB in der Diebstahlprävention = Taschen-
kontrollen) oder im Rahmen der Anlieferung (= Liefe-
rantinnendiebstahl), Plausibilitätsüberprüfungen (Da-
tumskontrolle Frischware, Abwiegen der losen Ware,
etc).

Kassiervorgang
Rechnergestütztes Erfassen des Warenpreises und der
Rechnungssumme, Abwicklung der baren und unba-
ren Zahlungsvorgänge und Ausfolgen der Rechnung.

Abwicklung

• Erfassen der Ware, fachgerechtes einpacken oder
verpacken der Ware

• Plausibilitätsprüfungen von Bestellungen auf Basis
von Systemvorschlägen mit Durchführung von ge-
ringfügigen Anpassungen

• Erläuterung von betriebsspezifischen Rahmenbe-
dingungen, Regeln und Abläufen

• Entgegennahme und Abwicklung von Bestellungen,
die im Wege des Fernabsatzes vorgenommen wer-
den (Bestellungen, bei denen ein oder mehrere
Fernkommunikationsmittel verwendet wird/werden
wie zB Bestellung per Post, Katalog, Internet, Telefon
oder Fax) sowie damit verbundene Auskünfte und
Beratungstätigkeit

• Dekoration nach genauen Vorgaben, meist direkt in
der Filiale. Umsetzung und/oder Kontrolle von vor-
gegebenen Standards

3.3.2. Arbeitnehmerinnen, die zeitweise mit Führungs-
aufgaben der Beschäftigungsgruppe E beauftragt
sind. Sie erhalten ein Vertretungsgeld von € 1,81 je
Stunde oder € 14,55 pro Tag oder € 72,74 pro Woche
(nächste Erhöhung siehe 4.5.1 dieses Abschnittes).
Das Vertretungsgeld je Stunde gebührt für jede ange-
fangene Stunde. Angefangene Stunden eines Tages
können zusammengerechnet werden.
(3.3.2. idF ab 1.1.2023)

3.3.3. Beispielsweise sind das folgende Referenzfunk-
tionen:

Arbeitswelt Referenzfunktion

Verkauf & Vertrieb Verkauf

Marketing &
Kommunikation

Customer Care Agent

Kaufm. &
administrative
Dienstleistungen

Assistenz (Sekretariat), Rech-
nungskontrolle, Debitoren-
buchhaltung
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3.4. Beschäftigungsgruppe D
Diese Beschäftigungsgruppe umfasst

3.4.1. Arbeitnehmerinnen, die in einem klar und ein-
deutig definierten Tätigkeitsbereich, eigenständig
und eigenverantwortlich wiederkehrende (teilstan-
dardisierte) Aufgabenstellungen bearbeiten. Sie sind
für ein ordnungsgemäßes Arbeitsergebnis verant-
wortlich und treffen im Rahmen ihres Verantwortungs-
bereiches eigenständig Entscheidungen. Die Tätigkei-
ten setzen regelmäßig Kompetenzen voraus, die für
die Bearbeitung weitgehend standardmäßiger, aber
umfangreicher kaufmännischer, administrativer oder
technischer Aufgaben erforderlich sind. Die Tätigkeit
erfordert grundlegende Kommunikationskompeten-
zen, Kundenorientierung und Teamfähigkeit, weil im
regelmäßigen Kontakt mit Kundinnen, Lieferantinnen
oder in der Zusammenarbeit mit Kolleginnen Informa-
tionen ausgetauscht und spezifische Beratungen
durchgeführt werden.
Sowie Arbeitnehmerinnen, die eine gewerbliche Lehre
oder eine Lehre in der Buch- und Medienwirtschaft,
als Drogistin, als Foto- und Multimediakauffrau, als
pharmazeutisch kaufmännische Assistenz oder eine
fachlich gleichwertige Schulausbildung bzw einen
gleichwertigen Qualifikationserwerb erfolgreich ab-
geschlossen haben, sofern diese Ausbildung für die
Tätigkeit von Bedeutung ist. Weiters erfasst diese Be-
schäftigungsgruppe Arbeitnehmerinnen, die eine zer-
tifizierte Weiterbildung absolviert haben, sofern diese
den Kriterien des Zusatzprotokolls 8.1. entspricht und
für die Tätigkeit von Bedeutung ist.
Arbeitnehmerinnen, die die Ausbildnerinnenprüfung
absolviert haben und regelmäßig mit der fachlichen
Ausbildung von Lehrlingen betraut sind.
Ferner Arbeitnehmerinnen, die regelmäßig standardi-
sierte kaufmännische und/oder administrative Aufga-
ben und/oder Verkaufstätigkeiten entsprechend der
Beschäftigungsgruppe C in einer Fremdsprache erle-
digen, sofern die Fremdsprache für die Ausübung der
Tätigkeit von der Dienstgeberin verlangt wird. Als
Fremdsprache gelten alle Sprachen außer der Staats-
sprache Deutsch laut Bundesverfassung.
Arbeitnehmerinnen, der Arbeitswelt Verkauf & Ver-
trieb, die zusätzlich zu einer oder mehreren Standard-
tätigkeiten entsprechend den vier Tätigkeitsfeldern in
der Beschäftigungsgruppe C mindestens eine der fol-
genden qualifizierten Zusatztätigkeiten ausüben:

a) Kundenberatung unter Anwendung vertiefter Wa-
renkenntnisse (siehe Zusatzprotokoll 8.1.),

b) Kundenberatung unter Anwendung von Kenntnis-
sen, welche in einer unternehmensspezifischen
oder allgemein anerkannten Weiterbildung erwor-
ben wurden (siehe Zusatzprotokoll 8.1.),

c) Anleitung, Aufsicht und Kontrolle von SB Arbeitsab-
läufen oder -prozessen, die vom Kunden eigen-
ständig durchgeführt werden, insbesondere dann,

wenn mehrere Kunden/Prozesse gleichzeitig zu
überwachen sind,

d) Abwicklung von Reklamations- und/oder Um-
tauschvorgängen für deren Bearbeitung eine ei-
gene Befugnis notwendig ist,

e) Durchführung von Bestellungen, auch auf Basis
von Systemvorschlägen, unter Berücksichtigung
von mehreren Faktoren, wie zB Verderb, Schwund,
Saison, regionale Veranstaltungen, …, die Einfluss
auf die Bestellmenge haben,

f) Demonstration und Anleitung bei einzelnen Tätig-
keiten (praktische Anleitung = Arbeitnehmerin zeigt
einer anderen einen Arbeitsablauf und führt mit ihr
die notwendigen praktischen Übungen durch),

g) das Herstellen oder Zusammenstellen von Produk-
ten nach eigenen Maßstäben. Die Arbeitnehmerin
arbeitet weitgehend individuell und/oder erarbei-
tet lösungsorientierte Produkte nach den indivi-
duellen Bedürfnissen eines Kunden. Sie trägt mit
ihren Kenntnissen zum Gelingen der Produkther-
stellung bei,

h) die Arbeitnehmerin dekoriert nach groben Vorga-
ben, ist meist filialübergreifend tätig und/oder
kontrolliert die Umsetzung von Vorgaben (Dekora-
teurinnen und Visual Merchandiser).

(3.4.3. idF ab 1.1.2022)

3.4.2. Arbeitnehmerinnen, die dauerhaft mit der Ver-
tretung von Führungsaufgaben der Beschäftigungs-
gruppe E beauftragt sind.

3.4.3. Sowie Arbeitnehmerinnen, die zeitweise mit Füh-
rungsaufgaben der Beschäftigungsgruppe F beauf-
tragt sind. Diese erhalten ein Vertretungsgeld von
€ 2,39 je Stunde oder € 19,11 pro Tag oder € 95,53
pro Woche (nächste Erhöhung siehe 4.5.1 dieses Ab-
schnittes).
(nächste Erhöhung siehe 4.5.1 dieses Abschnittes).
Das Vertretungsgeld je Stunde gebührt für jede ange-
fangene Stunde. Angefangene Stunden eines Tages
können zusammengerechnet werden.
(3.4.3. idF ab 1.1.2023)

3.4.4. Beispielsweise sind das folgende Referenzfunk-
tionen:

Arbeitswelt Referenzfunktion

Einkauf Einkaufsassistenz

Verkauf & Vertrieb Verkauf

Marketing &
Kommunikation

Supervisor Customer Care
Center, Data Analyst, Online-
marketing Management, On-
lineshop Management, SEO
Management,

Kaufm. &
administrative
Dienstleistungen

Assistenz (Sekretariat), Buch-
haltung, Personalverrechnung
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Arbeitswelt Referenzfunktion

Technischer Dienst Haustechnik

IT Support-Helpdesk

3.5. Beschäftigungsgruppe E
Diese Beschäftigungsgruppe umfasst

3.5.1. Arbeitnehmerinnen, die in ihrem definierten
Aufgabengebiet im Rahmen von grob umrissenen
Vorgaben eigenständig auch an nicht-standardisier-
ten Aufgabenstellungen arbeiten. Sie sind für ein ord-
nungsgemäßes Arbeitsergebnis verantwortlich und
treffen im Rahmen ihres Verantwortungsbereiches ei-
genständig Entscheidungen. Sie erledigen umfassen-
de Fach- bzw Beratungsaufgaben, die eine fortge-
schrittene Beratungs- und Lösungskompetenz erfor-
dern, dh ausgeprägte Kommunikationsfähigkeit, Kun-
denorientierung und Teamfähigkeit aber auch
grundlegende Verhandlungsfähigkeit etwa für Ver-
handlungen im Verkaufsgespräch.
Außerdem erfordern diese Tätigkeiten Sach- und
Fachkompetenzen für die Bearbeitung umfangrei-
cher, nur teilweise standardisierter kaufmännischer,
administrativer oder technischer Aufgaben.
Ferner Arbeitnehmerinnen, die eine berufsbildende
höhere Schule absolviert haben, sofern diese Ausbil-
dung für die Ausübung der Tätigkeit von der Dienstge-
berin verlangt wird.
Sowie Arbeitnehmerinnen, die regelmäßig kaufmän-
nische und/oder administrative Aufgaben und/oder
Verkaufstätigkeiten schriftlich und mündlich entspre-
chend der Beschäftigungsgruppe D in einer Fremd-
sprache erledigen, sofern die Fremdsprache für die
Ausübung der Tätigkeit von der Dienstgeberin ver-
langt wird. Als Fremdsprache gelten alle Sprachen
außer der Staatssprache Deutsch laut Bundesverfas-
sung.
Arbeitnehmerinnen der Arbeitswelt Verkauf & Vertrieb,
die zusätzlich zu einer oder mehreren Standardtätig-
keiten entsprechend den vier Tätigkeitsfeldern in der
Beschäftigungsgruppe C mindestens eine der folgen-
den besonders qualifizierten Zusatztätigkeiten aus-
üben:

a) Fachlich vertiefte, lösungsorientierte Beratung.
Kundenberatungsbeziehungen sind eher langfris-
tig, das Produkt bzw die Lösung braucht Kenntnis
über komplexere Rahmenbedingungen

b) Verwaltung des Tresors, des Standgeldes und/oder
Abrechnung barer und unbarer Zahlungsmittel so-
wie Einsatzplanung des Kassenpersonals

c) Reklamationen, die weitreichende Herausforde-
rungen hervorrufen. Arbeitnehmerinnen, erarbei-
ten hier kraft ihrer Befugnisse Kulanzlösungen
und dürfen diese mit dem Kunden verhandeln.

d) Einschulung auf einen Arbeitsbereich inkl theoreti-
schen Hintergrundwissens und die systemischen
Zusammenhänge (Anmerkung: gemeint sind Zu-

sammenhänge innerhalb eines größeren Betrie-
bes, …)

e) Kundenspezifische Lösungen/Angebote werden
auf Basis individueller Anforderungen geplant
und erstellt.

f) Es werden Verhandlungen zur eigenständigen Ge-
staltung von Kaufverträgen geführt. Die Preisge-
staltung erfolgt nach allgemeinen Vorgaben. Kos-
tenvoranschläge werden eigenständig erstellt.

(3.5.1. idF ab 1.1.2022)

3.5.2. Arbeitnehmerinnen, die Mitarbeiterinnen der
Beschäftigungsgruppen A bis E ihrer Organisations-
einheit fachlich anleiten und/oder in eingeschränk-
tem Ausmaß disziplinäre Führungsaufgaben wahr-
nehmen. Sie tragen fachliche und/oder einge-
schränkte disziplinäre Führungsverantwortung, tref-
fen aber keine Personalentscheidungen. Insbesonde-
re sind sie für die fachliche Ausbildung von Lehrlingen
verantwortlich.
Arbeitnehmerinnen, die dauerhaft mit der Vertretung
von Führungsaufgaben der Beschäftigungsgruppe F
beauftragt sind.
(3.5.2. idF ab 1.1.2022)

3.5.3. Beispielsweise sind das folgende Referenzfunk-
tionen:

Arbeitswelt Referenzfunktion

Einkauf Junior Category Management

Verkauf & Vertrieb Verkauf, Abteilungsleitung,
Marktleitung/Filialleitung

Marketing &
Kommunikation

Social-Media Betreuung, Me-
dienfachfrau, Business Intelli-
gence, Teamleitung

Kaufm. &
administrative
Dienstleistungen

Assistenz/Referent Fachbe-
reich, Personalverrechnung,
Buchhaltung, Sicherheitsfach-
kraft

Logistik Betriebslogistik

Technischer Dienst Betriebsanlagentechnik, Kun-
dendiensttechnik, Haustechnik

IT EDV-Technik

3.6. Beschäftigungsgruppe F
Diese Beschäftigungsgruppe umfasst

3.6.1. Arbeitnehmerinnen, die in ihrem Aufgabenge-
biet weitgehend eigenständig umfassende, nicht-
standardisierte Fachfragen bzw Beratungsaufgaben
übernehmen und/oder in größerem Umfang planen-
de, konzeptionelle, organisierende und anleitende
Tätigkeiten ausüben. Die Arbeitnehmerinnen treffen
umfangreiche operative Entscheidungen, die andere
betriebliche Bereiche beeinflussen, und bereiten stra-
tegische Entscheidungen vor. Sie tragen die Verant-
wortung für die Arbeitsergebnisse in ihrem Aufgaben-
gebiet und ihrer Organisationseinheit.
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Neben den überdurchschnittlichen Fach- und Sach-
kenntnissen zur Bearbeitung komplexer Aufgaben-
stellungen sind fortgeschrittene soziale Kompetenzen,
insbesondere Kundenorientierung und Teamfähigkeit,
Kommunikations- und Verhandlungsfähigkeit sowie
Motivations- und Konfliktfähigkeit, beispielsweise für
die Verhandlungen mit Kundinnen und Lieferantin-
nen, aber auch für die Zusammenarbeit im Unterneh-
men erforderlich.

3.6.2. Arbeitnehmerinnen, die Mitarbeiterinnen der
Beschäftigungsgruppen A bis F ihrer Organisations-
einheit fachlich anleiten und disziplinäre Führungs-
aufgaben wahrnehmen. Sie tragen fachliche und dis-
ziplinäre Führungsverantwortung und wirken bei Per-
sonalentscheidungen mit. Sie tragen Verantwortung
für die Einhaltung von Budgetvorgaben und setzen ei-
genverantwortlich Maßnahmen.
(3.6.2. idF ab 1.1.2022)

3.6.3. Beispielsweise sind das folgende Referenzfunk-
tionen:

Arbeitswelt Referenzfunktion

Einkauf Disponent (Beschaffung), Ca-
tegory Management/Einkauf

Verkauf & Vertrieb Fachbetreuung, Marktleitung/
Filialleitung, Verkaufsaußen-
dienst/Key Account, Vertriebs-
beratung

Marketing &
Kommunikation

Marketingfachfrau, Kunden-
beziehungsmanagement, Pro-
duktentwicklung, Social-Me-
dia Betreuung

Kaufm. &
administrative
Dienstleistungen

Abteilungsleitung, Controlling,
Personalentwicklung, Perso-
nalverrechnung, Bilanzbuch-
haltung, Revision, Team-/
Gruppenleitung

Logistik Supply Chain Management/
Warenflussleitung

Technischer Dienst Betriebsanlagentechnik

IT Programmierung – Daten-
bank- und Softwareentwick-
lung, Systemadministration –
Netzwerktechnik – Daten-
bankadministration

3.7. Beschäftigungsgruppe G
Diese Beschäftigungsgruppe umfasst

3.7.1. Arbeitnehmerinnen, die für eine größere Fach-
abteilung, eine Stabstelle oder für ein räumlich abge-
grenztes Gebiet die vollkommen eigenständige Bear-
beitung komplexer Fachfragen und schwieriger Tätig-
keiten übernehmen und/oder umfangreiche strategi-
sche Entscheidungen, die den Betriebsablauf maß-
geblich beeinflussen, weitgehend selbstständig tref-

fen und verantworten. Sie sind im Rahmen ihres Auf-
gabengebietes sowohl für die Arbeitsergebnisse der
Organisationseinheit als auch für die Ziel-/Planerrei-
chung verantwortlich.
Neben herausragenden Fach- und Sachkenntnissen
zur Bearbeitung komplexer Aufgabenstellungen sind
ausgeprägte soziale Kompetenzen, insbesondere
Kundenorientierung und Teamfähigkeit, Kommunika-
tions- und Verhandlungsfähigkeit sowie hohe Motiva-
tions- und Konfliktfähigkeit, beispielsweise für die Ver-
handlungen mit Kundinnen, Lieferantinnen und Ge-
schäftspartnerinnen erforderlich.

3.7.2. Arbeitnehmerinnen, die für einen Unterneh-
mensteil, eine größere Fachabteilung, eine Stabstelle
oder für ein räumlich abgegrenztes Gebiet Führungs-
verantwortung und entsprechende Befugnisse haben.
Sie leiten regelmäßig und dauerhaft die Mitarbeiter-
innen und Führungskräfte ihrer Organisationseinheit
fachlich an und nehmen disziplinäre Führungsaufga-
ben wahr. Sie planen, organisieren, koordinieren und
kontrollieren die Aufgabenerfüllung zwischen den ei-
genen Abteilungen und Abteilungen anderer Fachbe-
reiche. Sowie Führungskräfte, die eigenständig Perso-
nalentscheidungen treffen und/oder ihnen unterstell-
te Arbeitnehmerinnen der Beschäftigungsgruppen A
bis G führen.
(3.7.2. idF ab 1.1.2022)

3.7.3. Beispielsweise sind das folgende Referenzfunk-
tionen:

Arbeitswelt Referenzfunktion

Einkauf Category Management / Ein-
kauf

Verkauf & Vertrieb Gebietsleitung, Niederlas-
sungsleitung/Hausleitung, Key
Account (Vertriebsleitung)

Marketing &
Kommunikation

Marketingfachfrau, Öffent-
lichkeitsarbeit, Produktent-
wicklung

Kaufm. &
administrative
Dienstleistungen

Abteilungsleitung, Bereichslei-
tung, Controlling, Personal-
entwicklung, Revision

Logistik Supply Chain Management/
Warenflussleitung

Technischer Dienst Bautechnik/Planung, Immobi-
lienmanagement, Qualitäts-
management

IT Programmierung – Daten-
bank- und Softwareentwick-
lung, Projektmanagement

3.8. Beschäftigungsgruppe H
Diese Beschäftigungsgruppe umfasst

3.8.1. Arbeitnehmerinnen mit umfassenden Kenntnis-
sen und Erfahrungen in leitenden, das Unternehmen
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in ihren Wirkungsbereichen entscheidend beeinflus-
senden Stellungen.

3.8.2. Beispielsweise sind das folgende Referenzfunk-
tionen:

Arbeitswelt Referenzfunktion

Kaufm. &
administrative
Dienstleistungen

Geschäftsführung, Vorstand

4. DIE GEHALTSTABELLE

4.1. Allgemeine Bestimmungen
Für die Auszahlung des Gehaltes gelten die Bestim-
mungen des AngG. Jeder Arbeitnehmerin ist eine Ge-
haltsabrechnung in schriftlicher oder elektronischer

Form auszuhändigen, aus welcher das Bruttogehalt
sowie sämtliche Zuschläge und Abzüge ersichtlich
sind.

4.2. Die Gehaltstabelle
Die in der Gehaltstabelle angeführten Bruttomonatsgehälter sind Mindestsätze.

Stufe (Jahr) A B C D E F G H

Stufe 1 ( 1. bis 3. Jahr) 1.972,00 2.034,00 2.124,00 2.229,00 2.392,00 2.717,00 3.360,00 4.134,00

Stufe 2 ( 4. bis 6. Jahr) 2.021,00 2.095,00 2.202,00 2.367,00 2.605,00 3.038,00 3.715,00 4.520,00

Stufe 3 ( 7. bis 9. Jahr) 2.069,00 2.155,00 2.314,00 2.525,00 2.818,00 3.360,00 4.071,00 4.910,00

Stufe 4 (10. bis 12. Jahr) 2.421,00 2.683,00 3.033,00 3.683,00 4.426,00 5.297,00

Stufe 5 (ab 13. Jahr) 2.536,00 2.842,00 3.243,00 4.005,00 4.781,00 5.684,00

4.3. Vorrückung

4.3.1. Die Gehaltserhöhung durch Eintritt in die nächs-
te Gehaltsstufe tritt mit dem ersten Tag desjenigen
Monates in Kraft, in den der Beginn des neuen Ange-
stelltenjahres fällt.
Die Erhöhung kann auf bestehende Überzahlungen
angerechnet werden.

4.3.2. Karenzurlaube gemäß MSchG bzw. VKG, die ab
dem 01.12.2017 oder danach beginnen, werden bis
zum 2. Geburtstag jedes Kindes für Vorrückungen an-
gerechnet.
(4.3.2. idF ab 1.1.2020)

4.3.3. Zeiten des Präsenz- und Zivildienstes, die ab
dem 1.12.2017 oder danach beginnen, werden für
Vorrückungen im vollen Ausmaß angerechnet.
(4.3.3. idF ab 1.1.2020)

4.4. Umreihung

4.4.1. Bei Umreihung in eine höhere Beschäftigungs-
gruppe gebührt das kollektivvertragliche Mindest-
grundgehalt jener Stufe, welche das kollektivvertragli-
che Mindestgrundgehalt jener Stufe, die durch die
nächste Vorrückung bei Verbleiben in der bisherigen
Beschäftigungsgruppe erreicht worden wäre, über-
steigt. Gibt es keine nächst höhere Stufe durch Ver-
bleiben in der bisherigen Beschäftigungsgruppe, ge-
bührt das kollektivvertragliche Mindestgrundgehalt
der Stufe in der höheren Beschäftigungsgruppe, wel-
ches das bisherige kollektivvertragliche Mindest-
grundgehalt der Stufe der bisherigen Beschäfti-

gungsgruppe, übersteigt. Die Erhöhung kann auf be-
stehende Überzahlungen angerechnet werden.

4.4.2. Für Arbeitnehmerinnen mit Reformbetrag 1 ge-
bührt bei Umreihung in eine höhere Beschäftigungs-
gruppe das dem bisher erreichten kollektivvertragli-
chenMindestgrundgehalt zuzüglich des Reformbetra-
ges 1 nächst Höhere der neuen Beschäftigungsgrup-
pe. Damit reduziert sich der Reformbetrag 1 um die
Differenz zwischen dem kollektivvertraglichen Min-
destgehalt der bisherigen Beschäftigungsgruppe
und dem kollektivvertraglichen Mindestgehalt der hö-
heren Beschäftigungsgruppe. Ein allfällig verbleiben-
der Reformbetrag 1 ist weiterhin auszuweisen und wird
alljährlich wie die kollektivvertraglichen Mindestge-
hälter erhöht. Bei einer weiteren Umreihung kann sich
der Reformbetrag 1 solange reduzieren, bis er aufge-
braucht ist. Ein Reformbetrag 2 kann auf Erhöhungen,
welche sich durch die Umreihung in eine höhere Be-
schäftigungsgruppe ergeben, angerechnet werden.
Die Anrechnung kann höchstens im Ausmaß der Diffe-
renz zwischen dem bisher erreichten kollektivvertrag-
lichen Mindestgehalt zuzüglich eines Reformbetra-
ges 1 zum kollektivvertraglichen Mindestgehalt der
neuen Beschäftigungsgruppe erfolgen.
(4.4.2. idF ab 1.1.2022)

4.4.3. Aushilfsweise Tätigkeit in einer höheren Be-
schäftigungsgruppe, die in einem Jahr nicht länger
als ununterbrochen fünf Wochen bei Urlaub und
12 Wochen bei Krankheit dauert, begründet keinen
Anspruch auf Erhöhung des monatlichen Entgeltes.
Wird dieser Zeitraum jedoch überschritten, so gebührt
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für die ganze Zeit der Tätigkeit in der höheren Be-
schäftigungsgruppe das Entgelt dieser Gruppe.
(4.4.3. idF ab 1.1.2022)

4.4.4 Bei Umreihung in eine niedrigere Beschäfti-
gungsgruppe gebührt das kollektivvertragliche Min-
destgrundgehalt jener Stufe, welches nächst niedrig
dem bisherigen kollektivvertraglichen Mindestgrund-
gehalt liegt. Die Differenz zwischen dem alten und
neuen kollektivvertraglichem Mindestgrundgehalt ist
in Form einer Überzahlung auszuweisen. Der Vorrü-
ckungsstichtag bleibt unverändert. Die in der höheren
Stufe verbrachte Dienstzeit wird auf die niedrigere
Stufe übertragen.
Die Bestimmungen des ArbVG hinsichtlich verschlech-
ternde Versetzung sowie des MschG (Rückkehrrecht)
werden durch diese Regelung nicht berührt.
(4.4.4 gilt ab 1.1.2019)

4.5. Sonstige Bestimmungen

4.5.1. Das Vertretungsgeld gemäß den Beschäfti-
gungsgruppen D und E wird um den Gesamtprozent-
satz der kollektivvertraglichen Erhöhungen des aktu-
ellen Jahres und des Vorjahres valorisiert*).

4.5.2. In Betriebsvereinbarungen können Regelungen
über die Gewährung von Mankogeldern vereinbart
werden.

*) Die Valorisierung wurde um den Prozentsatz von 9,55% durchge-
führt. Die Valorisierung ergibt sich aus den prozentuellen Gehaltser-
höhungen der Jahre 2022 und 2023.

5. ENTWICKLUNGSEINSTUFUNG FÜR TRAINEES

5.1. Trainees sind Arbeitnehmerinnen, die im Rahmen
eines betriebsinternen Förder- und Schulungspro-
gramms als vielfältig einsetzbare Nachwuchskraft
(Führungskraft und/oder Spezialistin) aufgebaut wer-
den.

5.2. Typische Bestandteile eines Traineeprogramms
sind neben Praxiseinsätzen in verschiedenen Abteilun-
gen/Filialen des Unternehmens Einführungs- und
Netzwerkveranstaltungen sowie allgemeine Seminare
zu Fach- und Führungsthemen.

5.3. Trainees können für die Dauer des Programms,
maximal aber für 18 Monate, eine Beschäftigungs-
gruppe niedriger als die Beschäftigungsgruppe der
Zielposition eingestuft werden. Die Bestimmungen
des Punktes A. 4.4. dieses Abschnitts sind sinngemäß
anzuwenden.

5.4. Ein Einsatz- und Ausbildungsplan ist dem Trainee
zu Beginn des Programms auszuhändigen.

6. WEIHNACHTSREMUNERATION UND URLAUBSBEIHILFE

6.1. Weihnachtsremuneration

6.1.1. Mit Ausnahme der Arbeitnehmerinnen mit Provi-
sion erhalten alle Arbeitnehmerinnen und Lehrlinge
spätestens am 1. Dezember eine Weihnachtsremune-
ration. Diese beträgt 100% des Novembergehaltes
bzw des im November ausbezahlten Lehrlingseinkom-
mens.

6.1.2. Den während des Jahres ein- oder austretenden
Arbeitnehmerinnen und Lehrlingen gebührt der ali-
quote Teil; bei austretenden Arbeitnehmerinnen und
Lehrlingen berechnet nach dem letzten Monatsgehalt
bzw nach dem letzten monatlichen Lehrlingseinkom-
men.

6.1.3. Bei Arbeitnehmerinnen, die während des Jahres
ihre Lehrzeit vollendet haben, setzt sich die Weih-
nachtsremuneration aus dem aliquoten Teil des letz-
ten monatlichen Lehrlingseinkommens und aus dem
aliquoten Teil des Arbeitnehmerinnengehaltes (No-

vember-, bei Beendigung des Lehrverhältnisses mit
Ende November des Dezembergehaltes) zusammen.

6.1.4. Bei teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmerinnen mit
unterschiedlichem Ausmaß der Teilzeitbeschäftigung
berechnet sich die Weihnachtsremuneration nach
dem Durchschnitt der letzten 13 Wochen vor der Fäl-
ligkeit.

6.1.5. Der Anspruch auf Weihnachtsremuneration wird
durch Zeiten, in denen kein oder ein gekürzter An-
spruch auf Entgelt im Krankheits- oder Unglücksfall
besteht, nicht gekürzt. Diese Bestimmung findet keine
Anwendung, wenn die Dienstverhinderung Folge eines
Freizeitunfalls ist. Die Arbeitgeberin kann zur Gewäh-
rung dieses Anspruchs eine ärztliche Bescheinigung
über die Ursache der Dienstverhinderung verlangen.

6.1.6. In jenen Betrieben, in denen bisher regelmäßig
eine höhere Weihnachtsremuneration bezahlt wurde,
bleibt diese Regelung aufrecht und darf durch das
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In-Kraft-Treten dieses Kollektivvertrages nicht gekürzt
werden.

6.2. Urlaubsbeihilfe

6.2.1. Mit Ausnahme der Arbeitnehmerinnen mit Provi-
sion erhalten alle Arbeitnehmerinnen und Lehrlinge
im Kalenderjahr beim Antritt ihres gesetzlichen Urlau-
bes, falls dieser in Teilen gewährt wird, bei Antritt des
längeren, bei gleich großen Urlaubsteilen bei Antritt
des ersten Urlaubsteiles, spätestens aber am 30. Juni,
eine Urlaubsbeihilfe. Diese beträgt 100% des im Zeit-
punkt des Urlaubsantrittes bzw am 30. Juni zustehen-
den Bruttomonatsgehaltes bzw des monatlichen Lehr-
lingseinkommens. Steht bei Urlaubsantritt die Beendi-
gung des Arbeits- oder Lehrverhältnisses bereits fest,
gebührt der aliquote Teil der Urlaubsbeihilfe.

6.2.2. Den während eines Kalenderjahres eintreten-
den Arbeitnehmerinnen und Lehrlingen gebührt für
dasselbe lediglich der aliquote Teil der Urlaubsbeihil-
fe. Erfolgt der Eintritt nach dem 30. Juni, ist diese ali-
quote Urlaubsbeihilfe am 31. Dezember des laufen-
den Kalenderjahres, berechnet nach der Höhe des
Dezembergehaltes bzw des Dezemberlehrlingsein-
kommens, auszubezahlen.

6.2.3. Den während des Kalenderjahres austretenden
Arbeitnehmerinnen und Lehrlingen gebührt für das-
selbe ebenfalls der aliquote Teil der Urlaubsbeihilfe,
und zwar berechnet nach dem letzten Bruttomonats-
gehalt bzw nach dem letzten Lehrlingseinkommen.

6.2.4. Bei Arbeitnehmerinnen, die während des Kalen-
derjahres ihre Lehrzeit vollendet haben, setzt sich die

Urlaubsbeihilfe aus dem aliquoten Teil des letztenmo-
natlichen Lehrlingseinkommens und dem aliquoten
Teil des Bruttomonatsgehaltes zusammen.

6.2.5. Wenn eine Arbeitnehmerin oder ein Lehrling
nach Erhalt der für das laufende Kalenderjahr gebüh-
renden Urlaubsbeihilfe ihr Arbeitsverhältnis selbst
aufkündigt, aus ihrem Arbeitsverhältnis ohne wichti-
gen Grund vorzeitig austritt oder infolge Vorliegens
eines wichtigen Grundes vorzeitig entlassen wird,
muss sie sich die im laufenden Kalenderjahr anteils-
mäßig zu viel bezogene Urlaubsbeihilfe auf ihre ihr
aus dem Arbeitsverhältnis zustehenden Ansprüche
(insbesondere Restgehalt und Weihnachtsremunera-
tion) in Anrechnung bringen lassen. Diese Anrech-
nung gilt in den ersten sechs Monaten des Dienstver-
hältnisses unabhängig von der Beendigungsform.

6.2.6. Bei teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmerinnen mit
unterschiedlichem Ausmaß der Teilzeitbeschäftigung
berechnet sich die Urlaubsbeihilfe nach dem Durch-
schnitt der letzten 13 Wochen vor der Fälligkeit.

6.2.7. Der Anspruch auf Urlaubsbeihilfe wird durch
Zeiten, in denen kein oder ein gekürzter Anspruch
auf Entgelt im Krankheits- oder Unglücksfall besteht,
nicht gekürzt. Diese Bestimmung findet keine Anwen-
dung, wenn die Dienstverhinderung Folge eines Frei-
zeitunfalls ist. Die Arbeitgeberin kann zur Gewährung
dieses Anspruchs eine ärztliche Bescheinigung über
die Ursache der Dienstverhinderung verlangen.

6.2.8. Auf die Urlaubsbeihilfe sind die bereits bisher
aus Anlass des Urlaubes oder der Erholung gewährten
besonderen Zuwendungen einzurechnen.

7. FORMVORSCHRIFTEN BEI ALL-IN VERTRÄGEN

7.1. Die Vereinbarung (Dienstzettel oder Dienstver-
trag) hat zu enthalten:

7.1.1. die betragsmäßige Höhe des Grundgehaltes für
die Normalarbeitszeit (siehe Zusatzprotokoll 8.2.),

7.1.2. die betragsmäßige Höhe das Pauschale und
welche Entgeltbestandteile, insbesondere ob Über-
stunden an Sonn- und Feiertagen, damit abgegolten
sind,

7.1.3. ob allfällige Provisionen zur Abgeltung anderer
und welcher Entgeltbestandteile herangezogen wer-
den. Die Sonderbestimmungen in Punkt D dieses Ab-
schnittes sind zu berücksichtigen,

7.1.4. andere Entgeltbestandteile wie zB zweckgebun-
dene Zulagen,

7.1.5. die Angabe des Gesamtentgeltes, davon ausge-
nommen sind Arbeitnehmerinnen mit Provisionen.

7.2. Für Arbeitnehmerinnen, die in den Beschäfti-
gungsgruppen A bis E sowie in der Beschäftigungs-
gruppe F in der Arbeitswelt Verkauf & Vertrieb sowie
Technischer Dienst eingestuft und vom AZG nicht aus-
genommen sind, darf für die pauschalierte Abgeltung
von Mehr- und Überstunden nur das rechnerische
Höchstausmaß pro Kalenderjahr herangezogen wer-
den.

7.3. Die Deckungsrechnung (siehe Zusatzprotokoll
8.2.)

7.3.1. Zur Deckungsprüfung ist das für die tatsächlich
erbrachte Leistung gebührende Entgelt (inkl. Ausfalls-
entgelt) des letzten Kalenderjahres für jene Entgeltbe-
standteile, die durch das Pauschale erfasst sind, zu er-
mitteln und der im Kalenderjahr tatsächlich bezahlten
Pauschale gegenüber zu stellen. Ergibt sich eine Un-
terdeckung, so ist der Differenzbetrag im Folgemonat
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der Deckungsrechnung mit der Gehaltsabrechnung
auszubezahlen.

7.3.2. Der Arbeitnehmerin ist einmal jährlich, im ersten
Quartal nach Ende des Kalenderjahres oder Ende des
Wirtschaftsjahres eine Deckungsrechnung vorzu-
legen.
(7.3.2. idF ab 1.1.2022)

7.3.3. Abweichend zu 7.3.2 kann

a) in Betrieben mit Betriebsrat durch Betriebsverein-
barung die Pflicht zur Vorlage der Deckungsrech-
nung auf Arbeitnehmerinnen eingeschränkt wer-
den, deren Pauschale weniger als ein Drittel des
Gesamtentgeltes ausmacht.

b) in Betrieben ohne Betriebsrat durch schriftliche
Einzelvereinbarung die Pflicht zur Vorlage der
De-ckungsrechnung auf eine Vorlage auf Verlan-
gen der Arbeitnehmerin abgeändert werden, de-
ren Pauschale mehr als ein Drittel des Gesamtent-
geltes ausmacht.

7.3.4. Zur Deckungsprüfung für Arbeitnehmerinnen
mit Provision, deren Fixum unter dem kollektivver-tra-
glichen Mindestgehalt liegt, ist das für die tatsächlich
erbrachte Leistung gebührende Entgelt (inkl. Ausfalls-

entgelt) für den entsprechenden Abrechnungszeit-
raum, gemäß der Sonderbestimmung Punkt D dieses
Abschnittes, für jene Entgeltbestandteile zu ermitteln
welche durch die Provision erfasst sind und der im ent-
sprechenden Abrechnungszeitraum tatsächlich be-
zahlten Provision gegenüber zu stellen. Ergibt sich ei-
ne Unterdeckung, so ist abweichend zu 7.3.2. der Dif-
ferenzbetrag im Folgemonat der Deckungsrechnung
mit der Gehaltsabrechnung auszubezahlen, spätes-
tens aber zum Ende des folgenden Quartals.

7.3.5. Die Deckungsrechnung hat die Bestandteile der
Vereinbarung in der jeweiligen Höhe getrennt zu ent-
halten, insbesondere Überstunden an Sonn- und
Feiertagen. Weiters sind die auf Grund des allgemei-
nen Ausfallsprinzips (zB im Krankheits- oder Urlaubs-
fall und an Feiertagen) anzurechnenden fiktiven Ent-
gelte zu berücksichtigen.

7.3.6. Der Betriebsrat ist über die betriebliche Hand-
habung der Deckungsrechnung zu informieren. Ge-
mäß § 89 Z (1) ArbVG hat der Betriebsrat das Recht
in die Deckungsrechnung Einsicht zu nehmen, sie zu
überprüfen und zu kontrollieren.

8. ZUSATZPROTOKOLLE DER KOLLEKTIVVERTRAGSPARTEIEN

8.1. Abgrenzung Beschäftigungsgruppe C / D: Kun-
denberatung und Warenkenntnisse in der Arbeitswelt
Verkauf & Vertrieb

8.2. Berechnungsbeispiele zur pauschalen Abgeltung
von Entgeltbestandteilen (All-In Verträge)

8.3. Zusatzprotokoll zum Kollektivvertrag für Ange-
stellte und Lehrlinge im Handel über die Abgrenzung
der Beschäftigungsgruppen E/F für die Einreihung
von FilialleiterInnen in der Arbeitswelt Verkauf und
Vertrieb
(8.3. gilt ab 1.1.2021)

8.1. ZUSATZPROTOKOLL ZUM KOLLEKTIVVERTRAG FÜR ANGESTELLTE UND
LEHRLINGE IM HANDEL ÜBER DIE ABGRENZUNG ZWISCHEN DEN

BESCHÄFTIGUNGSGRUPPEN C UND D ZUR KUNDINNENBERATUNG UND DEN
WARENKENNTNISSEN IN DER ARBEITSWELT VERKAUF & VERTRIEB IM STATIONÄREN

HANDEL

Beschäftigungsgruppe C:
Arbeitnehmerinnen der Arbeitswelt Verkauf & Vertrieb,
die eine oder mehrere der definierten Standardtätig-
keiten entsprechend den vier Tätigkeitsfeldern in der
Beschäftigungsgruppe C ausüben, sind auch in dieser
einzureihen. Dies gilt insbesondere für die Ermittlung
des Kundenwunsches, damit verbundene einfache
Auskünfte, die mit einer abgeschlossenen fachein-
schlägigen Ausbildung wie zB Lehrabschlussprüfung
in einem Schwerpunkt des Lehrberufes Einzelhandels-
kauffrau leistbar sind.

Beschäftigungsgruppe D:
Arbeitnehmerinnen der Arbeitswelt Verkauf & Vertrieb,
die zusätzlich zu den Standardtätigkeiten entspre-
chend den vier Tätigkeitsfeldern in der Beschäfti-
gungsgruppe C mindestens eine der genannten qua-
lifizierten Zusatztätigkeiten ausüben, sind in die Be-
schäftigungsgruppe D einzureihen. Dies gilt insbeson-
dere für

1. Kundenberatung unter Anwendung vertiefter Wa-
renkenntnisse

2. Kundenberatung unter Anwendung von Kenntnis-
sen, welche in einer unternehmensspezifischen
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oder allgemein anerkannten Weiterbildung erwor-
ben wurden

ad 1) Arbeitnehmerinnen können vertiefte Waren-
kenntnisse nur dann anwenden, wenn

• das Sortiment über das typische Basissortiment einer
Branche hinausgeht und damit eine überdurch-
schnittliche Produkttiefe oder -breite aufweist,

• der Verkauf des Produkts einer intensiven Beratung
bedarf.

ad 2) Arbeitnehmerinnern können Kenntnisse anwen-
den, welche sie in einer unternehmensspezifischen
oder allgemein anerkannten Weiterbildung nach-
weislich (Zertifizierung) erworben haben. Die Weiter-
bildung muss abgeschlossen, am Arbeitsmarkt aner-
kannt sein und aus Theorie- und Praxisteilen bestehen.
Das erworbene Wissen kann unabhängig vom Unter-
nehmen angewandt werden. Die Zertifizierung muss
eine Beschreibung der Ausbildungsinhalte enthalten.

Die Weiterbildung hat folgende Inhalte zu umfassen:

• einschlägiges Sortiments- und Produktwissen, das
über allgemeine Produktkenntnisse hinausgeht und
herstellerübergreifend ist,

• Anwendung bzw Verwendung der Produkte,
• Soziale Kompetenz wie zB Rhetorik, Ausdrucksweise,
Konfliktmanagement, Reklamationsverhalten,

• Methoden zum aktiven Verkauf, insbesondere Be-
darfsermittlung, individuelle Beratung und Kaufab-
schluss,

• theoretische Kenntnisse und praktische Fähigkeiten,

Nicht als Weiterbildung gilt eine

• Basiseinschulung in einem Unternehmen (zB Einfüh-
rung ins Sortiment, Vermittlung von unternehmens-
spezifischen Prozessen, Erklärung des Warenwirt-
schaftssystems, allgemeine Richtlinien, Kundenum-
gang und Verkaufsmethoden etc ...). Die beschrie-
bene Basiseinschulung erfüllt die Definition der Be-
schäftigungsgruppe C (Bedienung),

• Information zu Produktneuheiten.

8.2. ZUSATZPROTOKOLL ZUM KOLLEKTIVVERTRAG FÜR ANGESTELLTE UND
LEHRLINGE IM HANDEL MIT BERECHNUNGSBEISPIELEN ZUR PAUSCHALEN

ABGELTUNG VON ENTGELTBESTANDTEILEN (ALL-IN VERTRÄGE)

Da die pauschale Abgeltung von Entgeltbestandteilen
breit genutzt wird, soll mit diesen Rahmenbedingun-
gen eine transparente Gestaltung gefördert werden
und zu mehr Rechtssicherheit für die Vertragsparteien
beitragen.
Diese Formvorschriften gelten ab dem Zeitpunkt des
Übertritts des Unternehmens ins neue Gehaltssystem.
Mittels Umstiegsdienstzettel sind bestehende All-In
Vereinbarungen an diese Formvorschriften anzupas-
sen.
Das Grundgehalt für die Normalarbeitszeit ist entwe-
der das kollektivvertragliche Mindestgehalt oder ein
vereinbartes bzw im Betrieb übliches über dem Kollek-
tivvertrag liegendes Gehalt. Die Kollektivvertragspar-
teien empfehlen zur Rechtssicherheit für die Vertrags-
parteien die Vereinbarung eines angemessenen
Grundgehaltes für die Normalarbeitszeit. Die Bestim-
mungen des § 2g AVRAG sind zu berücksichtigen.

Beispiel 1:

Mustertext All-In Vereinbarung Dienstvertrag:
„Aufgrund Ihrer Tätigkeit werden Sie in die Beschäfti-
gungsgruppe F, Stufe 4, 10. Jahr des Kollektivvertrages
für Angestellte im Handel eingestuft, woraus sich ein kol-
lektivvertragliches Mindestgehalt von € 3.683,– brutto er-
gibt. Vereinbart ist jedoch ein All-In Gehalt in Höhe von
€ 5.033,– brutto, wobei das Grundgehalt für die Normal-
arbeitszeit gemäß § 2 Abs (2) Z 9 iVm § 2g AVRAG
€ 3.723,– brutto, beträgt. Der über dem Grundgehalt lie-
gende Betrag gilt im Durchschnitt alle wie immer gear-

teten entgeltpflichtigen Mehr- und Überstunden an
Werktagen (im rechnerischen Höchstausmaß pro Kalen-
derjahr), Überstunden an Sonn- und Feiertagen, sowie
alle Zuschläge für Arbeitsleistungen im Rahmen der er-
weiterten Öffnungszeiten gemäß Abschnitt 2) F des Kol-
lektivvertrages ab.“

KV-Gehalt ........................................ 3.683,00

Überzahlung (nicht zweckgebunden) . 40,00

Grundgehalt für die Normalarbeitszeit 3.723,00

Pauschale (Mehr- & Überstunden, ÖZ-
Zuschläge) ...................................... 1.310,00

Gesamtentgelt ................................. 5.033,00

Die Deckungsrechnung:
Jahresab-
rechnung

KV-Gehalt 3.683,00 51.562,00

ÜZ 40,00 560,00

Grundgehalt 3.723,00 52.122,00

Pauschale 1.310,00 18.340,00

Gesamtentgelt 5.033,00 70.462,00

Deckungsrechnung inkl fiktiven Ausfallsentgelts:

• ÜST: Es wurden 240 Std. an Werktagen
im Kalender geleistet: 3.723,– / 158 *
1,5 * 240 Std. = 8.482,78 8.482,78

• ÜST: es wurden 15 Stunden an Sonn-
tagen im Kalenderjahr geleistet:
3.723,– /158 * 2 * 15 Std. = 706,90 706,90
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Jahresab-
rechnung

• 1,5 MA je Woche an 30 Wochen =
45 Std. p.a. 3.723,– / 38,5 / 4,33 *
45 Std. = 1.004,98 1.004,98

• ÖZ-Zuschläge abends 140 Std. p.a.
3.723,- / 38,5 / 4,33 * 0,7 * 140 Std. =
2.188,62 2.188,62

• ÖZ-Zuschläge SA, 2 SA im Monat
(10 Monate)
3.723,– / 38,5 / 4,33 * 0,5 * 100 Std. =
1.116,64 1.116,64

• ÜST Weihnachtssamstage 3.723,–/
158 * 2 * 40= 1.885,06 1.885,06

• fiktive Ausfallsentgelte (Urlaubsent-
gelt, Krankenentgelt, Feiertagsent-
gelt) Annahme der Kollektivvertrags-
parteien:
50 Überstunden = 1.767,25
3 x 1,5 Stunden MA = 100,50
18 Std ÖZ-Zuschläge Abend = 281,39
2 x 5 Stunden Samstag ÖZ-Zuschläge
= 111,66 2.260,80

Entgelt All-In 17.645,78

Überdeckung 694,22

Pauschale 18.340,00

Beispiel 2:

Mustertext All-In Vereinbarung Dienstvertrag:
„Aufgrund Ihrer Tätigkeit werden Sie in die Beschäfti-
gungsgruppe D, Stufe 2, 5. Jahr des Kollektivvertrages
für Angestellte im Handel eingestuft, woraus sich ein kol-
lektivvertragliches Mindestgehalt von € 2.367,– brutto er-
gibt. Vereinbart ist jedoch ein All-In Gehalt in Höhe von
€ 2.403,– brutto, wobei das Grundgehalt für die Normal-
arbeitszeit gemäß § 2 Abs (2) Z 9 iVm § 2g AVRAG
€ 2.367,– brutto, beträgt. Der über dem Grundgehalt lie-
gende Betrag gilt im Durchschnitt alle wie immer gear-

teten entgeltpflichtigen Mehr- und Überstunden an
Werktagen (im rechnerischen Höchstausmaß pro Kalen-
derjahr) ab.“

KV-Gehalt 2.367,00

Überzahlung (nicht zweckgebunden) —

Grundgehalt für die Normalarbeitszeit 2.367,00

Pauschale (Mehr- & Überstunden) 36,00

Gesamtentgelt 2.403,00

Die Deckungsrechnung:
Jahresab-
rechnung

KV-Gehalt 2.367,00 33.138,00

ÜZ — —

Grundgehalt 2.367,00 33.138,00

Pauschale 36,00 504,00

Gesamtentgelt 2.403,00 33.642,00

Deckungsrechnung inkl fiktiven Ausfallsentgelts:

• ÜST: Es wurden 200 Std. an Werktagen
im Kalender geleistet: 2.367,– / 158 *
1,5 * 200 Std. = 4.494,30 4.494,30

• 1,5 MA je Woche an 30 Wochen =
45 Std. p.a. 2.367,– / 38,5 / 4,33 *
45 Std. = 638,94 638,94

• fiktive Ausfallsentgelte (Urlaubsent-
gelt, Krankenentgelt, Feiertagsent-
gelt) Annahme der Kollektivvertrags-
parteien:
24 Überstunden = 539,32
3 x 1,5 Stunden MA = 63,78 603,10

Entgelt All-In 5.736,34

Unterdeckung (Nachzahlung im Fol-
gemonat) -5.232,34

Pauschale 504,00

8.3. ZUSATZPROTOKOLL ZUM KOLLEKTIVVERTRAG FÜR ANGESTELLTE UND
LEHRLINGE IM HANDEL ÜBER DIE ABGRENZUNG DER BESCHÄFTIGUNGSGRUPPEN E/F
FÜR DIE EINREIHUNG VON FILIALLEITERINNEN IN DER ARBEITSWELT VERKAUF UND

VERTRIEB

Beschäftigungsgruppe E:
3.5.2. Arbeitnehmerinnen, die Mitarbeiterinnen der
Beschäftigungsgruppen A bis D ihrer Organisations-
einheit fachlich anleiten und/oder in eingeschränk-
tem Ausmaß disziplinäre Führungsaufgaben wahr-
nehmen. Sie tragen fachliche und/oder einge-
schränkte disziplinäre Führungsverantwortung, tref-
fen aber keine Personalentscheidungen. Insbesonde-
re sind sie für die fachliche Ausbildung von Lehrlingen
verantwortlich. …

Beschäftigungsgruppe F:
3.6.2. Arbeitnehmerinnen, die Mitarbeiterinnen der
Beschäftigungsgruppen A bis E ihrer Organisations-
einheit fachlich anleiten und disziplinäre Führungo
saufgaben wahrnehmen. Sie tragen fachliche und
disziplinäre Führungsverantwortung und wirken bei
Personalentscheidungen mit. Sie tragen Verantwor-
tung für die Einhaltung von Budgetvorgaben und set-
zen eigenverantwortlich Maßnahmen.
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Nachstehend sind allgemeine Führungsaufgaben ei-
ner Filialleiterin in der Arbeitswelt Verkauf und Ver-
trieb angeführt.

Erfüllung der Fürsorgepflicht der Arbeitgeberin
(Schutz des Lebens und der Gesundheit) sowie die
Einhaltung von betrieblichen Richtlinien und ge-
setzlichen Bestimmungen wie zB ArbeitnehmerIn-
nenschutzgesetz, Arbeitszeitgesetz…

Verantwortung für die Organisation aller Filialab-
läufe, die Umsetzung der Warenpräsentation und
des Erscheinungsbildes der Filiale nach den be-
trieblichen Richtlinien

Führung von Gesprächen mit den Mitarbeiterinnen
• zur Organisation, Unterweisung und Umsetzung
betrieblicher Richtlinien,

• zu Betriebsabläufen in der Filiale und im Verkaufs-
prozess,

• zur Vermittlung der Unternehmenskultur in der Zu-
sammenarbeit sowie im Kunden- und Lieferante-
numgang,

• um regelmäßiges Feedback zur jeweiligen Tätig-
keit zu geben.

Die folgende Tabelle grenzt Verantwortung, Befugnis-
se und Tätigkeiten von Filialleiterinnen im Sinne des
Beschäftigungsgruppenschemas voneinander ab.
Filialleiterinnen, die zusätzlich zu einer oder mehrerer
Führungsaufgaben der Beschäftigungsgruppe E eine
oder mehrere Führungsaufgaben der Beschäfti-
gungsgruppe F wahrnehmen, sind damit in die BG F
einzustufen.

Beschäftigungsgruppe E Beschäftigungsgruppe F

Personaleinsatzplanung
unter Berücksichtigung
der jeweiligen organisa-
torischen Betriebserfor-
dernisse (zB Öffnungs-
zeiten, Filialbesetzung)
und unter Bedachtnah-
me auf die Interessen der
Mitarbeiterinnen sowie
auf kurzfristige Änderun-
gen (zB Krankenstände,
etc.)

Personaleinsatzplanung
unter Berücksichtigung
betriebswirtschaftlicher
Erfordernisse oder be-
trieblicher Vorgaben (zB
Leistungskennzahlen,
Produktivitäten, etc.) zur
Optimierung des Filialer-
gebnisses.

Wahrnehmung von ein-
geschränkter disziplinä-
rer Führungsverantwor-
tung, wie zB Planung und
Gewährung von Zeitaus-
gleich und Urlaub, war
und/oder Erteilung
fachlicher Anweisungen.

Wahrnehmung diszipli-
närer Führungsverant-
wortung im laufenden
Geschäftsbetrieb der Fi-
liale.

Weitergabe von Infor-
mationen zu personellen
Angelegenheiten an die

Die Mitwirkung bei Per-
sonalentscheidungen
umfasst die Einbindung

nächste Führungsebene.
Formale Abwicklung von
Personalentscheidungen
nach Vorgaben der
nächsten Führungsebe-
ne.

in Entscheidungsprozes-
se zu Personalangele-
genheiten wie zB Einstel-
lungen, Kündigungen,
Dienstvertragsänderun-
gen, etc.

Umsetzung von Perso-
nalentscheidungen.

Führung von Erstgesprä-
chen mit Bewerberinnen
zur Vorauswahl.
Formale Abwicklung der
Einstellung nach Vorga-
be der nächsten Füh-
rungsebene (zB Anmel-
deunterlagen, Dienstver-
trag, etc.)

Führung von Einstel-
lungsgesprächen

Führung von Mitarbei-
tergesprächen anhand
von standardisierten Ge-
sprächsbögen zur syste-
matischen Beurteilung
der Mitarbeiterin.
Entwicklung von Vor-
schlägen für Zielsetzun-
gen und zur Förderung
und Weiterentwicklung
der Mitarbeiterin an die
nächste Führungsebene.

Führung von Mitarbei-
tergesprächen anhand
von standardisierten Ge-
sprächsbögen zur syste-
matischen Beurteilung
der Mitarbeiterin.
Einschätzung von Poten-
tialen sowie Festlegung
von Zielsetzungen und
Maßnahmen zur Förde-
rung und Weiterentwick-
lung für die Mitarbeiterin.

Entscheidung über fach-
liche Schulungs- und
Weiterbildungsmaßnah-
men, Einarbeitung von
neuen Mitarbeiterinnen

Entscheidung über
Schulungs- und Weiter-
bildungsmaßnahmen zur
persönlichen Weiterent-
wicklung in Richtung
Fach- oder Führungs-
karriere

Verantwortung für die
Einhaltung von Umsatz-
vorgaben und das Er-
gebnis der Inventur (zB
Verderb, Bruch, Dieb-
stahl)

Verantwortung für das
wirtschaftliche Ergebnis
der Filiale.
Eigenverantwortliche
Setzung von Maßnahmen
zur Steuerung und Opti-
mierung anderer bud-
getierter, ergebnisrele-
vanter Kennzahlen der
Filiale wie zB Abschrei-
bungen, Personalauf-
wand der Filiale, Be-
triebskosten der Filiale,
Warenverfügbarkeits-
kennzahlen.

Führungskräfte, der Arbeitswelt Verkauf & Vertrieb (zB
Gebietsleitung, Niederlassungsleitung, Hausleitung),
die für einen Unternehmensteil oder für ein räumlich
abgegrenztes Gebiet Führungsverantwortung und
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entsprechende Befugnisse haben, sind in die Beschäf-
tigungsgruppe G einzureihen.
Im Rahmen dieser Befugnisse leiten sie regelmäßig
und dauerhaft die Mitarbeiterinnen und Führungs-
kräfte ihrer Organisationseinheit fachlich an und neh-
men disziplinäre Führungsaufgaben wahr. Sie planen,

organisieren, koordinieren und kontrollieren die Auf-
gabenerfüllung zwischen den eigenen Abteilungen
und Abteilungen anderer Fachbereiche. Sie treffen ei-
genständig Personalentscheidungen für die ihnen un-
terstellten Mitarbeiterinnen der Beschäftigungsgrup-
pen A bis F.

B. GEHALTSORDNUNG ALT

Die Gehaltstafeln der Gehaltsordnung ALT zum Stich-
tag 1.1.2022 dienen als Basis für den Umstieg in das
neue Gehaltsystem zum letztmöglichen Umstiegsstich-
tag am 1.1.2022 (diese sind Online unter www.gpa.at/
handel abrufbar). Die Einstufung in diese Tafeln er-
folgte auf Basis der Bestimmungen des Kollektivver-
trages aus den Vorjahren in der jeweils gültigen Fas-
sung.

Gehaltsgebiete

Gehaltsgebiet A
Alle Orte der Bundesländer Burgenland, Kärnten, Nie-
derösterreich, Oberösterreich, Steiermark, Tirol und
Wien.

Gehaltsgebiet B
Alle Orte des Bundeslandes Salzburg und des Bundes-
landes Vorarlberg.

Übersicht Gehaltstafeln

Allgemeiner Groß- und Kleinhandel (A)

Fotohandel (B)

Drogenhandel (C)

a) Drogengroßhandel,
b) Drogenkleinhandel.

Handel mit Büchern, Kunstblättern, Musikalien, Zei-
tungen und Zeitschriften; Buch-, Kunst- oder Musika-
lienverlag (D)

Großhandel mit Eisen und Eisenwaren, Metallen und
Metallwaren, Röhren, Fittings und sanitärem Installa-
tionsbedarf laut Firmenliste (E)

Warenhäuser (F)

Kohlengroßhandel Wien, Papiergroßhandel Wien laut
Firmenliste, Textil-, Bekleidungs- und Schuhhandel
Wien (G)

Tabaktrafiken (H)

C. ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN

1. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

1.1. Betriebe können ab dem 1.12.2017 zu jedem ers-
ten eines Monats, spätestens aber am 1.1.2022 die Ar-
beitnehmerinnen in die Gehaltsordnung NEU über-
führen. Der Umstiegsstichtag ist per Betriebsvereinba-
rung innerhalb dieses Zeitraumes zu vereinbaren.
Kommt es zu keiner Einigung erfolgt der Umstieg spä-
testens am 1.1.2022.

1.2. Für Arbeitnehmerinnen in Saisonbetrieben, die er-
neut eingestellt werden, sind die Übergangsbestim-
mungen einmalig sinngemäß anzuwenden, sofern

der Betrieb vor deren Wiedereinstellung in das Ge-
haltssystem „NEU“ übergetreten ist.

1.3. Alle Arbeitnehmerinnen sind unter Mitwirkung des
Betriebsrates in das Gehaltsystem NEU einzustufen.
Insbesondere hat eine Abstimmung über die Informa-
tion der Arbeitnehmerinnen, zur betrieblichen Hand-
habung der Übergangsbestimmungen und zum Ge-
haltssystem NEU zu erfolgen.

(1. idF ab 1.1.2022)

– 36 –Abschnitt 3)

http://www.gpa.at/handel
http://www.gpa.at/handel


2. DIENSTZETTEL NEU

Die Einstufung in die Beschäftigungsgruppe NEU, das
Beschäftigungsgruppenjahr und die Höhe des Min-
destgehaltes undgegebenenfalls die Reformbeträge1
und 2 sind den Arbeitnehmerinnen mittels Dienstzettel
NEU mitzuteilen (siehe Muster im Anhang oder www.
derhandel.at oder www.gpa.at/handel). Dieser ist bis

spätestens vier Wochen vor dem Umstiegsstichtag
den Arbeitnehmerinnen zu übermitteln. Der Dienstzet-
tel neu für bestehende All-In Vereinbarungen hat den
Formvorschriften gemäß A. Punkt 7. dieses Abschnittes
zu entsprechen.

3. EINSTUFUNG IN DAS NEUE BESCHÄFTIGUNGSGRUPPENSCHEMA

3.1. Einstufung in die Beschäftigungsgruppe

3.1.1. Arbeitnehmerinnen der Beschäftigungsgrup-
pen 1 bis 6 sind in das Beschäftigungsgruppenschema
NEU in die ihrer Tätigkeit entsprechende Beschäfti-
gungsgruppe A bis H bis spätestens zum 1.1.2022 zu-
zuordnen.

3.1.2.. Auf Grund der Zusammenführung aller Ge-
haltstabellen und -gebiete kann als grobe Orientie-
rung folgende Tabelle herangezogen werden:

Beschäf-
tigungs-
gruppe
Gehalts-
ordnung
ALT

1 2 3 4 5 6

Beschäf-
tigungs-
gruppe
Gehalts-
system
NEU

A, B,
C

C, D,
E

C, D,
E, F

E, F F, G H

3.2. Einstufung in die neue Gehaltstabelle

3.2.1. Die Einstufung erfolgt in das nächst höhere kol-
lektivvertragliche Mindestgehalt der entsprechenden
Beschäftigungsgruppe. Steht kein höherer Betrag in
der entsprechenden Beschäftigungsgruppe zur Ver-
fügung, hat die Einstufung in die höchste Stufe der
entsprechenden Beschäftigungsgruppe zu erfolgen.
Diese Erhöhungen des kollektivvertraglichen Mindest-
gehaltes können auf bestehende Überzahlungen an-
gerechnet werden.

3.2.2. Sollte das kollektivvertragliche Mindestgehalt
ALT höher sein als das kollektivvertragliche Mindest-
gehalt der 5. Stufe (ab 13 Jahre) der neuen Gehaltsta-
belle, so ist trotzdem in diese Gehaltsstufe einzustufen.
Die Differenz zwischen dem kollektivvertraglichen
Mindestgehalt NEU der 5. Stufe und des kollektivver-
traglichenMindestgehalts ALTwird als Reformbetrag 1
ausgewiesen. Bestehende Überzahlungen bleiben in
diesem Fall aufrecht. Günstigere Lösungen für die Ar-
beitnehmerinnen sind möglich.

3.2.3. Der Reformbetrag 1 darf nicht zur Abgeltung
von Mehr- und Überstunden, Prämien, Provisionen,
Zulagen, Zuschläge und Reiseaufwandsentschädi-
gungen herangezogen werden. Der Reformbetrag 1
wird alljährlich wie die Kollektivvertragsgehälter er-
höht.

3.2.4. Fällt der Umstiegsstichtag mit einem 1.1. eines
Jahres zusammen, so ist die Basis für die Zuordnung
in das Gehaltssystem NEU das erhöhte kollektivver-
tragliche Mindestgehalt ALT.
(3.2.4 gilt ab 1.1.2021)

3.3. Altersteilzeit im Übergangszeitraum
Zum Umstiegsstichtag bestehende Vereinbarungen
zur Altersteilzeit müssen entsprechend den Über-
gangsbestimmungen angepasst werden. Für Arbeit-
nehmerinnen, die sich zum Umstiegszeitpunkt bereits
in der Freizeitphase der Altersteilzeit befinden, wird
jene Tätigkeit für die Einstufung in das Beschäfti-
gungsgruppenschema NEU zu Grunde gelegt, die
vor Beginn der Altersteilzeit vereinbart war.

4. VORRÜCKUNGSSTICHTAG

4.1. Bei dieser Einstufung NEU ist der laufende Vorrü-
ckungsstichtag weiter anzuwenden. Fällt die Einstu-
fung NEU mit einer Vorrückung zusammen, so ist
zuerst die Vorrückung vorzunehmen, und danach die
Einstufung NEU.

4.2. Die erste Vorrückung nach dem Übertrittsstichtag
erfolgt im dritten Jahr (gerechnet vom Umstiegsstich-
tag) mit jenem Monatsersten, der dem Vorrückungss-
tichtagsmonat vor dem Übertritt in die Gehaltsord-
nung NEU entspricht.
(4.2. idF ab 1.1.2021)
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5. VERFALLS- UND VERJÄHRUNGSBESTIMMUNGEN

Rechtsansprüche der Arbeitnehmerinnen, welche sich
aufgrund der Einstufung NEU zum Umstiegsstichtag
ergeben, verfallen mangels Geltendmachung mit Ab-

lauf von drei Jahren. Bei rechtzeitiger Geltendma-
chung bleibt die dreijährige Verjährungsfrist des
§ 1486 ABGB aufrecht.

6. BENACHTEILIGUNGSVERBOT

6.1. Keine Arbeitnehmerin darf aufgrund der Einstu-
fung NEU und unterschiedlicher Auffassung darüber,
wie einzustufen ist, benachteiligt werden.

6.2. Im Zuge der Überführung der bestehenden Ge-
haltsansprüche in das Beschäftigungsgruppensche-
ma NEU dürfen diese durch Einzelvertrag weder auf-
gehoben noch beschränkt werden.

D. SONDERBESTIMMUNG FÜR ARBEITNEHMERINNEN MIT PROVISION

In der folgenden Sonderbestimmung für Arbeitneh-
merinnen mit Provision sind die Beschäftigungsgrup-
penbezeichnungen des Gehaltssystems NEU und Ge-
haltsordnung ALT angeführt. Abhängig davon, ob
das Unternehmen sich noch in der Gehaltsordnung
ALT befindet oder bereits in das Gehaltssystem NEU
übergetreten ist, gilt die jeweilige Bezeichnung.

1. Arbeitnehmerinnen der Beschäftigungsgruppe C,
die neben dem Fixum auch Provision beziehen, haben
monatlich Anspruch auf mindestens 75 Prozent ihres
kollektivvertraglichen Mindestgehalts als Fixum. Zu-
sätzlich haben sie Anspruch auf ein Provisionsakonto
in einer Höhe, die der Differenz zwischen dem Fixum
und dem kollektivvertraglichen Mindestgehalt ent-
spricht.
Die im jeweiligen Monat erworbenen Provisionsan-
sprüche sind abzurechnen und mit der Gehaltsab-
rechnung des folgenden Monats unter Anrechnung
auf das Provisionsakonto des Monates, in dem die Pro-
visionsansprüche erworben wurden, auszubezahlen.
Erreichen die Provisionsansprüche nicht die Höhe des
Provisionsakontos, können die Akontozahlungen we-
der zurückgefordert noch auf Provisionsansprüche
anderer Monate angerechnet werden.
Übersteigen die Provisionsansprüche die Höhe des
Provisionsakontos, jenes Monates, in dem die Provi-
sionsansprüche erworben wurden, dürfen sie nicht
auf Provisionsakonti anderer Monate angerechnet
werden.

2. Arbeitnehmerinnen der Beschäftigungsgruppe D,
die neben dem Fixum auch Provision beziehen, haben
monatlich Anspruch auf mindestens 75 Prozent ihres
kollektivvertraglichen Mindestgehalts als Fixum. Zu-
sätzlich haben sie Anspruch auf ein Provisionsakonto
in einer Höhe, die der Differenz zwischen dem Fixum

und dem kollektivvertraglichen Mindestgehalt ent-
spricht.

3. Mit Arbeitnehmerinnen, die zumindest in die Be-
schäftigungsgruppe E oder höher eingestuft sind,
kann entweder das für die Beschäftigungsgruppe D
beschriebene Modell oder ein Gehaltsmodell, welches
ein geringeres oder kein Fixum, aber Provisionen
beinhaltet, vereinbart werden. Arbeitnehmerinnen in
einem dieser Modelle haben am Monatsende An-
spruch auf eine Zahlung von zumindest 100 Prozent
des kollektivvertraglichen Mindestgehalts. Bei dieser
Zahlung kann es sich je nach Vereinbarung um ein Fi-
xum, um Provisionen, um ein Provisionsakonto oder
um eine Kombination aus diesen Bestandteilen han-
deln.

4. Für Arbeitnehmerinnen der Beschäftigungsgrup-
pe D oder höher, mit welchen Provisionszahlungen in
welcher Form oder Höhe auch immer, vereinbart sind,
sind die im jeweiligen Monat erworbenen Provisions-
ansprüche abzurechnen und mit der Gehaltsabrech-
nung des folgenden Monats unter Anrechnung auf
die Provisionsakonti des jeweiligen Kalenderhalbjah-
res auszubezahlen.
Erreichen die Provisionsansprüche des jeweiligen Ka-
lenderhalbjahres nicht die Höhe der für das jeweilige
Kalenderhalbjahr gewährten Provisionsakonti, kön-
nen die Akontozahlungen weder zurückgefordert
noch auf Provisionsansprüche anderer Kalenderhalb-
jahre angerechnet werden.

5. Weihnachtsremuneration und Urlaubsbeihilfe

5.1. Arbeitnehmerinnen, die in Beschäftigungsgrup-
pe C oder D eingestuft sind und mit denen Provisionen
vereinbart wurden, erhalten Sonderzahlungen in der
Höhe des Fixums, mindestens jedoch in der Höhe des
kollektivvertraglichen Mindestgehaltes.
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5.2. Arbeitnehmerinnen, die mindestens in Beschäfti-
gungsgruppe E einzustufen sind und mit denen nur
Provisionen vereinbart sind, erhalten am 30. Juni und
spätestens am 31. Dezember Sonderzahlungen in
dem Ausmaß, als sie mit ihrem im abgelaufenen Ka-
lenderhalbjahr ins Verdienen gebrachte Provisions-
einkommen einschließlich Urlaubsentgelt und allfälli-
gem Krankenentgelt, aber ausschließlich Überstun-
denentgelt, das 7-fache des kollektivvertraglich vor-
gesehenen Mindestgehaltes ihrer Beschäftigungs-
gruppe nicht erreicht haben.

5.3. Arbeitnehmerinnen, die mindestens in Beschäfti-
gungsgruppe E einzustufen sind und die neben der
Provision ein Fixum beziehen, welches unter dem kol-
lektivvertraglichen Mindestgehalt liegt, erhalten als
Sonderzahlungen eine Weihnachtsremuneration in
Höhe des Novemberfixums und eine Urlaubsbeihilfe
in Höhe des zum Zeitpunkt des Urlaubsantrittes bzw
spätestens aber am 30. Juni zustehenden Fixums, wel-
che nicht mit Provisionen gegengerechnet werden
dürfen.
Die jeweilige, zunächst in der Höhe des Fixums ge-
währte Sonderzahlung erhöht sich in dem Ausmaß,
als sie mit ihrem im abgelaufenen Kalenderhalbjahr
ins Verdienen gebrachten Einkommen, bestehend
aus Provisionen und aus dem monatlichen Fixum ein-
schließlich Urlaubsentgelt und allfälligem Kranken-
entgelt, sowie der in Höhe des Fixums bestehenden
Sonderzahlung, aber ausschließlich Überstundenent-
gelt, das 7-fache des kollektivvertraglich vorgesehe-
nen Mindestgehaltes ihrer Beschäftigungsgruppe
nicht erreicht hat.

5.4. Arbeitnehmerinnen, die mindestens in Beschäfti-
gungsgruppe E einzustufen sind und die neben der
Provision ein Fixum beziehen, welches zumindest
dem kollektivvertraglichen Mindestgehalt entspricht,
erhalten als Sonderzahlungen eine Weihnachtsremu-
neration in Höhe des Novemberfixums und eine Ur-
laubsbeihilfe in Höhe des zum Zeitpunkt des Urlaubs-

antrittes bzw spätestens aber am 30. Juni zustehenden
Fixums.

6. Für alle während des Kalenderjahres eintretenden
und austretenden Arbeitnehmerinnen mit Provisionen
sind die Aliquotierungsbestimmungen gemäß Ur-
laubsbeihilfe bzw Weihnachtsremuneration ergän-
zend und sinngemäß heranzuziehen.

7. Bei Krankheit, Urlaub und an Feiertagen gilt das
Ausfallsprinzip für die Berechnung der Provision.

8. Bei Beendigung des Dienstverhältnisses sind alle of-
fenen Provisionsansprüche auszubezahlen.

9. Haben Arbeitnehmerinnen, unabhängig von der für
sie vorzunehmenden Einstufung, laut Dienstvertrag
Anspruch auf ein Ist-Gehalt, das der fiktiven (unter An-
rechnung der Vordienstzeiten) Einstufung der Be-
schäftigungsgruppe D oder höher entspricht, können
die für die jeweilige Beschäftigungsgruppe vorgese-
henen Möglichkeiten, Fixum und Provision abzurech-
nen und auszubezahlen, genutzt werden. Für die Ab-
rechnung aller Ansprüche, die sich auf das Entgelt be-
ziehen, gilt die fiktive Einstufung in die jeweils höhere
Beschäftigungsgruppe als Basis.

10. Die Arbeitgeberin ist verpflichtet, den Arbeitneh-
merinnen monatlich über die von ihr geführten Auf-
zeichnungen, die zur Berechnung der ihr zustehenden
Provisionen geführt werden, unaufgefordert Einsicht
zu gewähren bzw unaufgefordert eine entsprechende
schriftliche Aufzeichnung auszuhändigen.

11. Ein allfälliger Reformbetrag 1 erhöht das kollektiv-
vertragliche Mindestgehalt und ist für alle Berechnun-
gen im Sinne dieser Bestimmung diesem hinzuzurech-
nen.

(D. idF ab 1.1.2022)

E. AUFRECHTERHALTUNG DER ÜBERZAHLUNGEN

1. Die am 31. Dezember 2023 bestehenden Überzah-
lungen der kollektivvertraglichen Mindestgehälter
sind in ihrer euromäßigen Höhe (centgenau) gegen-
über den ab 1. Jänner 2024 erhöhten kollektivvertrag-
lichen Mindestgehältern aufrechtzuerhalten.
(1. idF ab 1.1.2024)

2. Für Arbeitnehmerinnen mit Provision gemäß D. die-
ses Abschnittes gilt Punkt 1 nur hinsichtlich jener Fälle,
in denen ein Fixum vereinbart wurde.

2.1. Liegt der Betrag dieses Fixums höher als das je-
weils zustehende kollektivvertragliche Mindestgehalt,

ist die euromäßige Differenz zwischen Fixum und kol-
lektivvertraglichem Mindestgehalt aufrechtzuerhal-
ten.

2.2. Liegt der Betrag dieses Fixums niedriger als das
jeweils zustehende kollektivvertragliche Mindestge-
halt, ist das Fixum so zu erhöhen, dass der prozentmä-
ßige Anteil des Fixums am kollektivvertraglichen Min-
destgehalt unverändert aufrecht bleibt.

3. Der sich aus einem Umstieg ergebende Reformbe-
trag 1 und Reformbetrag 2 wird alljährlich wie die kol-
lektivvertraglichen Mindestgehälter erhöht.
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ABSCHNITT 4)
RAHMENBEDINGUNGEN UND ENTGELTBESTIMMUNGEN ZUR

AUS‑ UND WEITERBILDUNG

A. DUALE UND INTEGRATIVE BERUFSAUSBILDUNG

1. Für Lehrlinge gelten hinsichtlich der Probezeit die
Bestimmungen des BAG.

2. Lehrlingen ist ein monatliches Lehrlingseinkommen
nach den angeführten Sätzen zu bezahlen. Der Betrag
des 4. Lehrjahres gilt für Doppellehrverhältnisse.

3. Lehrlinge, die eine verlängerte Lehrzeit gemäß § 8b
Abs 1 BAG absolvieren, ist das jeweilige (dem verein-

barten Lehrjahr entsprechende) monatliche Lehr-
lingseinkommen zu bezahlen.
(3. idF ab 1.1.2020)

4. Lehrlinge, die eine Teilqualifikation gemäß § 8b
Abs 2 BAG absolvieren, ist ein monatliches Lehrlings-
einkommen nach den angeführten Sätzen zu bezah-
len.

Duale Berufsausbildung
Reguläre Lehre und verlängerte Lehre

gemäß § 8b Abs 1 BAG
Teilqualifizierung gemäß § 8b Abs 2 BAG

Lehrjahr
Lehrlings-
einkommen Ausbildungsjahr Lehrlingseinkommen
ab 1.1.2024

1. Lehrjahr 880,– im 1. Jahr 90% des für das erste Lehrjahr gebührenden Lehrlingsein-
kommens

2. Lehrjahr 1.130,– im 2. Jahr 115% des für das erste Lehrjahr gebührenden Lehrlings-
einkommens

3. Lehrjahr 1.430,– im 3. Jahr das für das zweite Lehrjahr gebührende Lehrlingseinkom-
men

4. Lehrjahr 1.490,–

Die angeführten Bruttomonatslehrlingseinkommen
sind Mindestsätze.
(4. idF ab 1.1.2024)

5. Erhält die Arbeitgeberin für einen Lehrling eine För-
derung gemäß der Richtlinie zu § 19c BAG und absol-
viert der Lehrling beim erstmaligen Antritt die Lehrab-
schlussprüfung mit gutem oder ausgezeichnetem Er-
folg, erhält der Lehrling eine einmalige Prämie.
Die einmalige Prämie beträgt bei gutem Erfolg € 100,–
und bei ausgezeichnetem Erfolg € 150,–. Bestehende
betriebliche Prämienzahlungen können angerechnet
werden.
Die Änderung oder Aufhebung der Richtlinie des Bun-
des-Berufsbildungsbeirates zur Förderung der be-
trieblichen Ausbildung von Lehrlingen gemäß § 19c
BAG führt zum Entfall dieses Anspruches.

6. Hinsichtlich der Weiterbeschäftigung eines ausge-
lernten Lehrlings gilt § 18 BAG. Die Weiterbeschäfti-
gung beträgt 5 Monate. Wurde die Lehrzeit bis zur
Hälfte zurückgelegt, beträgt die Weiterbeschäftigung
2,5 Monate. Endet die Weiterbeschäftigungnicht mit

dem Letzten eines Kalendermonats, ist sie auf diesen
zu erstrecken.
Für die Zeit der Weiterbeschäftigung kann Teilzeitbe-
schäftigung nicht vereinbart werden. Wird gemäß § 18
Abs (3) BAG die Verpflichtung zur Weiterbeschäfti-
gung erlassen oder die Bewilligung zur Kündigung er-
teilt, so schließt sich keine weitere kollektivvertragliche
Weiterbeschäftigung an.

7. Will die Arbeitgeberin das Arbeitsverhältnis mit der
Arbeitnehmerin nicht über die Zeit der Weiterbeschäf-
tigung hinaus fortsetzen, hat sie es mit vorhergehen-
der sechswöchiger Kündigungsfrist zum Ende derWei-
terbeschäftigung gemäß 6. zu kündigen.

8. Für die Fortzahlung des Lehrlingseinkommens bei
Arbeitsverhinderung sind die Bestimmungen des
Punktes G. im Abschnitt 1) anzuwenden.

9. Lehrlingen, die auf Grund nicht genügender Leis-
tung (nicht aber wegen Krankheit bzw. Unfall) nicht
berechtigt sind, in die nächst höhere Schulstufe aufzu-
steigen, gebührt im darauffolgenden Lehrjahr nur das
Lehrlingseinkommen in Höhe des abgelaufenen Lehr-
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jahres. Ist der Lehrling in diesem Lehrjahr zum Aufstei-
gen berechtigt, so gebührt ab der auf den erfolgrei-
chen Schulstufenabschluss folgenden Verrechnungs-

periode wieder das der Dauer der Lehrzeit entspre-
chende Lehrlingseinkommen.
(9. gilt ab 1.1.2019)

B. VERGÜTUNG FÜR PFLICHTPRAKTIKANTINNEN

1. Pflichtpraktikantinnen sind Schülerinnen, die auf
Grund schulrechtlicher Vorschriften ein Pflichtprakti-
kum einer berufsbildenden mittleren oder höheren
Schule absolvieren.

2. Ihre monatliche Vergütung beträgt bei dem ersten
Praktikum bei einer Normalarbeitszeit von 38,5 Wo-
chenstunden mindestens das Lehrlingseinkommen
des 1. Lehrjahres. Dies gilt auch, wenn nur eine teilwei-
se Arbeitspflicht besteht.

3. Ihre monatliche Vergütung beträgt bei dem zweiten
Praktikum bei einer Normalarbeitszeit von 38,5 Wo-
chenstunden mindestens das Lehrlingseinkommen
des 2. Lehrjahres. Dies gilt auch, wenn nur eine teilwei-
se Arbeitspflicht besteht.

4. Pflichtpraktikantinnen sind weiteres Studentinnen,
die auf Grund studienrechtlicher Vorschriften ein
Pflichtpraktikum einer Fachhochschule, Hochschule
oder Universität absolvieren. Ihre monatliche Vergü-
tung beträgt bei einer Normalarbeitszeit von 38,5 Wo-
chenstunden mindestens das Lehrlingseinkommen für
das 3. Lehrjahr. Dies gilt auch, wenn nur eine teilweise
Arbeitspflicht besteht.

5. Der Pflichtpraktikantin ist spätestens bei Antritt des
Pflichtpraktikums eine Vereinbarung über Beginn, En-
de und Inhalt des Praktikums auszuhändigen.
(Weitere Informationen siehe Erlass zur Durchführung
von Pflichtpraktika an kaufmännischen Lehranstalten
vom Bundesministerium für Bildung.)

C. BESTIMMUNGEN ZUR FÖRDERUNG BERUFSBEGLEITENDER BILDUNG

1. Bei Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit gemäß
ABSCHNITT 2), 2. ist als ein berücksichtigungswürdiges
Interesse der Arbeiternehmerin die Teilnahme an ei-
ner Aus- undWeiterbildung zu werten, auch wenn die-
se von der Arbeitnehmerin selbst finanziert wird, so-
fern die Arbeitnehmerin dieses Interesse mindestens
2 Monate vor Beginn der Bildungsmaßnahme schrift-
lich unter Nennung des Kurstitels, der Kursdauer sowie
der Kurszeiten bekannt gibt und die zeitliche Lage der
Bildungsmaßnahme am Beginn oder Ende der übli-
chen Arbeitszeit liegt. Die Ermöglichung der Teilnah-
me umfasst auch jene Zeit, die die Arbeitnehmerin
braucht, um von der Arbeit zur Bildungsmaßnahme
bzw. von der Bildungsmaßnahme zur Arbeit zu kom-
men.

2. Bei rechtzeitiger Bekanntgabe kann die Arbeitge-
berin aus folgenden Gründen die Berücksichtigung
der Bildungsmaßnahme bei der Arbeitszeiteinteilung
binnen zwei Wochen ablehnen:

2.1. wenn die Einhaltung von Betriebsabläufen ge-
fährdet ist oder

2.2. die Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebes
nicht mehr gewährleistet werden kann

3. Die Zustimmung der Arbeitgeberin bezieht sich auf
die gesamte Dauer der Bildungsmaßnahme, dh es ist
die Teilnahmemöglichkeit für die gesamte Dauer der
Bildungsmaßnahme zu gewährleisten. In besonderen
und nicht vorhersehbaren Ausnahmefällen kann von
der Ermöglichung der Teilnahme abgesehen werden,
wenn eine Mindestteilnahme bei der Bildungsmaß-
nahme bzw. der Erfolg der Bildungsmaßnahme nicht
gefährdet wird.

4. Das Zeitausmaß der Bildungsmaßnahme darf der
Erbringung der wöchentlichen Normalarbeitszeit
nicht entgegenstehen.

5. Die Arbeitnehmerin hat am Ende der Bildungsmaß-
nahme bzw. am Ende des Semesters eine Teilnahme-
bestätigung vorzulegen.

6. Eine Ablehnung einer Arbeitsleistung durch die Ar-
beitnehmerin aufgrund der Teilnahme an einer Bil-
dungsmaßnahme darf nicht zu einer Benachteiligung
der Arbeitnehmerin führen.

7. Die gesamte Regelung kann ab einer Mindestbet-
riebszugehörigkeit von 6Monaten ab Beginn einer Bil-
dungsmaßnahme in Anspruch genommen werden.
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D. BILDUNGSKARENZ

1. Die Arbeitgeberin hat einem Antrag auf Bildungs-
karenz der Arbeitnehmerin zuzustimmen, wenn

1.1. Anspruch auf Weiterbildungsgeld besteht.

1.2. die Antragsstellung mindestens 6 Monaten vor
gewünschtem Antritt erfolgt.

1.3. eine Betriebszugehörigkeit von mindestens einem
Jahr vor Bekanntgabe gegeben ist.

1.4. die Aus- oder Weiterbildung bzw der Bildungsab-
schluss für die Arbeitgeberin von Bedeutung ist.

1.5. die erforderlichen Unterlagen zur Antragsstellung
vorliegen.

2. Die Arbeitgeberin kann diesen Antrag ablehnen,
wenn

2.1. die Einhaltung von Betriebsabläufen gefährdet ist
oder

2.2. die Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebes
nicht mehr gewährleistet werden kann.

3. Eine Dienstgeberkündigung darf nicht wegen einer
beabsichtigten oder tatsächlich in Anspruch genom-
menen Bildungskarenz erfolgen. Dies entspricht dem
allgemeinen Motivkündigungsschutz.

(D. gilt ab 1.1.2019)

ABSCHNITT 5)
REISEKOSTEN- UND REISEAUFWANDSENTSCHÄDIGUNG

A. BEGRIFF DER DIENSTREISE

1. Eine Dienstreise liegt vor, wenn die Angestellte zur
Ausführung eines ihr erteilten Auftrages den Dienstort
gemäß 2. verlässt. Eine Dienstreise liegt auch vor,
wenn die Angestellte zur Ausführung eines ihr erteilten
Auftrages die Betriebsstätte der Arbeitgeberin ver-
lässt, dabei jedoch am Dienstort (gemäß 2.) bleibt. In
diesem Falle erhält sie nur dann ein Taggeld, wenn ei-
ne Betriebsvereinbarung dies vorsieht.

2. Als Dienstort im Sinne dieser Bestimmung gilt außer-
halb von Wien ein Tätigkeitsgebiet im Umkreis von 12

Straßenkilometern von der Betriebsstätte, aber jeden-
falls das Gemeindegebiet. Als Gemeindegebiet von
Wien gelten die Bezirke 1 bis 23.

3. Die Dienstreise beginnt, wenn sie von der Arbeits-
stätte aus angetreten wird, mit dem Verlassen der Ar-
beitsstätte. In allen anderen Fällen beginnt die Dienst-
reise mit dem reisenotwendigen Verlassen der Woh-
nung. Die Dienstreise endet mit der Rückkehr zur Ar-
beitsstätte bzw mit der reisenotwendigen Rückkehr in
die Wohnung.

B. REISEKOSTEN- UND REISEAUFWANDSENTSCHÄDIGUNG

Bei Dienstreisen ist der Angestellten der durch die
Dienstreise verursachte Aufwand zu entschädigen.

Die Angestellte hat die jeweils kostengünstigste Va-
riante der Reise zu wählen.

1. REISEKOSTEN

1.1. Bei Dienstreisen mit der Eisenbahn werden die
Fahrtkosten der 2. Klasse ersetzt.

1.2. Bei Benützung der 1. Klasse, von Luxuszügen und
des Schlafwagens werden die jeweiligen Kosten nur
dann ersetzt, wenn die Benützung auf Grund einer
ausdrücklichen Bewilligung der Arbeitgeberin erfolg-
te. Liegt eine derartige Bewilligung nicht vor, werden
die Fahrtkosten der 2. Klasse ersetzt.

1.3. Bei Dienstreisen mit dem Autobus werden die tat-
sächlich aufgelaufenen Fahrtkosten ersetzt.

1.4. Für die Benützung von Flugzeugen oder Schiffen
ist eine ausdrückliche Bewilligung der Arbeitgeberin
erforderlich. Bei Vorliegen einer derartigen Bewilli-
gung werden die tatsächlich aufgelaufenen Kosten
ersetzt.
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1.5. Für die Verwendung des Privat-Pkw der Angestell-
ten bei einer Dienstreise ist eine ausdrückliche Bewilli-
gung der Arbeitgeberin erforderlich. Bei Vorliegen ei-
ner derartigen Bewilligung wird zur Abdeckung des
durch die Haltung und Benützung des Pkw entstehen-
den Aufwandes ein Kilometergeld gewährt. Über das
Kilometergeld hinaus bestehen keine weiteren An-
sprüche auf Reisekostenentschädigung.

1.6. Das Kilometergeld im Sinne des Punktes 1.5. be-
trägt bei
Personen- und Kombinationskraftwagen seit dem 01.01.2009

1.6.1. bis 10.000 gefahrene km pro Kalender-
jahr ....................................................

€ 0,42

1.6.2. von 10.001 bis 20.000 km ...................... € 0,34
1.6.3. darüber .............................................. € 0,25

je Fahrtkilometer.
Das niedrigere Kilometergeld gebührt jeweils ab dem
Überschreiten der obigen Kilometergrenzen im jeweils
laufenden Kalenderjahr.

1.7. Wenn das innerbetriebliche Geschäftsjahr vom
Kalenderjahr abweicht, kann das Geschäftsjahr an
Stelle des Kalenderjahres für die Berechnung des Kilo-
metergeldes herangezogen werden. Innerbetrieblich

können auch andere Jahreszeiträume für die Berech-
nung des Kilometergeldes vereinbart werden.

1.8. Das Kilometergeld ist entsprechend zu verringern,
wenn ein Teil des Aufwandes (zB Treibstoff, Versiche-
rungen, Reparatur) durch die Arbeitgeberin getragen
wird.
(1.8. idF ab 1.1.2021)

1.9. Aus der Bewilligung gemäß Punkt 1.5. kann kein
dienstlicher Auftrag zur Verwendung des Privat-Pkw
abgeleitet werden. Die Gewährung von Kilometergeld
bedingt daher keinerlei Haftung der Arbeitgeberin für
Schäden, die aus der Benützung des Pkw durch die
Angestellte entstehen.

1.10. Über die gefahrenen Kilometer ist ein Fahrten-
buch zu führen, das über Aufforderung, jedenfalls
aber am Ende des Kalender- oder Geschäftsjahres
bzw beim Ausscheiden der Angestellten, zur Abrech-
nung vorzulegen ist. Die Abrechnung hat entweder
nach jeder Dienstreise, monatlich oder in bestimmten
Zeitabständen zu erfolgen.

1.11.Die Reisezeit ist in Punkt A. Abschnitt 2) dieses Kol-
lektivvertrages geregelt.

2. REISEAUFWANDSENTSCHÄDIGUNG

2.1. Für die Bestreitung desmit der Dienstreise verbun-
denen persönlichen Mehraufwandes für Verpflegung
und Unterkunft erhält die Angestellte für jeden vollen
Kalendertag eine Reiseaufwandsentschädigung. Die-
se besteht aus dem Taggeld und dem Nächtigungs-
geld.

2.2. Die Reiseaufwandsentschädigung im Sinne des
Einkommenssteuergesetzes in der geltenden Fassung
beträgt:

Taggeld Nächtigungsgeld Tag- und Nächtigungs-
geld

€ 26,40 € 15,00 € 41,40

Wenn in einem Monat Dienstreisen an mehr als 12 Ka-
lendertagen anfallen, so reduziert sich für jede Dienst-
reise ab dem 13. Kalendertag das Taggeld auf € 14,40
bzw auf ein Zwölftel von € 14,40 je angefangene Stun-
de. Bei der Ermittlung der 12 Kalendertage bleiben
Dienstreisen, die insgesamt nicht mehr als 3 Stunden
dauern, außer Ansatz.

2.3. Das Taggeld dient zur Deckung der Mehrausga-
ben für Verpflegung sowie aller mit der Dienstreise
verbundenen persönlichen Aufwendungen der Ange-
stellten einschließlich der Trinkgelder. Ein von der Ar-

beitgeberin bezahltes Essen (außer dem Frühstück)
führt zur Kürzung des Taggeldes um jeweils € 13,20.

2.4. Dauert eine Dienstreise länger als 3 Stunden, so
kann für jede angefangene Stunde 1/12 des vollen
Taggeldes berechnet werden.
Das Nächtigungsgeld dient zur Deckung der Ausga-
ben für Unterkunft einschließlich der Kosten des Früh-
stücks.
Das Nächtigungsgeld entfällt, wenn mit der Dienstrei-
se keine Nächtigung verbunden ist, Quartier beige-
stellt wird, die tatsächlichen Beherbergungskosten
vergütet werden oder die Benützung des Schlafwa-
gens bewilligt und die entsprechenden Kosten ersetzt
werden.
Tatsächliche Beherbergungskosten werden gegen
Vorlage des Beleges nach den Grundsätzen dieser
Bestimmungen (B.) vergütet.

2.5. Ist gelegentlichbei einer Dienstreise ein mehr als
28-tägiger ununterbrochener Aufenthalt an einem
Ort erforderlich, so vermindert sich ab dem 29. Tag
die gebührende Reiseaufwandsentschädigung ge-
mäß Punkt 2.2. um 25%, wobei das Taggeld mindes-
tens € 14,40 beträgt.
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2.6. Am 30.6.2001 bestehende günstigere betriebliche
oder individuelle Vereinbarungen über die Höhe des
Reisekostenersatzes (Taggeld und Kilometergeld)

werden durch die mit 1.7.2001 in Kraft getretene Neu-
regelung nicht berührt.

3. TEILNAHME AN SEMINAREN, KURSEN, INFORMATIONSVERANSTALTUNGEN
UND ÄHNLICHEM

Eine Reisekosten- und Reiseaufwandsentschädigung
entfällt bei Entsendung der Angestellten zu Veranstal-
tungen (zB Seminaren, Kursen, Informationsveranstal-

tungen), sofern die mit der Teilnahme verbundenen
Kosten im erforderlichen Ausmaß von der Arbeitgebe-
rin getragen werden.

4. DIENSTREISEN AUSSERHALB VON ÖSTERREICH

Dienstreisen außerhalb von Österreich bedürfen einer
ausdrücklichen Bewilligung der Arbeitgeberin. Die
Entschädigung der Reisekosten und des Reiseaufwan-
des ist jeweils vor Antritt der Dienstreise besonders zu
vereinbaren. Diese Regelung kann auch durch Be-

triebsvereinbarung getroffen werden. Es wird emp-
fohlen, sich bei einer derartigen Vereinbarung an
den Sätzen für Auslandsreisen des Einkommensteuer-
gesetzes zu orientieren.

5. MESSEGELD

5.1. Angestellte, die zu einer mehr als dreistündigen
Dienstleistung auf Messen oder Ausstellungen am
Dienstort herangezogen werden, erhalten eine Auf-
wandsentschädigung (Messegeld) pro Kalendertag
in Höhe von € 20,36.

5.2. Für Angestellte, die ausdrücklich zur Dienstleis-
tung auf der jeweiligen Messe oder Ausstellung auf-
genommen wurden (zB Messeaushilfen) bzw dann,

wenn von der Arbeitgeberin die Kosten für angemes-
sene Verpflegung getragen werden, besteht kein An-
spruch auf Messegeld.

5.3. Für Angestellte, die zu Dienstleistungen auf Mes-
sen oder Ausstellungen außerhalb ihres Dienstortes
herangezogen werden, gelten die Bestimmungen
des Punktes B.

6. BETRIEBLICHE ZUSATZREGELUNGEN

In Betriebsvereinbarungen können über die Gewäh-
rung von Reisekosten- und Aufwandsentschädigun-

gen Regelungen vereinbart werden, soweit günstigere
kollektivvertragliche Regelungen nicht bestehen.

ABSCHNITT 6)
BRANCHENSPEZIFISCHE SONDERBESTIMMUNGEN

A. PHARMAZEUTISCHER GROSSHANDEL

1. Folgende Regelungen gelten für alle Arbeitnehme-
rinnen jener Betriebe die der Berufsgruppe des phar-
mazeutischen Großhandels im Bundesgremium des
Handels mit Arzneimitteln, Drogerie- und Parfümerie-

waren sowie Chemikalien und Farben laut aktualisier-
ter Auflistung (wird im Kollektivvertrag angeführt) an-
gehören.
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2. Abweichend zu ABSCHNITT 2) B.1.1. wird entspre-
chend § 12a ARG die Beschäftigung in der Ausliefe-
rung am Samstag bis 15:00 Uhr und darüber hinaus
für die Zustellung am Samstag bis 18:00 Uhr zugelas-
sen. Ab 13:00 Uhr gebührt ein Zuschlag von 50%.

3. Der Anspruch auf das Dienstjubiläum anlässlich ei-
ner Dienstzeit von 30 Jahren in der Höhe von zwei Brut-

tomonatsgehältern besteht für alle Arbeitnehmerin-
nen, deren Arbeitsverhältnis vor demUmstiegsstichtag
begründet wurde.

4. Abweichend zu ABSCHNITT 4) A.6. beträgt die Wei-
terbeschäftigung für Lehrlinge, deren Lehrverhältnis
vor dem Umstiegsstichtag begründet wurde, 6 Mona-
te.

B. VERSAND- UND ONLINEHANDEL

1. Folgende Regelungen gelten für alle Arbeitnehme-
rinnen jener Betriebe, die im Wege des Fernabsatzes
(Verwendung von ein oder mehreren Fernkommuni-
kationsmittel, wie zB Katalog, Internet, Telefon, Fax)
Waren gegenüber Verbrauchern anbieten und im
Versandweg an diese zustellen oder über „Click and
Collect“ zur Abholung bereitstellen. Ausgenommen
sind Arbeitnehmerinnen von Unternehmen lt Abs 2.

1.1. Die Beschäftigung wird entsprechend des § 12a
ARG wie folgt zugelassen:

1.1.1. Samstag von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr

1.1.2. Sonn- und Feiertage von 08:00 bis 18:00 Uhr

1.2. Zugelassen sind Arbeitsleistungen im Zusammen-
hang mit der Beratung von Kundinnen, allgemeinen
Preisauskünften, der Annahme von Bestellungen, Ge-
schäftsanbahnungen und Terminkoordinationen.
Nicht zugelassen sind planerische und konzeptionelle
Tätigkeiten und die Ausarbeitung von Kostenvoran-
schlägen.

1.3. Am Samstagnachmittag, sofern dies ein Werktag
ist, gebührt für die Zeit von 13:00 bis 18:00 Uhr ein Zu-
schlag für die Normalarbeitszeit von 50%.

2. Folgende Regelungen gelten für alle Arbeitnehme-
rinnen der Mitgliedsunternehmen des Bundesgre-
miums des Versand-, Internet- und allgemeinen Han-
dels hinsichtlich jener Betriebe, die mehr als 50 % des
Umsatzes mit Waren tätigen, die im Wege des Fernab-
satzes (Verwendung von ein oder mehreren Fernkom-
munikationsmittel, wie zB Katalog, Internet, Telefon,
Fax) gegenüber Verbrauchern angeboten und im
Versandweg an diese zugestellt werden.

2.1. Die Beschäftigung wird entsprechend des § 12a
ARG wie folgt zugelassen.

2.1.1. an Samstagen

2.1.2. an Sonn und Feiertagen

2.2. Zugelassen sind Arbeitsleistungen im Zusammen-
hang mit der Beratung von Kundinnen, allgemeinen
Preisauskünften, der Annahme von Bestellungen, Ge-

schäftsanbahnungen und Terminkoordinationen.
Nicht zugelassen sind planerische und konzeptionelle
Tätigkeiten und die Ausarbeitung von Kostenvoran-
schlägen.

2.3. Am Samstagnachmittag, sofern dies ein Werktag
ist, gebührt für die Zeit von 13:00 bis 20:00 Uhr ein Zu-
schlag für die Normalarbeitszeit von 50%. Darüber hi-
naus gebührt

2.3.1. von 20 - 22 Uhr ein Zuschlag von € 3,92 pro Stun-
de

2.3.2. von 22 - 6 Uhr ein Zuschlag von € 5,17 pro Stun-
de

2.3.3. Diese Beträge erhöhen sich jeweils um densel-
ben Prozentsatz wie das kollektivvertragliche
Mindestgehalt der Beschäftigungsgruppe C
Stufe 1.

3. Wird eine Arbeitnehmerin während der Wochen-
endruhe beschäftigt ist in der folgenden oder in der-
selben Kalenderwoche, die Normalarbeitszeit so zu
verteilen, dass zwei zusammenhängende Tage ar-
beitsfrei bleiben.

4. Eine Trennung der beiden arbeitsfreien Tage kann
vereinbart werden, wenn einer der freien Tage der
Sonntag ist und in der folgenden Kalenderwoche der
Samstag und der Sonntag arbeitsfrei bleiben.

5. Bei nachweislicher Gesundheitsgefährdung durch
die Arbeitsleistung nach 20:00 Uhr hat die Arbeitneh-
merin einen Anspruch auf Versetzung auf einen Ta-
gesarbeitsplatz, soweit, dies betrieblich möglich ist.
Bei der Beschäftigung von Arbeitnehmerinnen an Ab-
enden bzw an Sonn- und Feiertage ist auf unbedingt
notwendige Betreuungspflichten gegenüber Kindern
bis zu 12 Jahren Bedacht zu nehmen.

6. Arbeitnehmerinnen dürfen wegen der Ablehnung
von Arbeitsleistungen an Sonn- und Feiertagen nicht
benachteiligt werden.

(B. gilt ab 1.1.2022)
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C. VIDEOTHEKEN

1. Folgende Regelungen gelten für alle Arbeitnehme-
rinnen der Mitgliedsunternehmen des Bundesgre-
miums des Elektro- und Einrichtungsfachhandels, de-
ren Unternehmensgegenstand die Vermietung (Ver-
leih) von Bild- und Tonträgern ist.

2. Gemäß § 12a des Arbeitsruhegesetzes, wird die Be-
schäftigung von Arbeitnehmerinnen im Zusammen-
hang mit der Vermietung von Bild- und Tonträgern
in Videotheken an Samstagen bis 22.00 Uhr und an
Sonn- und Feiertagen von 10.00 Uhr – 19.30 Uhr zuge-
lassen.

3. Bei nachweislicher Gesundheitsgefährdung durch
die Arbeitsleistung im Zusammenhang mit der Ver-
mietung von Bild- und Tonträgern nach 20.00 Uhr
hat die Arbeitnehmerin einen Anspruch auf Verset-
zung auf einen Tagesarbeitsplatz, sofern dies betrieb-
lich möglich ist. Bei der Beschäftigung von Arbeitneh-
merinnen am Abend ist auf die unbedingt notwendi-
gen Betreuungspflichten gegenüber Kindern bis zu
12 Jahren Bedacht zu nehmen.

4. Wegen der speziellen Arbeitszeitregelung werden
die in ABSCHNITT 3) A 4. festgelegten kollektivvertrag-
lichen Mindestgehälter um jeweils zumindest 7% er-
höht.

5. Wird eine Arbeitnehmerin an einem Samstag nach
13.00 Uhr mit der Vermietung von Bild- und Tonträ-

gern beschäftigt, hat der folgende Samstag zur Gänze
arbeitsfrei zu bleiben. In folgenden Fällen ist die Be-
schäftigung am folgenden Samstag nach 13.00 zuläs-
sig:

5.1. Vollzeitbeschäftige Arbeitnehmerinnen auf aus-
drücklichenWunsch der Arbeitnehmerin, wenn verein-
bart wird, dass innerhalb der entsprechenden Arbeits-
woche zumindest zwei zusammenhängende Tage ar-
beitsfrei bleiben.

5.2. Arbeitnehmerinnen, mit denen eine Arbeitsleis-
tung ausschließlich für Arbeitsleistungen an Samsta-
gen, an Sonn- und Feiertagen oder an Samstagen
und Sonntagen vereinbart ist.

6. Keine Anwendung finden sämtliche aufgrund der
Lage der Normalarbeitszeit bzw. für Mehrarbeitsleis-
tungen gebührenden besonderen Zuschlags bzw.
Freizeitregelungen dieses Kollektivvertrages für Ar-
beitsleistungen anWerktagen sowie für Arbeitsleistun-
gen an Sonn- und Feiertagen (ABSCHNITT 2). Diese
sind durch das erhöhte Mindestgehalt der Gehaltsta-
feln im Sinne des Pkt 4. pauschal abgegolten.

7. Für die Beschäftigung von Arbeitnehmerinnen am
8. Dezember kommen die Bestimmungen dieses Kol-
lektivvertrages gemäß ABSCHNITT 2) I zur Anwen-
dung.

D. TABAKTRAFIKEN

Für alle Angestellten, die vor dem 1. Jänner 1998 in ei-
ne Tabaktrafik eingetreten sind (auch Aushilfskräfte),
auf welche das AngG Anwendung findet gilt abwei-
chend zu ABSCHNITT 1) H. folgende Regelung:
Für die ununterbrochene Betriebszugehörigkeit von je
10 Jahren in ein und demselben Betrieb erhält der Ar-
beitnehmer jeweils ein Jubiläumsgeld in der Höhe ei-
nes Monatsgehaltes, das anlässlich des Antrittes des

Erholungsurlaubes auszuzahlen ist. Als Betriebszuge-
hörigkeit gelten auch Unterbrechungen des Dienst-
verhältnisses, wenn sie die Gesamtdauer von 3 Mona-
ten nicht überschreiten und die Lösung des Dienstver-
hältnisses nicht durch vorzeitigen Austritt ohne wichti-
gen Grund oder durch vorzeitige Entlassung infolge
eines wichtigen Grundes erfolgt ist.
(D. gilt ab 1.1.2022)
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ABSCHNITT 7)
ABSCHLIESSENDE BESTIMMUNGEN

A. VERFALLS- UND VERJÄHRUNGSBESTIMMUNGEN

1. ALLGEMEINE BESTIMMUNG

Soweit in diesem Kollektivvertrag nicht anders gere-
gelt, sind Ansprüche der Arbeitgeberin sowie der Ar-
beitnehmerin bei sonstigem Verfall innerhalb von
6 Monaten nach Fälligkeit schriftlich dem Grunde

nach geltend zu machen. Bei rechtzeitiger Geltend-
machung bleibt die gesetzliche Verjährungsfrist ge-
wahrt.

2. ARBEITSZEITAUFZEICHNUNGEN

2.1. Die Arbeitgeberin hat (außer in den Fällen gemäß
§ 26 Abs (2) bis (5) AZG, zB Gleitzeit, Reisende) laufend
Aufzeichnungen über die von ihren Arbeitnehmerin-
nen geleisteten Arbeitszeiten zu führen, die der Arbeit-
nehmerin bis spätestens am Ende der folgenden Ge-
haltsperiode zur Bestätigung vorzulegen sind. Der
Zeitraum der Vorlage kann über Betriebsvereinba-
rung, in Betrieben ohne Betriebsrat über den Arbeits-
vertrag (Dienstzettel) verlängert werden.

2.2. Verweigert die Arbeitnehmerin die Unterschrift mit
begründetem Hinweis auf eine höhere Arbeitszeitleis-
tung, so hat sie Ansprüche aufgrund einer höheren Ar-
beitszeitleistung innerhalb von 6 Monaten ab Vorlage
der Arbeitszeitaufzeichnung schriftlich geltend zu ma-
chen. Für die so geltend gemachten Ansprüche gelten
die Verjährungsfristen des ABGB.

2.3. Etwaige seitens der Arbeitnehmerin nach dem
Verfahren gemäß der Punkte 2.1. und 2.2. nicht gel-

tend gemachte Arbeitszeiten verfallen nach Ablauf
von 2 Monaten.

2.4. Werden von der Arbeitgeberin entgegen diesen
Bestimmungen die laufenden Aufzeichnungen nicht
geführt oder vorgelegt, so verfallen Ansprüche, sofern
sie nicht dem Grunde nach schriftlich geltend ge-
macht wurden, nach Ablauf von 6 Monaten nach Fäl-
ligkeit sofern gemäß Punkt 2.5. nichts anderes be-
stimmt ist.

2.5. Werden die Aufzeichnungen nicht geführt, in we-
sentlichen Teilen nicht geführt oder werden sie nicht
vorgelegt, so beträgt diese Frist 12 Monate, sofern we-
gen des Umfanges des Betriebes diese Aufzeichnun-
gen von der Arbeitgeberin üblicherweise nicht über-
wiegend persönlich geführt werden und die Arbeit-
nehmerinnen nicht in diese Aufzeichnungen Einsicht
nehmen können.

3. ZEITGUTHABEN, ZEITAUSGLEICH

Bei Abgeltung von Arbeitszeit, Mehrarbeit, Überstun-
den und Zuschlägen in Form von Zeitausgleich hat
die Arbeitgeberin ein Zeitkonto zu führen. Das Zeit-
konto muss mindestens einmal im Quartal der Arbeit-
nehmerin zur Bestätigung der Richtigkeit vorgelegt
werden. Bestätigt die Arbeitnehmerin die Richtigkeit

des Zeitkontos, sind weitere Ansprüche auf Zeitgutha-
ben ausgeschlossen. Wird die Richtigkeit nicht bestä-
tigt, gelten die Bestimmungen gemäß Punkt 1. Von
der Arbeitgeberin anerkannte Zeitgutschriften verfal-
len nicht.
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4. GEHALTSANSPRÜCHE

Gehaltsansprüche auf Grund von Unstimmigkeiten
hinsichtlich der Einstufung verfallenmangels Geltend-
machung mit Ablauf von einem Jahr. Bei rechtzeitiger

Geltendmachung bleibt die dreijährige Verjährungs-
frist des § 1486 ABGB aufrecht.

5. REISEKOSTEN- UND REISEAUFWANDSENTSCHÄDIGUNGEN

Ansprüche aus Reisekosten oder Reiseaufwandsent-
schädigungenmüssen spätestens innerhalb von 3Mo-
naten nach Beendigung der Dienstreise bzw der ver-
einbarten oder aufgetragenen Vorlage des Fahrten-

buches bei sonstigem Verfall bei der Arbeitgeberin
durch Rechnungslegung bzw Vorlage des Fahrtenbu-
ches geltend gemacht werden.

B. BEGLEITGRUPPE UND SCHLICHTUNGSSTELLE

1. Zur Beilegung von Meinungsverschiedenheiten in
der Auslegung dieses Kollektivvertrages wird eine
Schlichtungsstelle errichtet. Diese Schlichtungsstelle
kann seitens der Arbeitgeberinnen von den zuständi-
gen Kammerorganisationen, seitens der Angestellten
von der Gewerkschaft GPA angerufen werden.
Diese Schlichtungsstelle hat bei Fragen zur Auslegung
dieses Kollektivvertrages innerhalb von 3 Monaten zu-
sammenzutreten. Die Schlichtungsstelle besteht aus
3 Vertreterinnen der Arbeitgeberinnen und 3 Vertre-
terinnen der Angestellten. Betrifft der Spruch der
Schlichtungsstelle eine besondere Branchengruppe,
so ist dies bei der Zusammensetzung der Schlich-
tungsstelle sowohl von der Arbeitgeberinnen- als auch
von der Angestelltenseite durch die Beiziehung je ei-
ner Vertreterin der betreffenden Branche entspre-
chend zu berücksichtigen.
Die Vorsitzende wird abwechselnd je Sitzung aus den
Reihen der Arbeitgeberinnen und Angestellten ge-
wählt und hat nur eine Stimme. Die Schlichtungsstelle
ist nur bei Anwesenheit aller Beisitzer beschlussfähig;
es entscheidet die Stimmenmehrheit. Kann keine Eini-
gung erzielt werden, dann unterwerfen sich beide
Vertragspartner dem Schiedsspruch des Bundeseini-
gungsamtes.

2. Streitigkeiten und Meinungsverschiedenheiten im
Zusammenhang mit der Beschäftigung am 8. Dezem-
ber sollen von einer in jedem Bundesland zu errichten-

den, paritätisch besetzten Schlichtungsstelle geklärt
werden. Diese Schlichtungsstelle besteht aus zwei Ver-
treterinnen der Arbeitgeberinnen und zwei Vertreter-
innen der Angestellten.

3. Die Kollektivvertragsparteien vereinbaren eine ge-
meinsame Beobachtung und Evaluierung in das neue
Beschäftigungsgruppenschema durch eine Begleit-
gruppe. Diese Begleitgruppe besteht aus je 2–4 Perso-
nen, die einerseits von der Bundessparte Handel und
andererseits von der Gewerkschaft GPA genannt wer-
den. Aufgabe dieser Begleitgruppe ist es, Anfragen
zur Einstufung zu bearbeiten, bei Differenzen auf be-
trieblicher Ebene zu vermitteln, die praktische Hand-
habbarkeit und die Auswirkungen auf Betriebsabläufe
und Arbeitnehmerinnen zu dokumentieren und da-
raus notwendige Änderungsmaßnahmen abzuleiten
und zu vereinbaren.
(3. idF ab 1.1.2022)

4. Die Kollektivvertragsparteien vereinbaren eine ge-
meinsame Evaluierung der Regelungen zur Viertage-
woche, Altersteilzeit und Bildungskarenz bis Ende
2022. Dabei wird die praktische Handhabbarkeit und
die Auswirkung auf Betriebsabläufe überprüft. Zur
Optimierung der Regelungen werden darauf basie-
rend notwendige Änderungsmaßnahmen entwickelt.
(4. idF ab 1.1.2021)

C. SCHLUSSBESTIMMUNGEN

1. Bestehende höhere Gehälter und günstigere ar-
beitsrechtliche Vereinbarungen (individuelle Rege-
lungen oder betriebliche Übungen) werden durch
diesen Kollektivvertrag nicht berührt.

2. Mit Inkrafttreten dieses Kollektivvertrages verlieren
die Bestimmungen des bisher gültigen Kollektivver-
trags vom 29. November 2022 ihre Gültigkeit.
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JA! 
� Frau      � Herr      � Divers      � ..............................................................

Familienname ................................................................................................. Vorname ......................................................................................................

Titel ................................................................................................................... Geburtsdatum 

Straße/Haus-Nr. ............................................................................................. PLZ/Wohnort ..............................................................................................

Telefonisch erreichbar .................................................................................. E-Mail ..........................................................................................................

☐ Angestellte/r ☐ ArbeiterIn ☐ Lehrling/......Lj. ☐ SchülerIn ☐ StudentIn                  

☐ Werkvertrag ☐  ☐ Freier Dienstvertrag ☐  ☐

Derzeitige Tätigkeit ................................................................... ☐  ............................................

 .......................................................................  Dienstort .....................................................................

 ..................................................................................................................................................................................................................................

Branche .................................................................................................................................................................................................................................. 

Höhe des monatlichen Beitrages: EUR 

Der monatliche Mitgliedsbeitrag beträgt 1 % des Bruttogehalts bis zu einem Maximalbeitrag (siehe www.gpa.at/mitgliedsbeitrag),  

der jährlich angepasst wird. Der Mitgliedsbeitrag ist steuerlich absetzbar.

☐  Ich willige ein, dass ÖGB, ÖGB Verlag und/oder VÖGB mich telefonisch bzw. per elektronischer Post (§107 TKG) kontaktieren  

dürfen, um über Serviceleistungen, etwa Aktionen für Tickets, Bücher und Veranstaltungen zu informieren und sonstige Informationen zu  

übermitteln. Die Einwilligung kann jederzeit widerrufen werden.

☐ BETRIEBSABZUG

werden kann. Ich erteile deshalb meine Einwilligung, dass meine im Zusammenhang mit der Beitragseinhebung erforderlichen personen-

Karenzzeiten, Präsenz-, Ausbildungs- und Zivildienstzeiten, Pensionierung und Adressänderungen) von meinem Arbeitgeber und von der 

☐ SEPA  (Bankeinzug)

kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrags verlangen. Es gelten 

dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen. 

Der Einzug des Mitgliedsbeitrags erfolgt jeweils zum Monatsultimo.

☐ monatlich ☐ alle 2 Monate ☐ jedes Quartal ☐ 1/2 jährlich ☐
Wenn ich dem Betriebsabzug zugestimmt habe, diesen aber nicht mehr wünsche oder aus dem Betrieb ausscheide oder der Abzug des  

meinem bekannt gegebenen Konto umzustellen.

IBAN BIC

.............................................................................................................................................  

 

unter www.oegb.at/datenschutz) zur Kenntnis genommen zu haben. 

...................................................................................................... 

1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1, Service-Hotline: +43 (0)5 0301,

E-Mail: service@gpa.at, ZVR 576439352, CID: AT48ZZZ00000006541  WerberIn-Mitgliedsnummer: .....................................................................



Der Schutz Ihrer persönlichen Daten ist uns ein besonderes Anlie-

gen. In dieser Datenschutzinformation informieren wir Sie über die 

wichtigsten Aspekte der Datenverarbeitung im Rahmen der Mit-

gliederverwaltung. Eine umfassende Information, wie der Öster-

Ihren personenbezogenen Daten umgeht, finden Sie unter www.
oegb.at/datenschutz
Verantwortlicher für die Verarbeitung Ihrer Daten ist der Ös-

von Ihnen angegebenen Daten mit hoher Vertraulichkeit, nur für 

 

GPA; soweit Sie dem Betriebsabzug zugestimmt haben, Ihre Einwil-

ligung zur Verarbeitung der dafür zusätzlich erforderlichen Daten.

Daten an Dritte erfolgt nicht oder nur mit Ihrer ausdrücklichen 

Zustimmung. Die Datenverarbeitung erfolgt ausschließlich im 

EU-Inland.

Bezug auf die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten die 

der Verarbeitung zu. 

Gegen eine Ihrer Ansicht nach unzulässige Verarbeitung Ihrer  

Daten können Sie jederzeit eine Beschwerde an die österreichische 

Datenschutzbehörde (www.dsb.gv.at) als Aufsichtsstelle erheben.

Sie erreichen uns über folgende Kontaktdaten:

1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

Tel.: +43 (0)5 0301

E-Mail: service@gpa.at

1020 Wien, Johann-Böhm-Platz 1 

Tel.: +43 (0)1 534 44-0

E-Mail: oegb@oegb.at 

 

DATENSCHUTZINFORMATION (online unter: www.oegb.at/datenschutz)

ICH MÖCHTE MICH IN FOLGENDE INTERESSENGEMEINSCHAFTEN EINTRAGEN:

☐ IG PROFESSIONAL            ☐ IG FLEX            ☐ IG SOCIAL            ☐ IG IT            ☐ IG EXTERNAL    

Dieses Service ist für mich kostenlos und kann jederzeit von mir widerrufen werden.

� Frau      � Herr      � Divers      � ....................................................  Titel ............................................................................................................... 

  

Familienname ...............................................................................................  Vorname ......................................................................................................

Straße/Haus-Nr. ...........................................................................................  PLZ/Wohnort ...............................................................................................

Berufsbezeichnung. .....................................................................................  Betrieb .........................................................................................................

Telefonisch erreichbar ................................................................................  E-Mail ...........................................................................................................

.........................................................................................................................

INTERESSENGEMEINSCHAFTEN DER GEWERK
SCHAFT GPA bringen Menschen mit ähnlichen  

Berufsmerkmalen zusammen. Zum Austauschen von 

Erfahrungen und Wissen, zum Diskutieren von Prob-

lemen, zum Suchen kompetenter Lösungen, zum 

Durchsetzen gemeinsamer beruflicher Interessen.  

Mit Ihrer persönlichen Eintragung in eine oder mehrere  

● erhalten Sie mittels Newsletter regelmäßig Informationen über 

Anliegen, Aktivitäten und Einladungen für Ihre Berufsgruppe;  

● erschließen Sie sich Mitwirkungsmöglichkeiten an Projekten, 

Bildungsveranstaltungen, Kampagnen und anderen für Ihre 

Berufsgruppe maßgeschneiderten Veranstaltungen; 

● -

rufsspezifische Dienstleistungen und Produkte in Anspruch 

(Broschüren, Artikel, Umfragen, Webinar-Reihen und andere 

Materialien); 

● beteiligen Sie sich an demokratischen Direktwahlen Ihrer be-

ruflichen Vertretung auf Bundesebene und nehmen dadurch 

-

scheidung.  

 

Nähere Infos dazu unter: www.gpa.at/interesse
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DER GPA

Service-Hotline: +43 (0)5 0301-301
E-Mail: service@gpa.at

GPA Service-Center 
1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

GPA Landesstelle Wien 
1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

GPA Landesstelle Niederösterreich 
3100 St. Pölten, Gewerkschaftsplatz 1

GPA Landesstelle Burgenland 
7000 Eisenstadt, Wiener Straße 7

GPA Landesstelle Steiermark 
8020 Graz, Karl-Morre-Straße 32

GPA Landesstelle Kärnten 
9020 Klagenfurt, Bahnhofstraße 44/4

GPA Landesstelle Oberösterreich 
4020 Linz, Volksgartenstraße 40

GPA Landesstelle Salzburg 
5020 Salzburg, Markus-Sittikus-Straße 10

GPA Landesstelle Tirol 
6020 Innsbruck, Südtiroler Platz 14-16

GPA Landesstelle Vorarlberg 
6901 Bregenz, Reutegasse 11
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